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Teil 1 |  Grundlagen 
 

 1 ABWERBEN | DER BEGRIFF HEADHUNTING 
 
Abwerben, oder auch Headhunting genannt, ein sog neudeutscher 
Begriff, der ursprünglich aus dem englischen stammt. Head|hun|ter 
der; -s, - „aus gleichbedeutend englisch ‚headhunter’, eigentlich 
‘Kopfjäger’“: jmd., der Führungskräfte abwirbt1. Eine im deutschen 
Sprachgebrauch darüber hinaus übliche Bezeichnung für die 
Direktsuche ist die des Executive Search (auch Direct Search) steht für 
eine bestimmte Dienstleistung im Rahmen der Besetzung von vakanten 
Führungspositionen in Unternehmen. Executive Search wird bei der 
Suche nach Top-Führungskräften, die i. d. R. nicht auf eine 
Stellenanzeige reagieren würden, sowie bei der Suche nach 
ungewöhnlichen Spezialisten angewandt2. Rechtlich handelt es sich um 
den Begriff des Abwerbens. Im juristischen Sprachgebrauch handelt es 
sich bei der Abwerbung um jegliche Werbung von vertraglich bereits 
anderweitig gebundenen Arbeitnehmern. Charakteristisch für die 
Abwerbung ist hiebei, dass die bestehende Vertragsbeziehung 
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgeber durch einen Dritten –den 
Headhunter- beeinträchtigt wird, wobei die Art der Beeinträchtigung 
unerheblich ist. Das Abwerben kann das Verleiten zum Vertragsbruch 
beinhalten, ebenso, wie das Ausnützen der Situation nach 
ordnungsgemäßer Beendigung des Vertrages. Festzuhalten ist, dass 
sich Headhunting heutzutage nicht nur auf das Abwerben von 
Führungskräften bezieht, sondern auf das Abwerben von Mitarbeitern 
ganz allgemein. Auf der anderen Seite handelt es sich bei den 
                                                                    
1Vgl Duden (Hrsg) - Das große Fremdwörterbuch: Herkunft und Bedeutung der 
Fremdwörter (2003). 
2 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Search . 
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abzuwerbenden bzw abgeworbenen Mitarbeitern auch um 
Führungskräfte, selbst wenn Ihnen die rechtliche Arbeitnehmerschaft 
im eigentlichen Sinne fehlt.  
 
Der Begriff des Abwerbens an sich wird von Binder als Vorliegen einer 
Verleitung zum Vertragsbruch gesehen3. Liegt diese Verleitung zum 
Vertragsbruch zu Zwecken des Wettbewerbes vor, so handle es sich 
um einen Verstoß gegen § 1 UWG. Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg.) 
unterscheiden zwischen ‚Abwerben‘ und ‚Anwerben‘ und bezeichnen 
damit jede Aktion, in der ein Beschäftigter sein bisheriges 
Arbeitsverhältnis löst (‚Abwerben‘) und sich zur Begründung eines 
Neuen (‚Anwerben‘) um werben lässt4. Manche Autoren merken an, 
dass, um den Tatbestand der Abwerbung erfüllt zu haben, mit einer 
gewissen Beharrlichkeit und Ernsthaftigkeit auf den Abreitnehmer 
eingewirkt werden muss, mit dem Ziel, diesen zur Aufgabe seines 
bisherigen Beschäftigungsverhältnisses zwecks Begründung eines 
neuen zu veranlassen5.  
 
Die Rechtsprechung verfolgt keine einheitliche Begrifflichkeit. Außer 
‘Abwerben’ und ‘Ausspannen’ findet sich gelegentlich auch ‘Abjagen’. 
Der OGH bezeichnet mit der ‚Abwerbung‘ die Verleitung von 
Arbeitskollegen zum Vertragsbruch6, das allerdings auch ein aktives 
Handeln erforderlich macht, mit dem Ziel, den Mitarbeiter zum 
                                                                    
3 Vgl Binder, Allgemeine und rechtliche Aspekte der Mobilität von Arbeitnehmern, ZfA 
1978, 92 ff. 
4 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg.), Wettbewerbsrecht26, § 1 UWG Rz 583. 
5 Vgl Winter, Abwerben von Arbeitnehmern, Dissertation 2000, 12.  
6 Vgl OGH 9 Ob A 1/93, Arb 11.072.  
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Wechsel seines Dienstpostens zu bewegen7 bzw das Dienstverhältnis 
zu lösen und in ein Konkurrenzunternehmen einzutreten8. 
 
Nach dieser Begrifflichkeit des OGH kann man die Abwerbung an sich 
in Einzelakte unterteilen. Demnach ist eine ‘Abwerbung’ im engeren 
Sinne dann gegeben, wenn das Ziel des Abwerbenden ist, 
Arbeitnehmer eines anderen, mit ihm im Mitbewerb stehenden 
Unternehmens, zur Lösung ihres bisherigen Dienstverhältnisses zu 
bewegen. Die ‘Anwerbung’ hingegen liegt vor, wenn das Ziel des 
Anwerbenden ist, den Arbeitnehmer zur Aufnahme einer 
Beschäftigung bei einem neuen Arbeitgeber zu motivieren. 
‘Umwerbung’ (Abwerbung im weiteren Sinne) hingegen liegt demnach 
vor, wenn das Ziel des Umworbenen sowohl die Aufgabe des alten als 
auch die Eingehung eines neuen Arbeitsverhältnisses ist.  
                                                                    
7 Vgl OGH 4 Ob 119/63, Arb 7851; 4 Ob 16/64, Arb 7901; 9 Ob A 100/87 RdW 1988, 172.   
8 Vgl OGH 9 Ob A 232/90, ÖBl 1991, 15. 

 2 ENTWICKLUNG 
 
Die Wurzeln des Executive Search liegen alle in Nordamerika. Die 
älteste Executive-Search-Firma war die 1926 gegründete ‚Thorndike 
Deland Associates‘ in New York, die 2001 ihren Betrieb einstellen 
musste. Nach dem Ersten Weltkrieg gab es in Nordamerika eine große 
Knappheit an geeigneten Persönlichkeiten für Spitzenpositionen in der 
Politik. Deland hatte die Idee, nicht potenzielle Kandidaten auf eine 
Stellenanzeige reagieren zu lassen, sondern nach vorheriger Recherche 
jene aktiv anzusprechen, und dürfte damit als ‘Erfinder’, zumindest als 
Pionier des Executive Search gelten9. 
 
George A. Fry, der seit den frühen dreißiger Jahren Partner der 
Unternehmensberatung ‚Booz Allen Hamilton‘ war, gründete 1942 
seine eigene Gesellschaft, ‚George Fry & Associates‘ in Chicago. Diese 
Beratungsfirma arbeitet auf den Gebieten Marketing, 
Unternehmensplanung und Personalberatung und wurde später 
umbenannt in ‚Fry Consultants Inc‘. Diese Firma wurde bereits 1952 auf 
dem deutschen Markt tätig, benannte sich in Deutschland später in 
‘SUP Societät für Unternehmensplanung’ um und existiert noch heute 
(wenngleich auch in sehr reduziertem Umfang)10. Einer der 
Gründungspartner von Fry in Deutschland war der nicht unumstrittene 
Dr. Maximilian Schubart, der mit teils recht ungewöhnlichen Methoden 
agierte und sich einen Namen machte (er veröffentlichte u.a. 1964 das 
Buch ‘Das Tabu der Gehälter’). 
                                                                    
9 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Search [12-05-2009]. 
10 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Search [05-12-2010]. 
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Ein weiterer Kopf der Booz-Allen-Mannschaft, Sidney Boyden, 
gründete 1946 eines der bedeutendsten Executive-Search-
Unternehmen. Spencer Stuart gründete sein Unternehmen 1956 und 
war eines der ersten mit Präsenz in Kontinentaleuropa11.  
 
Auf dem deutschen Markt sind die genannten Unternehmen seit Ende 
der sechziger Jahre präsent. Seit den achtziger Jahren -seit der 
Öffnung des Eisernen Vorhanges- haben alle größeren Unternehmen 
auch Niederlassungen in Österreich, zunehmend auch in Ungarn und 
manch anderen umgebenden Staaten.  
 
Nach dem zweiten Weltkrieg etablierte sich, aufgrund der schnell 
fortschreitenden Industrialisierung, in den USA die Dienstleistung der 
professionellen Personalberatung. Ende der 50er Jahre setzte sich die 
Denkweise der langfristigen Personalplanung schließlich auch in 
Österreich durch. Seitdem kann die Branche einen jährlich wachsenden 
Umsatz verzeichnen. In den späten 90er Jahren gab es einen großen 
Konsolidierungsprozess, der zudem durch die prominenten 
Börsengänge der Konkurrenten um den Weltmarktführerplatz, 
‚Korn/Ferry‘, ‚Spencer Stuart‘ und ‚Neumann International‘, geprägt 
war, die alle drei insbesondere durch Übernahmen kleinerer Firmen 
expandierten12. Alle drei Unternehmensberater sind heute noch am 
europäischen und österreichischen Markt marktführend. Im Jahr 2005 
nahm der Gesamtumsatz der Personalberatungsbranche im Vergleich 
                                                                    
11 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Search [12-05-2009]. 
12 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Executive_Search [27-10-2009]. 
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zu 2004 um knapp zehn Prozent auf 97 Millionen Euro (2004: 88 
Millionen Euro) zu13. 
 
Nicht nur die robuste Konjunktur beflügelte im neuen Jahrtausend bis 
zum Herbst 2008 das Geschäft der Executive Search Consultants. Auch 
die fortschreitende Globalisierung und der harte internationale 
Wettbewerb sorgten für volle Auftragsbücher. Hinzu kommt die 
Abwanderung von qualifiziertem Personal: Jeder vierte Manager in CEE 
kommt aus dem Ausland – zumeist aus Österreich, Deutschland und 
der Schweiz14. 
 
Banken und Versicherungen zählten im vergangenen Jahr zu den 
besten Klienten der Berater. Laut ‚Kienbaum‘ entfallen auf die 
Finanzdienstleister 15 bis 20 Prozent des gesamten Umsatzes der 
Branche. Bei einigen Personalberatungsfirmen, etwa bei ‚Neumann 
Partners‘, ist der Anteil sogar noch höher15. 
 
Eine überdurchschnittlich starke Nachfrage registrierten die 
Consultants auch aus den Branchen IT und Elektronik sowie 
Professional Services. Zu Letzteren gehören große Beratungshäuser, 
Wirtschaftsprüfungsfirmen und immer öfter auch Anwaltskanzleien. 
 
Ein weiterer Faktor, der die Nachfrage nach Spitzenkräften ansteigen 
lässt, ist der Umbau des öffentlichen Sektors. Bund, Länder, 
Gemeinden und staatsnahe Betriebe sind wichtige Klienten der Berater 
geworden. Und bei der Privatisierung von öffentlichen Einrichtungen 
                                                                    
13 WKO | UBIT  - Fachverband der Unternehmensberater www.wko.at [03-10-10]. 
14 http://www.consultingstar.com/personalberatung/ [03-10-10]. 
15 Eigene Angaben [06-06-10]. 
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spielen Finanzinvestoren eine große Rolle. Kein Deal dieser Art wird 
heute geschlossen, ohne dass die Recruiting-Profis involviert sind. 
Schließlich wollen die Geldgeber sicher sein, dass sich ihr Einsatz 
auszahlt16. 
 
Headhunter jagen nicht nur Köpfe. Die Consultants analysieren und 
bewerten das Potenzial von Führungskräften. Management Audit oder 
Management Appraisal nennen die Experten diese Tätigkeit. Audits 
seien besonders dann gefragt, wenn Unternehmen umstrukturiert, 
verkauft oder fusioniert werden, sagt Pendl von Pendl & Piswanger17. 
Ein weiterer Trend stimuliert diese Nachfrage: Weil gutes Personal 
immer knapper wird, fördern die Unternehmen ihre Manager besser als 
früher und richten deren Entwicklung an ihren strategischen Zielen 
aus. 
 
Die Finanzkrise des Jahres 2008 hat auch den Personalberatungen 
weltweit die Luft zum Atmen genommen. Die Auftragslage ging rapide 
zurück, der Beratungsmarkt auf dem Sektor brach massiv und plötzlich 
zusammen, zahlreiche Personalberatungen mussten fusionieren oder 
schließen und verschwanden vom Markt. 2009 lag die Branche vollends 
darnieder, nur sehr wenige Branchen waren im Jahr 1 nach Lehman-
Brothers von der Finanzkrise weniger stark betroffen, wie der Sozial- 
und Gesundheitsbereich. Wer schon damals auf diese Branchen 
spezialisiert war, konnte sich möglicherweise über Wasser halten.  
 
Der Ausblick auf das kommende Jahr fällt vorsichtig optimistisch aus. 
Die meisten der von der WKO befragten Firmenchefs rechnen zwar mit 
                                                                    
16 http://www.manpower.at/   [24-09-10]. 
17 www.derstandard.at [07-09-07]. 
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einer weiterhin starken Nachfrage nach Spitzenpersonal, halten sich 
jedoch mit bezifferten Prognosen zurück: Noch könne man das ganze 
Ausmaß der Finanzkrise und deren Dauer nicht überblicken. Der 
Zaghafte Beginn einer Besserung der Lage ist in Sicht, das Geschäft 
aber wieder so aufzubauen wie vor Lehman-Brothers, kann noch Jahre 
dauern.  

 3 VORTEILE DER EXTERNEN PERSONALSUCHE 
 
Der Vorteil einer externen Personalsuche und -auswahl besteht darin, 
dass der Personalberater über sehr gute Kenntnisse der aktuellen 
Arbeitsmarktlage verfügt und meist eine einschlägige akademische 
Ausbildung vorweisen kann, die betriebswirtschaftliches Denken und 
Handeln mit Personalmanagement verbindet. Die Leistungen einer 
Personalberatung werden mit wachsender Komplexität im 
innerbetrieblichen sowie im außerbetrieblichen Umfeld immer häufiger 
in Anspruch genommen. Ferner können Unternehmensressourcen 
durch die Ausgliederung der Personalsuche und -auswahl optimal 
genutzt werden. Außerdem spielt die Neutralität, Diskretion und der 
Imageschutz für die Firmen eine wichtige Rolle. Ein weiterer Vorteil ist 
die Fehlerreduktion bei der Mitarbeiterauswahl, den die höhere 
Objektivität der zwischen Bewerber und zukünftigem Arbeitgeber 
handelnden Personalberatung bietet. Diese Professionalisierung liegt 
beispielsweise in einer strukturierten Bedarfsanalyse und einer 
eignungsdiagnostischen Kompetenzprofilsetzung. Beauftragt ein 
Unternehmen eine Personalberatung zur Personalrekrutierung, so 
steht ein Gespräch der beiden Parteien an erster Stelle, in dem das 
Anforderungsprofil der gewünschten Kandidaten durch ein berufliches 
Profiling (Profilsetzung) eindeutig dargelegt wird. Auf Grundlage 
dieses Profils kann der Personalberater Stellenangebote 
veröffentlichen und anhand zuvor mit dem Kunden besprochener 
Suchstrategien nach passenden Kandidaten suchen. Oft können 
Personalberatungen auch auf einen internen Bestand an potenziellen 
Kandidaten zurückgreifen und steuern diese bei erster 
Übereinstimmung mit dem Anforderungsprofil aktiv an. Viele 
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Personalberatungen setzen bei der Besetzung der Stellen 
insbesondere auf die direkte Ansprache von Kandidaten, die in anderen 
Unternehmen tätig sind. Dies hat den großen Vorteil, dass sehr gute 
Kandidaten erreicht werden, die aktuell nicht auf der Suche nach einer 
neuen Aufgabe sind. Der sogenannte Direct Search (Direktsuche) 
bietet viele Vorteile und erreicht deutlich mehr geeignete potenzielle 
Bewerber. Darauf haben sich oft die branchenorientierten 
Personalberatungen spezialisiert. In Absprache mit dem suchenden 
Unternehmen gestaltet und schaltet die Personalberatung 
Stellenanzeigen und ist Ansprechpartner für alle interessierten 
Bewerber. Nachdem die Bewerbungen bei der Personalberatung 
eingegangen sind, sieht der Personalberater sie anhand bestimmter 
Kriterien durch und vereinbart, nach vorheriger Absprache mit dem 
Auftraggeber, Termine zu Vorstellungsgesprächen. 
Bewerbungsgespräche können je nach Auftrag vom Auftraggeber 
selbst oder von den Personalberatern durchgeführt werden. Neben 
dem klassischen Bewerberinterview kann auch ein von der 
Personalberatung konstruiertes Assessment-Center Teil eines 
Auswahlprozesses sein. Vorteil für den Auftraggeber ist außerdem, 
dass ein Personalberater meist fundierte Kenntnisse in verschiedenen 
psychologischen Testverfahren im Bereich der Eignungstests mitbringt. 
Hierbei hilft z.B. die Kompetenz- und Potentialanalyse bei der Analyse 
von Stärken und Schwächen in Bezug auf den beruflichen 
Einsatzbereich. Die Testergebnisse können zum gezielten Einsatz und 
zur Entwicklung der persönlichen Stärken im neuen Arbeitsumfeld des 
Mitarbeiters genutzt werden. Als weiteres Entscheidungskriterium für 
die Einstellung eines neuen Mitarbeiters übernimmt die 
Personalberatung zunehmend auch die Überprüfung von Zeugnissen 
und Referenzen bei ehemaligen Arbeitgebern. Der Einsatz von 
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Werkzeugen für Kompetenzanalysen und berufliches Profiling setzt ein 
fundiertes Wissen über die Verfahren psychologischer 
Eignungsdiagnostik voraus. Personalberatungen vereinbaren mit ihren 
Kunden hauptsächlich Festhonorare. Laut einer Studie der WKO 
enthalten 83 Prozent der Verträge gestaffelte Pauschalhonorare nach 
Projektfortschritt. Knapp zehn Prozent Anteil entfällt auf Festhonorare 
nach Zeitfortschritt. Nur acht Prozent der Personalsuchaufträge 
werden mit einem Erfolgshonorar abgeschlossen18. 
                                                                    
18 http://de.wikipedia.org/wiki/Personalberatung [03-10-10]. 

 4 PROBLEMSTELLUNG 
 
In den letzten Jahren hat sich ein deutlich steigender Mangel an 
qualifizierten Facharbeitskräften gezeigt, nicht nur im unteren 
Segment der Ausbildungsqualifikationen, und nicht nur in Österreich. 
Diese Entwicklung hat einerseits dazu geführt, dass vermehrt 
Fachkräfte aus dem Ausland rekrutiert wurden, aber auch, vor allem, 
weil sich das Sprachproblem immer wieder als ein unüberwindliches 
Hindernis herausgestellt hat, dazu dass vermehrt qualifizierte 
Arbeitskräfte aktiv abgeworben wurden. In erster Linie geht es hiebei 
um die Abwerbung von Spezialisten und Führungskräfte der oberen 
Managementebenen. In Österreich gibt es 434 registrierte 
Personalunternehmen, von denen 80% auch oder nur Executive Search 
betreiben. Im Jahr 2007 wurden Österreichweit 1.278 Positionen über 
Abwerbung besetzt, davon 22% Vorstandsdirektoren und 
Geschäftsführer, 34% Abteilungsleiter Controlling, Vertrieb, Marketing 
und Technik; der Rest (44%) sonstige Spezialisten19. Gerade bei der 
Besetzung von Vorständen, Geschäftsführern und Managern wird 
teilweise auf die rechtlich problematische Telefonansprache 
zurückgegriffen, dh der potenziell abzuwerbende Manager wird an 
seinem derzeitigen Arbeitsplatz in einem festen Arbeitsverhältnis vom 
Headhunter aktiv, telefonisch, direkt angesprochen.  
 
Üblicherweise ist ein Unternehmer aus diversen Gründen daran 
interessiert, die Stammbelegschaft zu bilden und zu wahren und die 
Fluktuation gering und überschaubar zu halten. Keine Fluktuation ist 
                                                                    
19 Vgl Angaben Statistik Austria, [14-02-2008]. 
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aus personalentwicklungstechnischer Sicht nicht erstrebenswert, da 
nur durch Ausscheiden und Nachbesetzen eine gewisse ‘gesunde’ 
Entwicklung garantiert werden kann.  
 
Neben Einschulungs-, Einarbeitungs- und Suchkosten, die durch die 
Neubesetzung des Arbeitsplatzes entstehen, summieren sich die 
Kosten für den Abgang des vorherigen Stelleninhabers. Ab dem 
Zeitpunkt, ab dem der Arbeitnehmer seine eigene Unzufriedenheit, die 
so beträchtlich ist, dass er sich zur Veränderung entschließt, 
eingesteht, ab diesem Zeitpunkt stellt der Arbeitnehmer nicht mehr 
seine volle Arbeitskraft in den Dienst des Unternehmens. Statistisch 
betrachtet häufen sich hier Krankenstände, Urlaubsabbau und 
Zeitkonsumationen oder aber Freistellungen, die nach Ermessen des 
Arbeitgebers oft zur Schadensbegrenzung dienen. Rein rechnerisch 
betrachtet kann dem Unternehmer das Ausscheiden eines Mitarbeiters 
bis zu einem Bruttojahresgehalt kosten, nicht eingerechnet ist 
möglicher Schaden durch den Verlust von Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnissen mit dem ausscheidenden Arbeitnehmer. 
Gerade aber an Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen hat das 
konkurrierende Unternehmen unter Umständen gesteigertes 
Interesse.  
 
Naturgemäß stehen die Interessen des Arbeitgebers denen des 
Arbeitnehmers entgegen. Bei Letzterem können der Wunsch nach 
einer ausgeglichenen Work-Family-Balance (Platz 1 20), mehr 
                                                                    
20 Vgl Befragung des Gallupp Insitutes nach den 10 wichtigsten Attributen des ‘optimalen’ 
Jobs aus 2005. Befragt wurden eintausend Arbeitnehmer aus verschiedenen Branchen 
und Schichten mit unterschiedlichen sozialen und ausbildungstechnischen 
Hintergründen.  
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Entwicklungsmöglichkeiten oder zumindest 
Weiterbildungsmöglichkeiten (Platz 2) sowie nach einer interessanten 
Tätigkeit (Platz 3) in einem netten Umfeld (Platz 4), letzten Endes auch 
nach mehr Entgelt (Platz 5), aber natürlich auch die Veränderung der 
persönlichen Lebensumstände durchaus das Motiv für einen Wechsel 
des Arbeitsplatzes darstellen. Die wirtschaftliche Entwicklung der 
Spezialisierung und der rasante technische Fortschritt fordern viel 
mehr Flexibilität vom Arbeitnehmer. Dem entgegen steht das 
Bedürfnis des Arbeitgebers, Fluktuationskosten gering zu halten und 
Wissensverlust vorzubeugen. Oftmals finden sich in neuerer Zeit daher 
Konkurrenzklauseln in Verbindung mit Konventionalstrafen in 
Arbeitsverträgen, um der Abwerbung durch konkurrenzierende 
Unternehmen entgegen zu wirken, was naturgemäß zu einem 
Spannungsverhältnis zwischen zwei, aber eigentlich drei Beteiligten 
führt.  
 
Die Abwerbung selbst fällt in einen Grenzbereich zwischen 
Wettbewerbsrecht und Arbeitsrecht, die Abgrenzung ist teilweise 
recht schwierig. Der Arbeitsvertrag, der die grundlegende 
Rechtsbindung und auch die Zielausrichtung der Abwerbeproblematik 
darstellt, zählt dem Arbeitsrecht zu, die Abwerbung aber dem 
Wettbewerbsrecht, da das Abwerben ein Eingriff in Wettbewerbsrecht 
darstellen kann –auf die Einzelheiten wird noch einzugehen sein. 
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Teil 2 | Die Abwerbung in der 
Beruflichen Praxis 
 
 
 
 
 
 
 

 1 METHODEN DES HEADHUNTING 
 
1.1 Durchführung des Suchprozesses 
 
Während in den 1950er Jahren die Direktansprache tatsächlich noch 
dem Wortsinn nach als solche praktiziert wurde, dh der Headhunter 
tatsächlich dem potenziellen Kandidaten vor dessen Bürogebäude 
‘auflauerte’, um ihn ein Stück des Weges zu begleiten und sein 
Ansinnen vorzubringen, hat sich diese Vorgehensweise in der heutigen 
Zeit angesichts der Schnelllebigkeit der Zeit, des Fortschrittes der 
Technik und der Dynamik der Wirtschaft als nicht immer praktikabel 
erwiesen. Daher haben sich im Laufe der Zeit andere Methoden 
entwickelt. 
 
1.1.1 Ablauf des Suchprozesses mittels Direktansprache 
 
Trotz aller Individualität lässt sich dennoch ein Grundkonzept 
darstellen, nach dem fast immer vorgegangen wird um an einen 
potenziellen Kandidaten heranzutreten. 
 
In einem ersten Schritt führt der Berater ein erstes Gespräch mit einem 
Vertreter des Unternehmens, das an den Berater mit seinem 
Besetzungswunsch herangetreten ist. In diesem Gespräch informiert 
sich der Berater über Unternehmenskultur, Organisationsstrukturen, 
Führungsleitbilder und Aufgabenstellung der zu besetzenden Position. 
In jenen Fällen, in denen der Berater und das Unternehmen einander 
bereits bekannt sind, wird dieser Schritte auf ein Minimum reduziert 
und dienen nur zur Präzisierung vorhandener Informationen. In 
34 Methoden des Headhunting 
 
weiterer Folge werden vom Unternehmensvertreter und dem Berater 
das Anforderungsprofil der Stelle, Qualifikationen und 
Persönlichkeitsmerkmale des zukünftigen Stelleninhabers 
konkretisiert. Darüber hinaus sind auch die Rahmenbedingungen zu 
definieren, wie Gehaltsbandbreiten, mögliche Benefits, eventuell 
zeitlich Beschränkungen, Entwicklungsmöglichkeiten, Eingliederung im 
Unternehmen, sowie Berichtslinien. 
 
Der Berater beauskunftet über die zu besetzende Stelle und das 
Anforderungsprofil sein internes Team. Dabei wird eine angemessene 
Suchstrategie und ein Zielkatalog für abzuwerbende Personen bzw 
Konkurrenzfirmen erstellt. Die Zielfirmenliste definiert sich entweder 
aus einer Anzahl von Konkurrenzfirmen, die im selben Sektor bzw in 
derselben Branche tätig sind, wie der Auftraggeber, oder aus einer 
Anzahl von möglichen  Kandidaten, die in einer vergleichbaren Position 
in einem anderen Unternehmen tätig sind21. Unternehmen und 
Kandidaten werden entweder aus Branchentelefonbüchern, 
Vereinsmitgliederverzeichnissen, oder auch aus Ausstellerlisten von 
einschlägigen Messekatalogen entnommen. Manchmal können auch 
Artikel in Fachzeitschriften oder Autorennennungen hilfreich sein. 
Darüber hinaus existieren bei allen Beratern in der Regel Datenbanken, 
in denen die potenziellen Kandidaten, die bereits einmal (durchaus 
auch vor Jahren) vorstellig geworden sind, registriert sind. Mit den 
vorhanden Daten und Kontaktdaten lässt sich leichter der Werdegang 
komplettieren und mit dem Anforderungsprofil vergleichen. 
 
                                                                    
21 Vgl Murmann in Sattelberger (Hrsg) in: Direktansprache – Ein effektiver Weg der 
Personalsuche (1999), 127 ff 
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Im Folgenden werden verschiedene Methoden, die als erfolgreich 
eingestuft werden, dargestellt. 
 
1.1.2 Direct Search (Direktansprache) 
 
Abwerbung, der Definition nach, ist das mittelbare oder unmittelbare 
nachhaltige Einwirken auf einen arbeitsvertraglich gebundenen 
Arbeitnehmer mit dem Ziele, dessen Begründung eines neuen 
Arbeitsverhältnisses mit dem Abwerbenden oder einem Dritten zu 
veranlassen22. Direktansprache ist eine der Möglichkeiten, Abwerbung 
zu betreiben. Unter Direktansprache versteht man die aktive 
Kontaktaufnahme des Beraters oder Headhunters mit potenziellen 
Kandidaten, deren Bereitschaft, den Arbeitsplatz zu wechseln, bis dato 
zumindest nicht publik ist23. Nach Auskunft einer Untersuchung der 
Wirtschaftskammer Österreich aus dem Jahre 2003 wurden 2002 66% 
der offenen Stellen in Österreich aus dem gehobenen Stellensegment 
(Führungskräfte und Spezialisten) über Direktansprache durch 
Headhunter besetzt24.  
 
1.1.3 Email am Arbeitsplatz 
 
Nicht sehr beliebt und nicht sehr erfolgreich als Ansprech-Methode bei 
Headhuntern ist das Email am Arbeitsplatz. Der Headhunter hat ein 
Unternehmen in seiner Zielfirmenliste gefunden, und sieht auf der 
Unternehmens-Homepage, wer die relevante Position innehat. Da über 
den möglichen Kandidaten keinerlei Informationen aus der 
                                                                    
22 Vgl Bauer in Küttner (Hrsg), Personalhandbuch 7 (2000), Rz 1 
23 Vgl Luger, Die rechtliche Beurteilung der Direktansprache, Seminararbeit (2003) 
24 Vgl WKO (Hrsg.) Personalabwerbung – Erfolgskonzept? Studie 2003, Tabelle 6, S. 14 
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Headhunter-internen Datenbank abzurufen sind, und somit auch keine 
private Kontaktmöglichkeit, bleibt als einzige Möglichkeit, der Kontakt 
via E-Mail am Arbeitsplatz. Headhunter machen nicht gerne Gebrauch 
von dieser Möglichkeit, denn abgesehen von der rechtlichen 
Problematik, ist auch die Vertraulichkeit nicht sicher zu stellen. Viele 
Leute leiten Ihre E-Mails in Abwesenheit automatisch weiter, was der 
Sender oft erst erfährt, wenn er eine automatisch generierte Antwort 
zurück erhält. Manche Chefs haben Mitarbeiter/innen, die die Mails 
zuerst bekommen, um sie dann auszusortieren. Den potenziellen 
Kandidaten schon im Vorfeld zu verärgern, ist nicht empfehlenswert. 
Einfacher ist es meist, den Kandidaten am Arbeitsplatz anzurufen, 
wenn der Headhunter keine privaten Daten zur Hand hat, aber von der 
Unternehmenshomepage weiß, wer der Kandidat ist. 
 
1.1.4 Telefonanruf am Arbeitsplatz 
 
Der Headhunter findet über die Zielfirmenliste heraus, wer der 
angepeilte, potenzielle Kandidat auf der entsprechenden Position ist 
und ruft ihn an. Die Herausforderung besteht darin, in Unternehmen 
mit steilen Hierarchien an der Assistentin vorbei zu kommen. Gelingt 
dies, ist meist der halbe Weg schon beschritten: Nachdem dem 
potenziellen Kandidaten es meist schmeichelt, vom Anliegen des 
Beraters zu hören, lässt er sich im Allgemeinen breit schlagen, eine 
private Telefonnummer und einen Termin für ein Telefongespräch 
bekannt zu geben, selbst wenn er zur Zeit keinerlei akute 
Veränderungswünsche hegt.  
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1.1.5 Vorgetäuschter Geschäfts-Termin 
 
Eine weiterer Möglichkeit, die aber auf Grund ihrer Zeitaufwendigkeit 
und der Zunahme der technischen Möglichkeiten eher aus der Mode 
gekommen ist, ist den potenziellen Kandidaten vor der Türe seines 
Arbeitgebers bzw in der Garage, bevor er in sein Auto steigt, 
unvorbereitet anzusprechen. Schwierig ist das, wenn auf der 
Homepage des Unternehmens keine Fotos vorhanden sind, oder aber 
das Foto des Kandidaten aus der Berater-Datenbank nicht mehr aktuell 
ist, und der Kandidat ganz anders aussieht. Von mehr Erfolg gekrönt ist 
schon die Methode, sich unter falschem Vorwand einen Termin beim 
potenziellen Kandidaten auszumachen, und ihn dann mit dem 
eigentlichen Grund für das Treffen zu konfrontieren.  
 
1.1.6 Vorteile und Nachteile der Direktansprache 
 
Die Direktansprache empfiehlt sich bei Positionen, die sehr spezifisch 
sind und ein spezielles Know-How erfordern, das sich ein Mitarbeiter 
nicht so leicht aneignen kann. Darüber hinaus auch bei Unternehmen, 
die ein spezielles Marktsegment abdecken, besondere Produkte 
herstellen und / oder vertreiben, oder aber das suchenden 
Unternehmen entweder zu klein oder zu unbekannt am Arbeitsmarkt 
ist. Des Weiteren empfiehlt sich die Direktansprache bei Unternehmen, 
die wohl am Arbeitsmarkt bekannt sind, aber sein sehr schlechtes 
Image haben, sodass es einiger Überredungskunst im persönlichen 
Gespräch bedarf, den Kandidaten zu gewinnen. In den beiden letzteren 
Fällen wäre der Anreiz für den potenziellen Kandidaten, sich aus 
eigenen Stücken auf eine Anzeige zu bewerben, zu gering. 
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Bestimmte Positionen im Top Management, also Geschäftsführer und 
Vorstände, werden aufgrund von Position, Führungsebene, Aufgabe 
und Gehalt, ausschließlich über Direktansprache besetzt.  
 
In diesem Sinne ist die Direktansprache, besonders via Telefonanruf, 
eine recht effiziente, kostengünstige und zeitsparende Art mit dem 
potenziellen Kandidaten in einen ersten Kontakt zu treten.  
 
Die Direktansprache sollte vermieden werden, wenn das betreibende 
Unternehmen Kosten sparen möchte oder muss. Direktansprachen sind 
nicht nur beim Headhunting Berater teurer, sondern auch beim 
potenziellen Kandidaten. Den Kandidaten bei einem Unternehmen weg 
zu locken, bedeute meist ein erhebliches Mehrgehalt, längere 
Kündigungsfristen, keine Probezeiten und ein Mehr an Benefits, also 
Extra-Leistungen, wie Zusatzgesundenversicherung, PKW zur privaten 
Nutzung, Pensionszusagen und Ähnliches. Einen MA über 
Direktansprache zu gewinnen ist für das gewinnende Unternehmen 
meist eine teure, dafür oft aber auch effiziente und erfolgreiche 
Methode. 
 
1.2 Einladung zur Bewerbung 
 
Eine andere Variante der Kandidatensuche ist die Einladung zur 
Bewerbung. Man platziert an unter möglichen Kandidaten bekannten 
Einrichtungen eine Meldung, aus der eindeutig hervorgeht, wonach 
gesucht wird. Anhand des Stellenprofils und des Anforderungsprofils, 
die der Vertreter des suchenden Unternehmens und der Berater 
gemeinsam definiert haben oder die das Unternehmen definiert hat, 
werden Text und Medium ausgewählt. Klassischerweise wird ein 
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Inserat in einem für die Zielkandidatengruppe bekannten Medium, wie 
der Stellenmarkt einer Tageszeitung, geschalten, oder aber auch an 
das ‘Schwarze Brett’ an einer Bildungseinrichtung gehängt, oder aber 
auch bei der Selbstpräsentation bei Rekruitingmessen zum Thema 
gemacht. 
 
1.2.1 Anzeigen in Printmedien 
 
Das gebräuchlichste und am weitesten verbreitete Mittel um Bewerber 
anzusprechen, ist eine Anzeige in einer Tageszeitung zu schalten. 
Zurzeit sind die wichtigsten Medien für Stellenangebote in Ost-
Österreich ‘Der Standard’, dessen Stellenmarkt immer samstags 
erscheint, und ‘Die Presse’. Das Inserat kann das suchende 
Unternehmen selbst schalten, versehen mit Logo und standardisiertem 
Self-Marketing-Text, oder aber auch durch einen Berater, sog. 
Verdeckte Schaltung. Von verdeckte Schaltungen machen 
Unternehmen immer dann Gebrauch, wenn sie entweder nicht genug 
Kapazitäten haben, um die vermeintliche Bewerberflut zu organisieren 
(was in der heutigen Zeit leider kaum mehr der Fall ist), oder aber ein 
schlechtes Standing bei potenziellen Bewerbern haben. Um diese nicht 
schon im Vorfeld zu verlieren, werden die Inserate verdeckt geschaltet.  
 
Aus den eingehenden Bewerbungen ist entsprechend dem 
Anforderungsprofil eine erste Selektion zu treffen. Der Berater lädt 
dann zehn bis zwanzig Personen zu einem persönlichen Interview ein, 
aus diesem Kreis werden dann ca fünf Kandidaten dem Auftraggeber 
vorgestellt und eine individuelle Empfehlung abgegeben. Im 
Erstgespräch werden im Allgemeinen möglichst viel Daten und Fakten 
über den Kandidaten erhoben, wobei möglichst wenig über den 
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Auftraggeber preisgegeben wird. Fakten wie derzeitiges 
Aufgabengebiet, Werdegang, aus dem die allgemeine und spezielle 
Berufserfahrung eingeschätzt werden kann, sowie 
Gehaltsvorstellungen, werden erhoben. Anhand von subversiven 
Fragen (Achtung! Bestimmte Fragen darf der Bewerber falsch oder gar 
nicht beantworten, OGH-Entscheidung25) wird versucht, auf bestimmte 
Charaktereigenschaften, Einstellungen, Werte und Erwartungen 
rückzuschließen. Um das Bild von den einzelnen Kandidaten zu 
vervollständigen, holt der Berater noch Referenzen, am besten von 
ehemaligen Arbeitgebern, und Zeugnisse ein. Die Gespräche des 
Beraters mit dem Bewerber werden in aussagekräftigen Berichten 
zusammengefasst und dem Auftraggeber präsentiert. Anschließend 
werden einige ausgewählte Kandidaten (meist drei bis fünf) dem 
Auftraggeber vorgestellt und abschließend wird mit oder ohne 
Empfehlung des Beraters vom Auftraggeber für einen Kandidaten die 
Entscheidung getroffen. Manchmal ist der Berater noch in die 
Einstellungsverhandlungen mit einbezogen, aber danach jedenfalls 
endet seinen Tätigkeit.  
 
Die Vermittlungsquote von Positionen über Anzeigen in Printmedien 
betrug im Jahr 2004 26,8%26. Stellenangebote in Printmedien werden 
von Spezialisten oder Führungskräften auch dann gelesen, wenn nicht 
gerade ein aktueller Veränderungswunsch vorhanden ist, schon allein 
deshalb, um den eigenen Marktwert im Auge behalten zu können.  
 
                                                                    
25 Vgl OGH 8 Ob A 245/78, ARD 4220/12/90.  
26 Vgl Eblinger & Partner (Hrsg.), Grünbuch der Personalberatung (2004).  
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1.2.2 Vorteile und Nachteile der Anzeigenschaltung in 
Printmedien 
 
Durch die Anzeigenschaltung kann ein breiterer Personenkreis 
angesprochen werden als mit der Methode der Direktansprache, was 
sich als großer Vorteil erweist, wenngleich dieser mit mehr 
Zeitaufwand verbunden ist. Durch die verdeckte Anzeigenschaltung 
kann ein breiter Personenkreis angesprochen werden und gleichzeitig 
erfährt die Konkurrenz nicht von der vorhandenen Vakanz und das 
suchende Unternehmen bleibt im Hintergrund. Darüber hinaus kann 
die Suche bereits beginnen, wenn die Stelle noch gar nicht vakant ist, 
sodass möglicherweise ein nahtloser Übergang der Stellenbesetzungen 
sichergestellt werden kann. Vorteilhaft ist die verdeckte 
anzeigengestützte Mitarbeitersuche immer dann, wenn eine keine 
spezielle Position zu besetzten ist, oder keine spezifische Branche 
angesprochen werden soll. 
 
Der Nachteil der Anzeigenschaltung liegt klar auf der Hand: Ein 
vielleicht optimal passender Bewerber, der momentan nicht auf der 
Suche nach einer neuen Herausforderung ist, wird auf eine Anzeige in 
einem Printmedium gar nicht aufmerksam.  
 
1.2.3 Internet 
 
Das Internet mit allen Vor- und Nachteilen, die es bekannter weise 
bietet, hat im Bereich der Bewerbersuche jedenfalls den Vorteil, dass 
man auf relativ einfach und oft kostengünstige Weise eine reiche Zahl 
von möglichen Bewerbern erreichen kann. Die einfachste Möglichkeit 
für ein Unternehmen ist, auf der unternehmenseigenen Homepage 
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einen sog. Jobcorner (Seite mit offenen Positionen) zu betreiben, in 
dem die vakanten Positionen ausgeschrieben sind. Daneben gibt es 
noch Onlinejobbörsen und andere Kontaktplattformen. 
 
1.2.4 Unternehmenshomepage 
 
Jedes Unternehmen sollte heute eine eigene Homepage haben, die 
unter anderem einen Zweck verfolgt: die Selbstdarstellung. Die 
Homepage des Unternehmens ist auch eine Art Visitenkarte im World 
Wide Web. Neben Adresse und Anfahrtsweg, Umsatzzahlen und 
Mitarbeiterstatistiken, Darstellung des Managements, Auszeichnungen 
und Preise, Produktpalette und Referenzen-Liste findet sich oft auch 
ein Jobcorner, in dem die aktuellen Vakanzen zu finden sind. Das ist 
kostengünstig und Zeitsparend, und macht dann Sinn, wenn dem 
derzeitigen Stelleninhaber bekannt ist, dass seine Position demnächst 
vakant ist, und wenn das Unternehmen am Arbeitsmarkt ein gutes 
Renommee hat. 
 
Keinerlei Auswirkungen hat das Veröffentlichen im Jobcorner auf der 
eigenen Homepage, wenn das Unternehmen am Arbeitsmarkt einen 
schlechten Ruf hat. 
 
Von Veröffentlichungen dieser Art ist hingegen abzuraten, wenn das 
Unternehmen eine sehr hohe Fluktuation hat -abhängig von Größe und 
Durchschnittsalter der Mitarbeiter gelten 8 bis 12 % absolute 
Fluktuation, dh alle Austritte innerhalb eines Jahres, egal auf welcher 
rechtlichen Grundlage, als ‘gesund’. Unter 4% ist ungesund, da dann 
anzunehmen ist, dass zu wenig Innovation und Entwicklung 
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stattfindet27; mehr als 15% gilt ebenso als ungesund, da bei hoher 
Fluktuation auch immer Wissen verloren geht. Eifrige Beobachter des 
Stellenmarktes, und das sind meist die High Performer, die der 
Unternehmer eigentlich sucht, erkennen die hohe Fluktuation und 
ziehen daraus ihre (negativen) Schlüsse.  
 
1.2.5 Online-Jobbörsen 
 
Die beiden größten Online Jobbörsen, die sich am österreichischen 
Arbeitsmarkt derzeit großer Beliebtheit erfreuen, sind 0 und 
www.derstandard.at. Daneben gibt es auch mehrere kleinere, die 
entweder das Internet-Medium eines größeren 
Beratungsunternehmens sind (zB www.stepstone.at, das der 
Beratungsfirma Eblinger & Partner zu zu ordnen ist), oder aber 
eigenständige Spezialisierung auf Online Jobs entwickelt haben (zB 
www.monster.at, www.willhaben.at). 
 
In einer Zeit der schnellen Kommunikation über das Internet haben 
Jobbörsen den Vorteil, dass man meist direkt über einige wenige 
Buttons und binnen Sekunden eine Bewerbung erhalten kann und 
überdies ein größerer Adressatenkreis identifiziert werden kann.  
 
1.2.6 Kontaktplattformen  
 
Eine neuerdings bei potenzielle n Kandidaten sehr beliebte Methode ist 
die Kontaktplattform mit Kandidatenermittlungsfunktion. Gemeint ist 
hier zB www.xing.com, eine Plattform zur kostenlosen Registrierung 
                                                                    
27 Vgl Ernst & Young (Hrsg), Measures that Matter, Studie (2008). 
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und der Möglichkeit, seinen Lebenslauf zu deponieren. Da es 
mittlerweile durchaus Usus für Personalberater ist, auch auf dieser 
Website nach Suchenden zu recherchieren, kann der einen oder andere 
potenzielle Stellenbewerber durchaus auszuloten sein.  
 
Problematisch dabei kann sein, dass der Jobsuchende keinen Einfluss 
darauf hat, wer oder welche Organisation bzw welches Unternehmen 
Einblick in sein Profil hat, dh es ist für jeden zumindest jeden 
registrierten Xing-Benutzer, ersichtlich, wo er/sie gerade beruflich 
steht bzw dass er/sie auf der Suche nach einer neuen Herausforderung 
ist. Bedenken sollte der angehende Bewerber dabei, dass auch der 
derzeitige Arbeitgeber Einblick nehmen kann, was vor allem bei der 
Tätigkeitsbeschreibung oft zu Überraschungen führt. Bei umgekehrter 
Betrachtung bedeutete das, dass eine Berater oder ein suchendes 
Unternehmen nur einen sehr kleinen Bereich an potenzielle Kandidaten 
erschließen kann, die nicht immer die Besten sein müssen. Und jedes 
Unternehmen wünscht sich nur die besten Mitarbeiter. 
 
Sinnvoller als auf Xing ist es daher auf den Plattformen der bekannten 
Personalberater Kandidaten zu suchen, denn da erfolgt das 
Deponieren des CV bzw das Publikmachen des Interesses an einer 
neuen Herausforderung immer anonym. Die suchenden Unternehmen 
können den Lebenslauf einsehen, aber nicht den Namen und das 
Geburtsdatum. So betrachtet bedeutet das, dass das suchenden 
Unternehmen oder der mit der Suche betraute Personalberater schon 
Kandidaten ausmachen können, die sich noch verdeckt halten möchten 
oder müssen. Ein größerer Kreis an möglichen Bewerbern kann so 
erschlossen werden. Der Nachteil besteht darin, dass die Homepage 
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eines Beratungsunternehmens meist von einigen wenigen angesehen 
wird, jedoch nicht von einem überlokalen Kreis an Interessenten.  
 
1.3 Rekruitingmessen 
 
Eine weitere Möglichkeit zur Abwerbung von Mitarbeitern, eigentlich 
mehr zur Anwerbung von Mitarbeitern, ist die Möglichkeit für 
suchende Unternehmen, sich auf Rekruitingmessen zu präsentieren. 
Dabei präsentiert sich das Unternehmen mit all seinen Vorzügen an 
einem eigenen Stand, und ein Vertreter der Personalabteilung oder, 
besser noch, ein eigens engagierter Headhunter für das Unternehmen, 
führt mit Interessenten kurze und prägnante sog. Pre-Screenings, bei 
denen die Interessenten auf Ihre Tauglichkeit als Bewerber für das 
Unternehmen im Allgemeinen und für spezielle Stellen ‘abgetastet’ 
werden. Die Geführten Gespräche sind nicht Bewerbungsgespräche im 
eigentlichen Sinn, sondern nur ein Erkennen von Potenzial und ein 
Austauschen von Telefonnummern. Ob es sich dabei um eine Einladung 
zur Bewerbung oder um eine Ansprache handelt, ist umstritten und 
wird von der hL als Mittelding betrachtet. 
 
1.4 Zusammenarbeit mit Bildungseinrichtungen 
 
Als sehr erfolgreich hat sich auch die Zusammenarbeit mit 
Universitäten, Fachhochschulen, Fachschulen und andern qualifizierten 
Einrichtungen, die eine höhere Ausbildung anbieten, erwiesen. Meist 
gibt es an diesen Bildungseinrichtungen entweder eine zuständige 
Person für Jobvermittlung oder aber, bei kleineren, gibt es eine 
‘schwarzes Brett’, dass die Studienabsolventen selbst im Auge 
behalten müssen.  
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Die ausgeschriebene Person wird dann an den Jobvermittler der 
Einrichtung übersandt, und dort in den Job Pool aufgenommen. 
 
Der Vorteil ist, dass man auf diese Art als Arbeitgeber im Gespräch 
bleibt, da es gerade für Absolventen oftmals schwierig ist, einen 
‘ersten’ Job zu bekommen. Die meisten Arbeitgeber nehmen sich nicht 
gerne die Zeit der Einschulung, die für einen Absolventen oftmals 
intensiver ist als für jemanden mit zumindest erster Erfahrung. 
Andererseits, wenn man als Arbeitgeber sich die Zeit nehmen kann, hat 
man oft einen motivieren, wissbegierigen, lernhungrigen und 
gehaltlich ‘preisgünstigen’ Mitarbeiter, der eine Unternehmens-
Prägung für sein ganzes Leben bekommen kann. Das wiederum kann 
wesentlich sein für Maßnahmen der Mitarbeiterbindung. 
 
Nachteil kann sein, dass der Absolvent noch gar keine Berufserfahrung 
hat, das heißt es gibt niemanden, der mit ihm, wie er sich im 
beruflichen Umfeld bewegt, wie er arbeitet, welche Leistung er 
bringen kann, Erfahrung gemacht hat. Die Irrtumsrate ist wesentlich 
größer als bei jemandem, der Berufserfahrung mitbringt. 
 
1.5 Dauer und Kosten der Suche 
 
Nach Auskunft der Personalberater Studie von Neumann28 werden 18,9 
Prozent der Suchaufträge über Direct Search in den ersten beiden 
Monaten nach Beginn der Suche besetzt, 42,5% im zweiten und dritten 
Monat; 24,3% im dritten bis vierten Monat und 6,1% im vierten bis 
sechsten Monat. Um zwei bis drei ausgewählte Kandidaten zu 
                                                                    
28 Vgl Neumann, Compensation Consulting – Gehaltsstudie 2007 S. 8 
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präsentieren ist oftmals eine Evaluierung von 100 Unternehmen 
durchzuführen. Die Kosten belaufen sich auf ca 25 bis 32 Prozent des 
Bruttojahresgehalts des abzuwerbenden Mitarbeiters. 
 
Die Dauer der Suche über Aufforderung zur Bewerbung dauert von der 
ersten Kontaktaufnahme des suchenden Unternehmens bis zur 
Vertragsunterzeichnung des neu geworbenen Mitarbeiters ca drei bis 
acht Monate. Die Kosten belaufen sich auf ca 16% bis 25% des 
Bruttojahreseinkommens des neuen Mitarbeiters.  
 
Die Direktansprache ist sohin zwar erheblich teurer als Die 
Aufforderung zur Bewerbung per Inserat, aber meist auch schneller 
erledigt, dh die Vakanz im Unternehmen, die gerade bei 
Führungspositionen sehr kostspielig sein kann, dauert kürzer an. 
Folglich ist Direct Search eine Methode, die vornehmlich bei vakanten 
Führungspositionen zur Auswahl neuer Mitarbeiter gewählt wird, 
während bei der Suche von untergeordneten Positionen von den 
anderen Suchmethoden Gebrauch gemacht wird.  
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2 DIE BETEILIGTEN UND IHRE INTERESSEN 
 
Die direkten Beteiligten im Abwerbungsprozess sind der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer, der abgeworben wird oder werden soll. 
Darüber hinaus der Headhunter,  der ein Vertreter des beratenden 
Unternehmens ist bzw ein Abwerber beim Arbeitgeber, wo der 
Arbeitnehmer abgeworben werden soll, oder aber ein Abwerber beim 
Arbeitgeber, der den Abgeworbenen möglicherweise einstellen 
möchte. Am Rande beteiligt sind noch Organisationsstrukturen, wie 
das Unternehmen, in dem die Abwerbung stattfindet, sowie 
möglicherweise auch die Gesellschaft, die Raum und Möglichkeit für 
soziopolitische und –ökonomische Entwicklungsprozesse wie diesen 
gibt. 
 
2.1 Arbeitgeber - Auftraggeber 
 
Eine besondere Position bekleidet das Unternehmen, das einerseits aus 
der Sicht des Abzuwerbenden der Arbeitgeber ist, andererseits aus der 
Sicht des Headhunters dessen Geschäftspartner, also der Auftraggeber 
ist.  
 
2.1.1 Freie Marktwirtschaft und freier Wettbewerb 
 
‚Ar|beit|ge|ber, der‘: Firma o. Ä., Person, die Arbeitnehmer im 
Arbeitsverhältnis beschäftigt29. Der Arbeitgeber ist als solcher ein 
                                                                    
29 Vgl Duden (Hrsg) - Das große Fremdwörterbuch: Herkunft und Bedeutung der 
Fremdwörter (2003) 75.  
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aktiver Faktor der Beeinflussung des Wirtschaftslebens, meist 
Unternehmer im wirtschaftlichen wie auch im rechtlichen Sinne. Seine 
Ambition ist die Verwirklichung seiner wirtschaftlichen Ziele unter 
Erhaltung des Unternehmens. Innerhalb der gesetzlich normierten 
Grenzen ist es dem Unternehmer gestattet, sich wirtschaftlich frei zu 
bewegen. Dazu gehört auch die Auswahl von bestmöglichen 
Arbeitnehmern, um bestmöglichen Erfolg für das Unternehmen nach 
sich zu ziehen. Folglich ist der Arbeitgeber sehr interessiert daran, 
höchst qualifizierte Arbeitnehmer zu rekrutieren, dafür beauftragt er 
eine Personalberatung. Und auf welche Weise die die besten Köpfe 
gewinnt, scheint dem Unternehmer meist von untergeordneter 
Bedeutung. Hier kann es zu rechtlichen Problemen kommen, wenn der 
Unternehmer immer nur bei einem bestimmten Unternehmen 
abwerben lässt, wie später aufgezeigt wird. 
 
Auf der anderen Seite ist der Unternehmer daran interessiert, den 
Arbeitnehmer möglichst lange zu behalten, das heißt, er ist daran 
interessiert, dass eine Abwerbung unterbleibt. Er investiert Zeit und 
Kapital in seine Aus- und Weiterbildung, vertraut ihm seine Ressourcen 
und seine Geschäftsgeheimnisse und vielleicht auch seine 
Geschäftsbeziehungen an. Verliert er diesen Arbeitnehmern an die 
Konkurrenz, so entsteht ihm einerseits Schaden durch die 
außerordentlichen Kosten der Neubesetzung und die Dauer der 
Entgeltzahlung an den neuen Arbeitnehmer während dessen 
Einarbeitungszeit, die im Allgemeinen mindestens drei bis sechs 
Monate beträgt. Dazu kommen die Kosten für die Einschulung und 
Grundausbildung des Neuen. Problematisch ist allerdings, dass es zur 
Weitergabe von Geschäftsgeheimnissen, Firmeninterna und 
Geschäftsbeziehungen an den Konkurrenten durch den abgeworbenen 
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Arbeitnehmer kommen kann. Da diese aber unter anderem den 
wirtschaftlichen Wert eines Unternehmens ausmachen, kann dies 
durchaus als Einschränkung in der wirtschaftlichen Entfaltungsfreiheit 
des Unternehmers betrachtet werden. 
 
2.1.2 Freie Auswahl des Mitarbeiters  
 
Der Arbeitgeber hat das Recht der freien Vertragswahl, dh wann, wo, 
wie, und auch, mit wem er kontrahiert. Freiheit ist nach Justinian ‘die 
natürliche Fähigkeit, das zu tun, was einem jeden zu tun beliebt, sofern 
es nicht durch Gewalt oder Recht verhindert wird”30. In freien 
Gesellschaften ist die Freiheit autonom Rechtsgeschäfte schließen zu 
können ein essenzielles und fundamentales Recht der 
Privatautonomie. Die Rechtsordnung ermöglicht den Parteien, diese 
Selbstgestaltungsfreiheit von Rechtsverhältnissen wahr zu nehmen 
und ihre Rechtsverhältnisse innerhalb der gesetzlichen Schranken 
selbst zu regeln und zu gestalten. 
 
2.1.3 Der Auftraggeber des Suchauftrages 
 
‚Auf|trag|ge|ber, der; -s, -‚: jmd., der einen Auftrag erteilt31. Der 
Auftraggeber hat eine (im Optimalfall zukünftige) Vakanz in seinem 
Unternehmen festgestellt. Er hat Interesse daran, diese so schnell als 
möglich optimal, dh mit dem best-möglichen Bewerber zu besetzen, 
um die Kosten so gering als möglich zu halten. Meist ist dem 
                                                                    
30 Vgl http://www.uibk.ac.at/zivilrecht/buch/kap5_0.xml?section=3;section-view=true 
[2008-03-07] 
31 Vgl. Duden (Hrsg) - Das große Fremdwörterbuch: Herkunft und Bedeutung der 
Fremdwörter (2003) 77. 
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Unternehmer die Methode egal, nur das Ziel der schnellstmöglichen 
Besetzung ist definiert. Im Vordergrund stehen dabei –außer der 
Kostenminimierung- auch die Kontinuität der wirtschaftlichen 
Beständigkeit, die einen essenziellen Faktor für den wirtschaftlichen 
Erfolg des Unternehmens darstellt. 
 
2.1.4 Der ehemalige Arbeitgeber 
 
Der Auftraggeber hat das primäre Interesse, Mitarbeiter, die sich in der 
Position behauptet haben und Leitungsträger sind, im Unternehmen zu 
halten. Der Wissensverlust, der mit dem Verlust des Mitarbeiters 
einhergeht, ist groß und uneinbringlich. Unabhängig davon beträgt der 
Kostenaufwand, der entsteht, wenn ein Mitarbeiter das Unternehmen 
verlässt, ungefähr ein Bruttojahresgehalt des ausgeschiedenen 
Stelleninhabers32. Einzurechnen sind jedenfalls Suchkosten, Kosten der 
Vakanz während der Suchdauer, Einschulungskosten und –zeiten des 
neuen Mitarbeiters, geringer Output des neuen Mitarbeiters während 
einer Einarbeitungsphase sowie etwaige Unproduktivität des 
ausscheidenden Mitarbeiters während seiner Kündigungsfrist bzw 
bereits nach erfolgreicher Zusage der neuen Beschäftigung. Folge 
dessen wird das Unternehmen alle Möglichkeiten ausschöpfen, eine 
Abwerbung, wenn möglich schon im Vorfeld, zu vermeiden.  
 
                                                                    
32 Dies lässt sich in etwa einschätzen durch die entstehenden Suchkosten idHv 3 
Monatsgehältern sowie die durchschnittliche Vakanz von 3 Monaten und die 
angenommene Reduzierung der Produktivität und des Engagements des Mitarbeiters 
ab dem Zeitpunkt, ab dem er erkennt, dass er sich beruflich verändern will/ muss und 
den durchschnittlichen 3 Monaten Einschulungszeit des neuen Mitarbeiters, in denen 
dieser noch nicht voll produktiv sein kann. 
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2.2 Arbeitnehmer 
 
Das ‚Objekt‘ der Betrachtungen dieser Arbeit ist der Arbeitnehmer, der 
in ein dreiseitiges Verhältnis verstrickt ist und zwischen zwei Optionen 
(alter Arbeitgeber und alter Job vs neuer Job) aus rein egozentrierten 
Motiven entscheiden muss oder kann. Der Headhunter ist für ihn nur 
ein Mittelsmann, ein Wegbereiter und Dienstleister.  
 
2.2.1 Arbeitsrechtlicher Arbeitnehmerbegriff  
 
Ar|beit|neh|mer, der: jmd., der von einem Arbeitgeber beschäftigt 
wird33. Gem § 1151 ABGB ist ein Arbeitnehmer jener, der sich auf eine 
gewissen Zeit zur Dienstleitung für einen anderen verpflichtet. Nach 
Tomandl/ Schrammel ist bei der Begrenzung zu anderen 
Begrifflichkeiten von entscheidender Bedeutung, ob jemand freiwillig 
in persönlicher Abhängigkeit bei einem anderen beschäftigt ist und 
sich vertraglich auf länger als ‘ganz kurze Zeit’ zur Arbeitsleistung in 
persönlicher Abhängigkeit für einen anderen verpflichtet34. 
 
Persönliche Abhängigkeit liegt üblicherweise vor, wenn bestimmte 
Merkmale, die üblicherweise die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Wirtschaftseinheit Unternehmen bestärken, vorhanden sind. Dazu 
zählen Weisungsgebundenheit, Kontrollunterwerfung und 
disziplinarische Verantwortlichkeit35.  
 
                                                                    
33 Vgl Duden (Hrsg) - Das große Fremdwörterbuch: Herkunft und Bedeutung der 
Fremdwörter (2003) 122. 
34 Vgl Tomandl/ Schrammel, Arbeitsrecht6 I (2008) 92. 
35 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht2, Rz 41. 
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Der OGH erklärt die persönliche Abhängigkeit mit der ‘Unterworfenheit 
unter die funktionelle Autorität des Arbeitgebers, die sich durch 
organisatorische Gebundenheit, insbesondere Arbeitszeit, Arbeitsort 
und Kontrolle –nicht notwendig auch an Weisungen über die Art der 
Tätigkeit- äußert’. ‘Für den Arbeitsvertrag wesentlich ist daher eine 
weitgehende Ausschaltung der Bestimmungsfreiheit des 
Arbeitnehmers, welcher sich in Bezug auf Arbeitsort, Arbeitszeit und 
arbeitsbezogenes Verhalten dem Weisungsrecht des Arbeitgebers 
unterworfen ist oder, wenn dieses Verhalten dem Weisungsrecht des 
Arbeitgebers unterworfen ist, oder unter Heranziehung anderer 
Regeln bestimmbar ist, zumindest dessen laufender Kontrolle 
unterliegt’36.  
 
Gem § 36 ArbVG gelten alles im Betreib beschäftiget Personen als 
Arbeitnehmer. Auf den Rechtsgrund oder die persönliche Abhängigkeit 
wird nicht eingegangen, sondern nur die wirtschaftliche Bedeutung 
des Betriebes abgestellt37. Sohin sind auch alle Abreitnehmer erfasst, 
die nur auf Werkvertragsbasis tätig sind, oder gar auf Basis 
Werkvertrag als Scheinarbeitsvertrag. Leitende Angestellte werden 
explizit von der Arbeitnehmerschaft ausgenommen, obwohl diese 
gerade bei der Abwerbungsproblematik ein zentraler 
Anknüpfungspunkt sind.  
 
Für die sozialversicherungsrechtliche Betrachtung des 
Arbeitnehmerbegriffes definiert § 4 Abs 2 ASVG den Dienstnehmer als 
                                                                    
36 Vgl OGH 4 Ob 104/80, Arb 10.055; OGH 4 Ob 45/81, ZAS 1983,29 (Wachter). 
37 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitnehmern unter besonderer Berücksichtigung der 
Konkurrenzklausel, Uni Wien Dissertation (2002) 14ff. 
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Person, die bei überwiegend persönlicher und wirtschaftlicher 
Abhängigkeit gegen Entgelt beschäftigt werden.  
 
Das AÜG setzt den Arbeitnehmerbegriff voraus, da s in § 3 Abs 4 AÜG 
die Arbeitskraft als Arbeitnehmer oder arbeitnehmerähnliche Person 
definiert, wobei arbeitnehmerähnliche Personen jene sind, die im 
Auftrag und auf Rechnung bestimmter (anderer) Personen Arbeit 
leisten und wirtschaftlich unselbstständig sind, wobei sie nicht in 
einem Arbeitsverhältnis stehen müssen.  
 
Daran anknüpfend kann man im Gegenschluss schließen, kein 
Arbeitnehmer jedenfalls ist, wer auf Grund familiärer Verpflichtungen 
eine Arbeitsleistung erbringt und wer ohne jede vertragliche 
Verpflichtung Arbeit für einen anderen erbringt. Dem VwGH folgend ist 
kein Arbeitnehmer jemand, der Arbeiten auf Grund eines 
Werkvertrages oder freien Dienstvertrages erbringt38. Den 
Werkvertragsnehmer kennzeichnet das Fehlen der persönlichen 
Abhängigkeit, was nach Tomandl/ Schrammel auch für den freien 
Dienstnehmer gilt, allerdings in der Praxis durchaus problematisch ist.  
 
2.2.2 Arbeitnehmerbegriff aus personalverantwortlicher 
Sicht 
 
In der heutigen Zeit der Schnelllebigkeit und der Kurzfristigkeit ist ein 
Arbeitsverhältnis, wie es noch vor dreißig Jahren der Maßstab der 
Berufstätigkeit war, nämlich ab dem Eintritt in ein Lehrverhältnis 
                                                                    
38 Vgl VwGH, ZAS 1968, 88; vgl Tomandl, Wesensmerkmale des Arbeitsvertrages (1971) 117 
ff. 
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möglichst  bis zur Pensionierung im selben Unternehmen zu bleiben, 
nicht mehr Zeitgemäß. Auch der Arbeitsmarkt ist ein Spiegel der 
Gesellschaft, die Wertwandlung ist auch in der Art und Weise der 
Entwicklung von einzelnen Arbeitsverhältnissen deutlich erkennbar. 
Heute gilt es als Zeichen mangelnder Persönlichkeit, kürzer als zwei 
und länger als sieben Jahre in ein und derselben Position zu bleiben, 
selbst wenn man innerhalb der Position eine nachweisbare 
Entwicklung durch macht.  
 
Der motivierte, lernwillige, zielstrebige, karrierebewusste Mitarbeiter 
macht nach dem zügigen Studien- oder Ausbildungsabschluss in einem 
Fach, das er mehr als ‘Berufung’ denn als ‘Beruf’ erkennt, seine ersten 
Erfahrungen mit kleinem Gehalt und viel Arbeitszeit in einer kleineren 
Firma in einer Branche seiner Wahl, und verlässt diese nach 
durchschnittlich vier Jahren39, gut gerüstet mit Erfahrungen für den 
nächsten Karriereschritt, um möglichst in derselben Branche bei einer 
größeren oder spezifizierteren Firma den nächsten Karriereschritt zu 
absolvieren. Die lebenslange Beschäftigung wird nach und nach 
zunehmend durch eine gezielte Laufbahn- und Karriereplanung ersetzt. 
Ausbildungen dauern heute durchwegs länger als noch vor 30 Jahren, 
sind viel spezialisierter –es gibt auch heute viel mehr Wissen als noch 
vor 30 Jahren- und enden freiwillig oder nicht in einem viel früheren 
Ruhestand. Arbeitnehmern wird heute viel mehr Flexibilität und 
Dynamik abverlangt.  
 
                                                                    
39 Vgl Deloitte (Hrsg.) Gehalt und Leistung managen, Linde (2006) S 17. 
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2.2.3 Interesse am beruflichen Werdegang 
 
Im Regelfall hat der Arbeitnehmer ein massives Interesse am 
beruflichen Fortgang, um seine Karriereplanung vorantreiben zu 
können. Daher wird er auch daran Interesse haben, von Vakanzen 
zeitgerecht zu erfahren, um sich beruflich neu zu orientieren oder zu 
verändern oder zu verbessern. Das Recht, den Beruf frei zu wählen, 
lässt sich aus einerseits aus dem Übereinkommen über 
Beschäftigungspolitik der ILO40, in dem die ‘Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte’ anzuerkennen ist. Die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte normiert ua das Recht auf ...  freie Berufswahl...  41. 
Die Freiheit der Erwerbsausübung sowie die freie Berufswahl sind 
Grundrechte, und somit verfassungsgesetzlich gewährleistete Rechte 
jedes Staatsbürgers42. Davon umfasst ist auch das Recht auf freie Wahl 
des Arbeitsplatzes43. 
 
2.2.4 Freie Auswahl des Arbeitgebers 
 
Dem Recht auf weitgehende Selbstbestimmung im Sinne der 
Privatautonomie44 entspricht es auch, den Arbeitgeber, mit dem ein 
(privatrechtlicher) Vertrag geschlossen wird, selbst zu wählen. Der 
Arbeitnehmer kann sich aussuchen, ob er mit dem vom Berater 
vorgeschlagenen Arbeitgeber kontrahiert oder nicht. Diese Freiheit ist 
Ausdruck der gesetzlich normierten Privatautonomie und ein 
wesentlicher Faktor für die freie Marktwirtschaft und eine individuelle 
                                                                    
40 Vgl Nr 122 vom 21/06/1972, kundgemacht in Österreich im BGBl. Nr. 355/1972. 
41 Vgl MRK Art 4. 
42 Vgl StGG Art. 18 VfSlg. 8309/1978 . 
43 Anders OGH 3 Ob 541/95, ARD 4716/25/96. 
44 Vgl § 883 ff ABGB 
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subjektive Entfaltung im wirtschaftlichen Bereich. Anders kann der 
Arbeitnehmer das Wesentliche jedes Arbeitsvertrages, nämlich die 
Erbringung von Leistung gegen Gegenleistung, in welcher Form auch 
immer, nicht optimal verwirklichen. Ohne diese freie 
Entfaltungsmöglichkeit des Einzelnen wäre eine freie Betätigung in der 
Wirtschaft undenkbar, da sich die Entfaltung des Individuums nicht nur 
auf ideelle, soziale und kulturelle Bereiche des Lebens auswirkt, 
sondern auch auf wirtschaftliche Bereiche, die sehr oft den Hauptteil 
des Daseins der Person ausmachen. Dabei bezieht sie sich weniger auf 
den Inhalt des zu schließenden Vertrages, sondern viel mehr auf den 
Abschluss per se, sowie auf die Wahl der Vertragspartner. Grenzen 
werde dieser Wirtschaftsfreiheit und der Entfaltungsmöglichkeit des 
Einzelnen sind jedenfalls die guten Sitten45, aber auch die Freiheit des 
anderen. Der Andere ist jeder, der ebensolche Rechte hat und auch 
wahrnimmt. Im Falle der Kollision sind die Freiheitsbereiche der 
Beteiligten mittels Interessenabwägung im Einzelfall und Anlassfall 
abzugrenzen, wobei auf den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
einzugehen ist und der Maßstab des öffentlichen Wohls heranzuziehen 
ist46. Jedenfalls zu vermeiden sind Interpretationen, die zur Umgehung 
des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechts führen und einer 
Aushebelung gleichkommen. 
 
2.3 Der Headhunter 
 
Der Headhunter ist aus beruflichen Gründen daran interessiert, für 
seinen Auftraggeber einen neuen Mitarbeiter zur beiderseitigen 
                                                                    
45 Vgl § 879 ABGB. 
46 Vgl § 879 ABGB. 
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Zufriedenheit zu finden und zu gewinnen. Der Headhunter ist ein 
Personalberater, so er selbstständig ist, zählt seinen Tätigkeit nach der 
Gewebeordnung zu den freien Gewerben47, und dabei zu den 
Unternehmensberatern. Andernfalls ist der Headhunter Angestellter 
nach dem Angestelltengesetz48.  
 
Die Unternehmensberaterinnen und -berater agieren als Externe 
weisungsungebunden und unabhängig. 
 
2.3.1 Ziele 
 
Es ist zentrales Ziel des Headhunters, die vakante Stelle des 
Beauftragenden Unternehmens möglichst erfolgreich, dh passend und 
schnell, zu besetzten, einerseits um die eigenen Suchkosten gering zu 
halten, und andererseits um das Unternehmen zufrieden zu stellen um 
langfristig betrachtet einen Kunden zu gewinnen oder zu halten. 
 
2.3.2 Der Abwerber beim ehemaligen Arbeitgeber - Der 
‘Kollege’ 
 
Der Abwerber beim ehemaligen Arbeitgeber des abgeworbenen oder 
abzuwerbenden ist eigentlich ein sog. Kollege, dh ein weiterer 
Arbeitnehmer des betr. Arbeitgebers. Der Kollege hält den anderen an, 
das Unternehmen zu verlassen und betreibt das Abwerben 
konsequent, zB um den Arbeitgeber zu schädigen, um einen 
Konkurrenten bei der eigenen Karriereplanung im Unternehmen 
                                                                    
47 Vgl § 349 GewO 1994. 
48 Vgl § 1 AngG idgF. 
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auszuschalten, oder um der Karriere in einem anderen Unternehmen 
von Anfang an Schub zu leisten, indem er in die neue Herausforderung 
gleich ein Team an Zusammenarbeitserprobten Kollegen mit bringt.  
 
Die Hälfte der Mitarbeiter, die in einer anonymen Umfrage von Watson 
Wyatt angegeben haben49, dass sie schon einmal einen Kollegen im 
eigenen Unternehmen ‘weggeworben’ haben, haben angegeben, dies 
getan zu haben,  um dem Unternehmen Schaden zu zu fügen. Der 
Abwerber war selbst frustriert und unmotiviert über Jahre im 
Unternehmen übergangen worden zu sein, der weggeworbene Kollege 
war eine Schlüsselkraft oder aber der Liebling des Vorgesetzten, und 
durch seinen Abgang würde dem Unternehmen Schaden entstanden 
sein. Die andere Hälfte der Befragten gab an, aus einer persönlichen 
Mobbing-Situation mit dem Abgeworbenen heraus aber in einer 
Gesamt-Situation der Zufriedenheit, in der der Abgeworbenen als 
einziger Störfaktor ausgelotet wurde, den Kollegen weggeworben zu 
haben, um in los zu werden und den geregelten Arbeitsalltag wieder 
aufnehmen zu können.  
 
2.3.3 Der Abwerber beim potenziellen Arbeitgeber 
 
Der Abwerber beim ‘neuen’ möglichen Unternehmen ist meist der 
Personalleiter oder Personalverantwortliche. Die kostengünstigste und 
meist schnellste Methode eine Vakanz zu besetzen, ist, den 
Konkurrenzbetrieb anzurufen und den dortigen Stelleninhaber ein 
Angebot zu unterbreiten, das mehr Geld, mehr Verantwortung, eine 
höhere Position oder eine allgemeine Verbesserung der 
                                                                    
49 Vgl Watson/Wyatt Worldwide, Austrittsgründe in deutschen Unternehmen (2008). 
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Arbeitssituation verspricht. Da innerhalb der Branche meist Gehälter 
und Gehaltsbandbreiten bekannt sind, und auch die Stärken und 
Schwächen der (Konkurrenz-) Unternehmen, ist es meist ein Leichtes, 
das passende Anbot für den anvisierten Mitarbeiter zu unterbreiten. 
Darüber hinaus kennt man meist die Schlüsselkräfte aus den 
Konkurrenzbetrieben und weiß um deren Arbeitsqualität. Allerdings 
weiß auch der abzuwerbende Mitarbeiter der Konkurrenzfirma 
Bescheid, wenn das suchende Unternehmen am Markt einen 
schlechten Ruf als Arbeitgeber hat.  
 
2.3.4 Der professionelle Abwerber 
 
Der professionelle Headhunter ist entweder selbstständiger 
Unternehmern, nach der österreichischen GewO, oder aber bei einem 
solchen angestellt. In beiden Fällen ist er in erster Linie an der 
Abwerbung aus Geschäftsgründen interessiert, weniger an dem 
Mitarbeiter, eher an der Dienstleistung, die er gemäß seines 
Auftragsvertrages zu erfüllen hat. 
 
2.4 Die Gesellschaft 
 
Zuletzt sei noch die Gesellschaft als beteiligte ‚Beteiligter‘ erwähnt. 
Die Gesellschaft hat im Allgemeinen großes Interesse an einem 
funktionierenden Wettbewerb in einem gesunden Arbeitsmarkt und 
einer florierenden Wirtschaft.  
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2.4.1 Der Arbeitsmarkt 
 
Der Arbeitsmarkt ist ein besonderer Markt. Auf ihm werden keine 
Waren getauscht, sondern Arbeitsleitungen. Viele Menschen haben 
keine oder geringes Kapitalvermögen, sodass sie ihre Arbeitskraft auch 
unabhängig vom Marktpreis anbieten müssen50. Im Arbeitsvertrag 
verpflichtet sich der Arbeitnehmer zur Leistung von Diensten in 
abhängiger Stellung, der Arbeitgeber zur Leistung einer Vergütung. 
Das hat Konsequenzen, die der Anwendung der reinen Marktlogik 
widersprechen.: Erstens unterliegt die Bewertung der Arbeitsleistung 
auch anderen Maßstäben, zB Alter, Geschlecht, Familienstand, 
Herkunft; zweitens ist die Flexibilität der Löhne und Gehälter, also des 
Preises ist gleich Wertes der Arbeit, beschränkt, weil bestimmte 
Vorstellungen von gerechtem Lohn in der Gesellschaft bzw in 
einzelnen Gesellschaftsgruppen, existieren. Arbeitsmärkte werden 
daher nicht immer bereinigt. Drittens sind auch andere Gründe als 
monetäre Anreize für das Angebot an Arbeit maßgeblich, zB Mangel an 
Einkommensalternativen, Spaß an der Tätigkeit, Integration in soziale 
Netzwerke. Die nachgefragten Arbeitsleistungen sind im Einzelnen oft 
unklar. Zum einen kann der Inhalt der Arbeit erst bestimmt werden, 
wenn die Entscheidungen über Produktionsmenge und 
Absatzmöglichkeiten getroffen worden sind, zum anderen sind die 
einzelnen Arbeitsbeiträge besonders in Team-Arrangement schwer zu 
bestimmen, der Arbeitsvertrag ist daher meist in der Praxis in Wahrheit 
auf der Seite des Arbeitnehmers  offen, auf der Arbeitgeberseite fest 
gelegt, weil bestimmt (Gehalt). Man bezeichnet daher solche 
Vereinbarungen auch als relationale Verträge, weil Arbeitsverträge 
                                                                    
50 Schäfers/ Zapf, Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands2 (2009) 21f. 
HEADHUNTING – Rechtliche Betrachtung der Personalabwerbung in 
Österreich und CEE 
63 
 
eine zeitlich festgelegte soziale Beziehung herstellen, innerhalb derer 
die konkreten Leistungen erst definiert und dann umgesetzt werden. 
Damit sind spezifische Informations- und Kontrollprobleme verbunden, 
die auf reinen Märkten nicht vorgesehen sind51. Arbeitsmärkte sind 
daher soziale Institutionen, auf denen zwar Marktgesetzte zum Zuge 
kommen, deren Wirkungen aber kulturell, politisch oder gesetzlich 
ergänzt oder beschränkt werden. Neben marktwirtschaftlichen 
Anreizen (vor allem der Lohnhöhe) beeinflussen in entwickelten 
Marktwirtschaften also mindestens vier interaktive Institutionen das 
Arbeitsangebot.  
 
Einer aktuellen Befragung von mittelständischen Unternehmen zufolge 
sind bereits 83 % der Unternehmen mit Schwierigkeiten bei der Suche 
nach gut ausgebildetem Personal konfrontiert. Die 
Bevölkerungsentwicklung hin zu einer alternden Gesellschaft bewirkt, 
dass immer weniger junge Menschen in den Arbeitsprozess einsteigen. 
So wird in Österreich bis zum Jahr 2015 die Zahl der 15-Jährigen um 
rund 18.000 niedriger sein als heute. Und so wird der Anteil der 
Arbeitskräfte zwischen 15 und 29 Jahren von derzeit 25,7 % bis 2020 auf 
23,8 % sinken, und der Anteil der 30- bis 44-Jährigen von 41 auf 36,9 % 
zurückgehen. Nach Schätzungen der Wirtschaftskammer Österreich 
fehlen Österreich in der Folge bis 2020 bis zu 600.000 qualifizierte 
Fachkräfte: Bei einem Wirtschaftswachstum von 1,7 % würden rund 
250.000 qualifizierte Arbeitskräfte fehlen, bei einem Wachstum von 
drei Prozent wären 600.000 Fachkräfte nötig, zeigt die Adaption einer 
McKinsey-Studie für Österreich. Das bedeutet für die Unternehmen vor 
allem eines: Der Wettbewerb um qualifizierte Kräfte wird in Zukunft 
                                                                    
51 Schäfers/ Zapf, Handwörterbuch zur Gesellschaft Deutschlands2 (2009) 23f. 
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immer härter. Schon heute klagen viele Branchen, dass sie die 
benötigten Mitarbeiter/innen nur sehr schwer oder nur durch eine 
kostenaufwändige Suche finden52. 
 
2.4.2 Familie und Freundeskreis 
 
Familien sozialisieren Werte und beeinflussen die Einstellungen der 
Abreitnehmer zur Arbeit und geben das zeitliche Angebot für Arbeit 
vor. Von der Work-Life-Balance und wie gut der Arbeitnehmer sie 
vereinbaren kann hängt sehr oft die letztendliche Entscheidung für 
oder gegen einen Job, und daher für oder gegen einen Arbeitgeber ab. 
Die Frage nach dem Einkommen, ob es als Familieneinkommen oder als 
Ergänzung zum Hauptfamilieneinkommen taugt, ob genügend Zeit 
bleibt für die Familie, Freunde, Hobbies, Entspannung, welche Benefits 
der Arbeitgeber anbietet (Extra-Urlaubswoche | Weihnachtsgutscheine 
| Urlaubsgutschein für besondere Leistungen | ...), wobei in den 
neuesten Entwicklungen Telearbeitsplätze, Home-Office und flexible 
Zeitmodelle sowie Teilzeitarbeit besondere Bedeutung für den 
Abreitnehmer haben, besonders wenn er/sie alleinerziehend ist. Ein 
effizientes Zeitmanagement und eine entsprechende Organisation im 
Berufsleben und im Familienleben sind notwendig. Dabei ist das Modell 
der Betriebskindergärten für Arbeitnehmer oftmals 
Entscheidungsgrundlage.  
 
Die meisten Betriebe kümmern sich nur wenig um die Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie. Auch für die Karriereförderung von Frauen ist in 
                                                                    
52 http://bmwa.cms.apa.at/cms/content/attachments/ 
5/0/4/CH0617/CMS1221567127070/handbuch_familie_und_beruf.pdf [10-10-25]. 
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den vergangenen Jahren nicht besonders viel getan worden. Frauen- 
und Familienförderung ist in österreichischen Unternehmen noch 
immer die Ausnahme. Im Jahr 2008 habe es nur in etwa jedem zehnten 
Betrieb Vereinbarungen zur Förderung der Chancengleichheit von 
Frauen gegeben53. Auffällig ist nach Erkenntnissen der 
Arbeitsmarktforscher, dass im öffentlichen Dienst entsprechende 
Vereinbarungen häufiger seien als in der Privatwirtschaft. Seit der 
jüngsten Umfrage im Jahr 2008 habe sich daran nur wenig geändert. 
So sei der Anteil der Betriebe mit Kinderbetreuungsangeboten, 
Hausaufgabenhilfen oder anderen Formen der Kinderbetreuung bis 
2009 lediglich von zwei auf sechs Prozent gestiegen. Der Anteil der 
Betriebe mit Elternteilzeitangeboten kletterte zwischen 2008 und 2009 
von elf auf 21 Prozent. Dagegen gab es bei der gezielten 
Karriereförderung von Frauen mit Betreuungspflichten kaum 
Veränderungen, nur rund fünf Prozent der Betriebe sogenannte 
Mentoring-Programme oder eine gezielte Karriereplanung für Frauen 
mit Betreuungspflichten angeboten54. 
 
2.4.3 Arbeitsmarkt und Sozialpolitik 
 
Die sinkenden Geburtenraten führen mittelfristig ua auch zu einem 
Mangel an qualifizierten Arbeitskräften, analysiert eine EU-weiten 
Studie der Allianz-Versicherung55. Es reiche nicht aus, die entstehenden 
                                                                    
53 http://www.focus.de/finanzen/karriere/berufsleben [10-10-20]. 
54 http://bmwa.cms.apa.at/cms/content/ [10-20-20].  
55 Demnach wird der Anteil der Jugendlichen (15- bis 20-Jährige) in Österreich 2015 von 
504.000 auf 467.000 schrumpfen und die Zahl der Älteren von 447.000 auf 478.000 
steigen. Während die Zahl der Pensionisten steigt, rücken immer weniger Junge auf 
den Arbeitsmarkt nach. Sind im EU-Durchschnitt noch rund ein Drittel aller Personen im 
Alter zwischen 60 und 64 Jahren erwerbstätig, ist das in Österreich nur etwa jeder 
Fünfte - damit liegt Österreich im EU-Vergleich auf Platz 18. 
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Lücken durch Zuwanderung auszugleichen, so die Allianz. Denn die zur 
Schließung der Arbeitskräftelücke notwendige Anzahl an Einwanderern 
dürfte die Integrationsfähigkeit vieler Länder übersteigen. Allianz-
Vorstandsvorsitzender Littich fordert daher "einen österreichweiten 
Schulterschluss". Auf der einen Seite sei die Politik gefordert, 
Weichenstellungen für den Arbeitsmarkt vorzunehmen - auf der 
anderen Seite müssten Unternehmen im Rahmen ihrer Personalpolitik 
nachhaltige Lösungen umzusetzen, so Littich56. 
 
Das politische und rechtliche Beziehungssystem verhandeln 
verschiedene Parteien mit unterschiedlichen Interessen und deren 
Spielregeln haben mehr oder weniger Einfluss auf die Lohngestaltung. 
Das Bildungssystem produziert das allgemeine Wissen, die 
Lernfähigkeit und die individuellen Qualifikationen und bestimmt 
berufliche Flexibilität und Mobilität. Das staatliche System des sozialen 
Netzes, indem staatliche organisierte Lohnersatzleistungen als 
Alternativen zum Erwerbseinkommen in Risikosituationen angeboten 
werden, wirkt auf die Arbeitsentscheidung des Arbeitnehmers ein, 
ebenso wie die gesetzlichen Regelungen über Mindestlöhne, 
Kündigungsfristen und Verwendungszwecke, und als Arbeitgeber Staat 
der auch Positionen außerhalb der üblichen Wirtschaftskreise anbieten 
kann. Die Arbeitsnachfrage hingegen hängt in erster Linie von 
Entscheidungen des Arbeitgebers über Produktion und Investitionen 
ab, die wiederum von Wechselkursen, Produktnachfragen, Güter-
Märkten, Wirtschaftskrisen und Konjunktur abhängen. Der Headhunter 
oder Arbeitsvermittler und Personalberater hat direkten Einfluss auf 
                                                                    
56 http://www.heute.at/news/politik/Arbeitsmarkt-Oesterreich-geht-die-Jugend-
aus;art422,253337  [10-10-22]. 
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die Arbeitsmarktpolitik indem er das Arbeitsangebot über einen der 
vier Wege beeinflusst57.   
 
2.4.4 Rechtssicherheit 
 
Ein funktionierendes Wirtschaftsprozedere führt zu einer stabilen und 
damit verlässlichen Wirtschaftssituation, woraus sich wiederum 
positive Auswirkungen auf alle anderen am Markt beteiligten Faktoren 
erkennen lassen. Darüber hinaus wird Rechtsstabilität leichter 
herbeigeführt und sicherer zu wahren verstanden gewusst. Der Faktor 
Arbeit als wesentliches Kernelement soll dort eingesetzt werden, wo 
er am produktivsten und wirtschaftlich sinnvollsten ist. Jeder 
Beteiligte in diesem System sollte möglichst optimale Lebens- und 
Arbeitsbedingungen vorfinden, um seine Tatkraft voll entfalten zu 
können, auf der anderen Seite ist ein stabiles Ordnungssystem ein 
Garant für optimierten Wirtschaftsoutput. Die Flexibilität der Arbeit 
und des Angebots an Arbeit stellt sich höchst wünschenswert dar. Der 
Arbeitsmarkt regelt sich im Grunde von alleine. Verhält sich ein 
Arbeitgeber gegenüber dem Arbeitnehmer nicht gesetztes konform 
oder nicht loyal zu seinen Mitarbeitern, zahlt er nicht marktkonform 
oder verhält sich nicht fair und gerecht gegenüber seinen 
Abreitnehmern, so sehen sich die Arbeitnehmer gerne nach einer 
neuen Beschäftigung um. Kündigen zu viele Arbeitnehmer in zu 
schneller zeitlicher Abfolge bei einem Unternehmen, so wirkt sich das 
negativ auf die Produktivität und Leistungsfähigkeit des Unternehmens 
aus, der Bankrott droht. Der Headhunter nimmt hier nur die Rolle des 
                                                                    
57 http://www.bmsk.gv.at/cms/site/attachments/2/7/9/CH0690/ 
CMS1249975678352/dokumentation_aktive_amp_1994-2010_september_2010.pdf [10-
10-20]. 
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Vermittlers ein. Er weiß Beschied über die Situation am Arbeitsmarkt, 
über suchende Arbeitnehmer und vakante Positionen bei Arbeitgebern. 
Er weiß über alle, über spezielle und über regionale Besonderheiten 
Bescheid, denn bei ihm laufen die Informationen zusammen, indem 
sich Arbeitnehmer bewerben, auch oder vor allem solche, die noch in 
einem aufrechten aber verbesserungswürdigen Dienstverhältnis 
stehen, und Arbeitgebern. Der Arbeitnehmer wüsste ohne den 
Personalberater gar nicht, wo es eine vakante Stelle gibt, die für ihn 
interessant sein könnte; er wird nur abgeworben, wenn sein Ruf gut 
und integer ist. Insofern lässt sich die Spirale der 
Arbeitsmarktbereinigung auch in einem positiven Licht betrachten: Der 
Headhunter führt gute und tüchtige Arbeitnehmer und vernünftige und 
anständige Arbeitgeber am freien Markt zusammen uns unterstützt 
sohin der Kreislauf der Verbesserung. Leider ist es in der Praxis nicht 
immer so einfach, da, wo Menschen so nahe und nicht ganz freiwillig 
zusammenkommen, eigentlich keine einheitlichen Regeln normierbar 
sind. Daher was dem einen Arbeitgeber als integrer und fleißig 
erscheint, ist dem anderen zu faul und zu langsam. Und umgekehrt 
findet ein Arbeitnehmer den Arbeitgeber loyal und angenehm, der 
andere findet ihn unmenschlich und regelgehorsam. Folglich ist die 
Idee der optimierungsspirale am Arbeitsmarkt, als der der Headhunter 
fungieren könnte, nur eine Idee, denn in der Praxis wird sich die 
Arbeitsmarkt als lebende und lernende Organisation nicht so einfach 
bereinigen lassen, solange es Menschen sind, die auf diesem 
Arbeitsmarkt den Ton angeben58.  
 
                                                                    
58 https://campus.uni-klu.ac.at/studien/lvkarte.jsp?rlvkey=59265&sprache_nr=35 [10-09-12]. 
  
 
 
 
 
 
Teil 3 | Völkerrechtliche 
Aspekte Der Abwerbung 
 

 1 INTERNATIONAL LABOUR ORGANISATION ILO 
 
1.1 Entwicklung 
 
Der Internationalen Arbeitsschutzkonferenz im Jahr 1890 vom 
Deutschen Reich vorbereitet lag der “kaiserliche Erlass“ zugrunde, in 
dem erstmals der Gedanke an die Notwendigkeit einer internationalen 
Sozialpolitik aufkam59. Die 1889 gegründete „Internationale 
Vereinigung für Arbeitsschutz“ führte mehrere 
Arbeitsschutzkonferenzen durch und erarbeitete zweiseitige 
Sozialversicherungsverträge60. Die Pariser Friedenskonferenz nach dem 
1. Weltkrieg setzte sich für einen Ausschuss für internationale 
Gesetzgebung ein. Die Verfassung der neu zu schaffenden 
Internationalen Arbeitsorganisation wurde dann als Teil “Arbeit“ in die 
Friedensverhandlungen von Versailles aufgenommen. Bei ihrer 
Gründung zählte die Internationale Arbeitsorganisation 45 
Mitgliedsstaaten61. Bis zum Jahr 1932 wurden insgesamt 33 
Übereinkommen verabschiedet. Sie betrafen so wichtige Komplexe wie 
die Arbeitszeit in gewerblichen Betrieben mit der Begrenzung der 
täglichen Arbeitszeit auf acht Stunden und der wöchentlichen 
Arbeitszeit auf 48 Stunden sowie die Aufforderung an die 
Mitgliedsstaaten, ein wirksames System einer 
                                                                    
59 Vgl http://www.uni-protokolle.de/Lexikon/Pariser_Friedenskonferenz_1919.html [23-12-
2010]. 
60 Vgl http://www.verdi-
bub.de/wirtschafts_abc/archiv/internationale_arbeitsorganisation_international_labour
_organisation_ilo/  [30-09-10]. 
61 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Pariser_Friedenskonferenz_1919 [23-12-2010]. 
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Arbeitslosenversicherung zu schaffen62. 1934 wurde die Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation aus den Friedensverträgen 
herausgelöst, sodass sie auch nach Auflösung des Völkerbunds als 
Sonderorganisation weiter bestehen konnte. 
 
Einen Neuanfang gab es 1944 mit der Konferenz von Philadelphia, auf 
der Ziele und Zweck der Internationalen Arbeitsorganisation neu 
bestimmt wurden. Da der Völkerbund nicht mehr existierte, wurde die 
Internationale Arbeitsorganisation zur ersten Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen63. 
 
Der Internationalen Arbeitsorganisation gehören heute über 150 
Länder an. Die wesentlichen Aufgaben der Internationalen 
Arbeitsorganisation sind die Normensetzung und die Normenkontrolle. 
Die multinationalen Verträge haben keine automatische 
Bindungswirkung, sondern müssen erst von den Mitgliedsstaaten 
ratifiziert werden. Zu einer der in diesem Zusammenhang wichtigen 
Norm der Internationalen Arbeitsorganisation gehört das 
Übereinkommen Nr. 96, das die entgeltliche Arbeitsvermittlung 
regelt64. 
 
1.2 Private Arbeitsvermittlung 1949 
 
Das Übereinkommen 34 über Büros für entgeltliche Arbeitsvermittlung 
ist am 18. Oktober 1936 in Kraft getreten. Es ist im Jahre 1949 durch 
                                                                    
62 Vgl Internationale Arbeitskonferenz XVII. Tagung Gend (1933) „Die  
Arbeitslosenversicherung und sonstige Formen der Arbeitslosenfürsorge, 7ff.  
63 Vgl http://www.geschichtstage.ch [26-12-2010]. 
64 Vgl Glismann/ Schrader, Ein funktionstüchtiges System privater 
Arbeitslosenversicherung (2001) 64ff. 
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das Übereinkommen 96 abgeändert worden und kann seit dessen 
Inkrafttreten nicht mehr ratifiziert werden. Das Übereinkommen über 
Büros für entgeltliche Arbeitsvermittlung ist in der Neufassung am 18. 
Juli 1951 in Kraft getreten. Wesentlich ist die Unterscheidung zwischen 
auf Gewinn gerichtete und nicht auf Gewinn gerichtete 
Arbeitsvermittlungsbüros, wobei die ersteren gem des Ü96 
aufzuheben sind, sofern eine öffentliche Arbeitsmarktverwaltung 
besteht. Ausnahmen im Sinne einer Sondergenehmigung sind 
vorgesehen, für bestimmte Personengruppen, für deren Vermittlung 
die öffentliche Verwaltung nicht sorgen kann. An dieser Stelle sei 
darauf hingewiesen, dass ein Arbeitsvermittlungsbüro keine 
Personalberatung im heutigen modernen Sinn ist, sondern es sich bei 
den privaten Arbeitsvermittlern lediglich um vielleicht einen ‚Vorstufe‘ 
zur Personalberatung handelt65.  
 
1.3 Arbeitsvermittler – Personalberater  
 
Für die Beschreibung des Berufsbildes ist die Abgrenzung zur 
Arbeitsvermittlung nach wie vor von aktueller Bedeutung. Denn diese 
war durch das bis in die 10er Jahre geltende 
„Arbeitsvermittlungsmonopol“ der AMS bestimmt66. Grundlage der 
Berufsausübung waren die unter anderem mit dem Bundesverband 
Deutscher Unternehmensberater BDU e.V. vereinbarten „Grundsätze 
zur Abgrenzung von Personalberatung und Arbeitsvermittlung bei der 
Besetzung von Stellen für Führungskräfte der Wirtschaft“67. Dadurch 
wurde Unternehmensberatern primär die betriebswirtschaftliche 
                                                                    
65 Vgl Egle/ Nagy (Hrsg), Reform der Reformen (2005) 100ff. 
66 Das Monopol wurde in Österreich aufgehoben mit 1. August 2002. 
67 Vgl AMS.  
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Beratung in Fragen der Personalbeschaffung bzw externen 
Rekrutierung erlaubt. So arbeiteten die Personalberater zunächst 
überwiegend auf der Basis von Tagessätzen, ehe sich die 
internationalen Honorarsysteme mit einem Drittel vom 
Jahreseinkommen durchsetzten. In der Regel werden diese in drei bis 
vier Projekt- oder Monatsraten in Rechnung gestellt. Auch 
Festhonorare sind weitgehend üblich geworden68. 
 
Vor allem die Fachgruppe der Unternehmensberatungen der WKO 
erheblich dazu bei, den rechtlichen Rahmen der Personalberatung in 
Österreich zu präzisieren. Gegenüber dem Gesetzgeber und der 
Öffentlichkeit machte der Berufszweig Unternehmensberatung der 
WKO die grundsätzlichen Unterschiede zur (bis in die 2010er Jahre 
nicht gestatteten) Arbeitsvermittlung immer wieder deutlich69. Seit der 
ersten Liberalisierung der Arbeitsvermittlung wird diese Dienstleistung 
auf Erfolgsbasis jedoch überwiegend von Zeitarbeitsfirmen und 
„Einzelkämpfern“ angeboten. Zeitweise musste eine kostenpflichtige 
Lizenz erworben werden. Diese Tatsache und die weitere 
Liberalisierung der Rechtsgrundlagen für die private 
Arbeitsvermittlung (insbesondere die Abschaffung des generellen 
„Erlaubnisvorbehaltes“) im Jahr 2002 änderten jedoch nichts an der 
grundsätzlichen Abgrenzung von Personalberatern und privaten 
Arbeitsvermittlern70. 
 
                                                                    
68 Vgl Bierey, Der Kampf um High-Potentials in Deutschland, Bachelorarbeit HS Leipzig 
(2009) 35. 
69 Vgl http://www.verdi-
bub.de/wirtschafts_abc/archiv/internationale_arbeitsorganisation_international_labour
_organisation_ilo/  [30-09-10]. 
70 Vgl http://www.jus-alumni.at/media/jusa_1296027310.pdf [23-12-2010]. 
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Das wichtigste Kriterium, das Personalberatungen von privaten 
Arbeitsvermittlungen unterscheidet, ist, dass der Arbeitsvermittler 
(wie der Name schon sagt) im Rekrutierungsprozess zwischen 
Arbeitgeber und Bewerber anzusiedeln ist71. Die Arbeitsvermittlung 
bietet sich vor allem für untere bis mittlere Qualifikationen an. Wenn 
das Unternehmen heute einen festen Mitarbeiter sucht, der morgen 
seinen Dienst antreten soll, werden ihm unverzüglich die passenden 
Bewerber, meist aus einem Bewerberpool des Arbeitsvermittlers zum 
Vorstellungsgespräch. Unter Umständen kann der Wunschkandidat 
schon am nächsten Tag zu arbeiten beginnen72. In der Regel erfolgt die 
Honorierung unter Anwendung des Maklerrechts auf Erfolgsbasis. Der 
Personalberater handelt dagegen immer im Beratungsauftrag, wenn 
man so will als „verlängerter Arm“ eines Unternehmens und darf 
keinesfalls – erst recht nicht entgeltlich – für Kandidaten tätig werden. 
Sein Honorar erfolgt daher meist in nach Projektetappen gestaffelten 
Pauschalhonoraren. Dabei ist allerdings anzumerken, dass vor allem im 
angelsächsischen Raum erfolgsorientierte Honorarsysteme praktiziert 
werden73. Vom Personalberater gesuchte Kandidaten sind meist 
hochkarätige Spezialisten aller Fakultäten und erfahrene 
Führungskräfte bis zur Vorstandsebene. Private Arbeits- oder 
Personalvermittler konzentrieren sich eher auf Arbeitnehmer unterer 
und mittlerer Gehaltsgruppen einschließlich Hochschulabsolventen. 
Arbeitsvermittler haben es also tendenziell mit „schwächeren 
                                                                    
71 Vgl http://www.verdi-
bub.de/wirtschafts_abc/archiv/internationale_arbeitsorganisation_international_labour
_organisation_ilo/  [30-09-10]. 
72 Vgl http://karriere-journal.monster.at/ [23-12-2010]. 
73 Mc Kinsey www.mckinsey.com [14-08-10]. 
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Vertragspartnern“ zu tun74.  
 
Die Wirtschaftspraxis zeigt jedoch, dass immer mehr „Grauzonen“ 
zwischen Personalberatung und Arbeitsvermittlung existieren und 
diese Tatsache auch gerne von Unternehmen mit und ohne Kenntnis 
der Rechtsgrundlagen genutzt wird. Personalberater sind auch als 
Arbeitskräfteüberlasser75 tätig oder/und als Arbeitsvermittler, 
Arbeitskräfteüberlasser und Arbeitsvermittler auch als 
Personalberater76. In der Realität sind Unterscheidungen vom Klienten, 
dem beauftragenden Unternehmen, gar nicht wirklich zu 
unterscheiden. Vor allem in Boom-Zeiten der „New Economy“ blühte 
das „Vermittlungsgeschäft“ ohne qualifizierte Beratung und 
Bewerberservice. Auch in jüngster Zeit drängen immer mehr 
ausländische Personalberater mit „abgespeckten“ Leistungen und 
Honoraren auf den Markt.  
 
1.4 Private Arbeitsvermittlung 1997 
 
Die ILO hat mit dem Übereinkommen C18177 Klarheit geschaffen und 
alle Arten von Arbeitsvermittlung auf privater Basis, dh auf Gewinn 
gerichtete, erfasst. Im Art 1 werden die privaten Arbeitsvermittler 
definiert als Arbeitsvermittler, die nicht Behörden sind und am 
Arbeitsmarkt Dienstleistungen anbieten. Darüber hinaus werden 
ausdrücklich durch Tätigkeitsbeschreibungen die Arbeitsvermittler, die 
                                                                    
74 Vgl Krenn/ Papouschek/ Vogt, Die Bedeutung und Berücksichtigung außerfachlicher 
Aspekte bei der Personalauswahl und –einstellung (2004)  16.  
75 zB Manpower. 
76 zB Trenkwalder. 
77 ILO Übereinkommen über private Arbeitsvermittler, Convention C18, 1997,  in Kraft 
getreten am 10. Mai 2000. 
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Arbeitskräfteüberlasser und die Personalvermittler von dem 
Übereinkommen erfasst, und damit jegliche Unklarheiten beseitigt. 
Ausgenommen sind weiterhin Seeleute. Der Zweck der ILO Konvention 
181 ist der Schutz der Arbeitnehmer und Arbeitsuchenden zu schützen, 
und gleichzeitig die Tätigkeit der privaten Arbeitsvermittlungsbüros zu 
gestatten und ermöglichen78. Auf Grundsätze, wie das Unterlassen von 
Kinderarbeit, das Unterlassen von Diskriminierung und das Vermeiden 
von betrügerischen Praktiken bei der Abwerbung, Vermittlung und 
Beschäftigung wird Bedacht genommen, in dem die Mitgliedstaaten 
verpflichtet werden, auf die Einhaltung zu achten79. Das Abkommen 
wurde von 23 Staaten zwischen 1999 und 2010 ratifiziert, nicht aber 
von Österreich.  
                                                                    
78 Vgl http://www.verdi-
bub.de/wirtschafts_abc/archiv/internationale_arbeitsorganisation_international_labour
_organisation_ilo/  [30-09-10]. 
79 Art 8 ILO C181, 1997. 
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2 EUROPARECHTLICHE GRUNDLAGEN 
 
2.1 Allgemein 
 
Der Headhunter macht dem Arbeitnehmer ein lukratives Anbot, das 
diesem das mehr Geld, mehr Verantwortung, eine höhere Position oder 
eine allgemeine Verbesserung der Arbeitssituation bringen soll. 
Daraufhin tritt dieser aus, beendet sein Dienstverhältnis vorzeitig unter 
einseitiger Verkürzung der Kündigungsfrist oder kündigt und nimmt 
alles Wissen mit. 
 
Rechtlich betrachtet kann es sich hierbei um eine Verleitung zum 
Vertragsbruch handeln. Kann der Arbeitgeber irgendjemanden dafür 
haftbar machen, sprich zum Schadenersatz heranziehen? Wen? Haftet 
der Arbeitnehmer? Der Headhunter? Der neue Arbeitgeber? Wann ist 
jemand verleitet? Wann ist der Vertrag gebrochen? 
 
Nach der Rspr des OGH ist jemand ‘verleitet’, wenn sein Wille von 
einem Dritten dahin gehend gelenkt wurde, einen bestimmten Vertrag 
zu brechen80, wobei jedes bewusste Hinwirken gemeint ist, und mag 
der Widerstand, auf den der Verleitende trifft, auch noch so gering 
sein. Diese Überlegung aber setzt wiederum voraus, dass der 
Abwerbende in Kenntnis des bestehenden fremden 
Vertragsverhältnisses handelt. Davon ist allerdings mE bei einem 
Abwerbeversuch eines Headhunters auszugehen, schließlich liegt das 
in der Natur der Sache.  
                                                                    
80 Vgl OGH 4 Ob 74/94, ARD 4716/96. 
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Wie ist der Fall zu betrachten, wenn der Arbeitnehmer 
ordnungsgemäß, also gesetzes- und vertragskonform kündigt? Dann 
kann wohl nicht von einem Vertragsbruch gesprochen werden, und 
folglich auch nicht von einer Verleitung zum Vertragsbruch. Wenn der 
Arbeitnehmer aber dennoch von einem Headhunter ‘angestiftet’ wurde 
seinen Vertrag ordnungsgemäß zu kündigen, dh wenn der Headhunter 
mit seinem Abwerbeversuch erfolgreich war, ohne dass es jemand –
außer dem Arbeitnehmer- merken muss, ist das von rechtlicher 
Bedeutung und Konsequenz? Fällt das in das gewöhnliche 
Unternehmerrisiko, mit dem ein ordentlicher Geschäftsmann zu 
rechnen hat? Was ist zu beachten, wenn ein Arbeitnehmer einen 
Werkvertrag hat, der eigentlich eine Umgehung des 
Angestelltenvertrages darstellt? 
 
Viele Fragen und Überlegungen, die im Detail samt den möglichen 
Ansprüchen und entsprechenden Anspruchsgrundlagen zu prüfen sein 
werden. 
 
Die europarechtliche Arbeitnehmerfreizügigkeit ist in Zusammenhang 
mit der Abwerbungsproblematik zu sehen und soll daher im Folgenden 
untersucht werden. 
 
2.2 Arbeitnehmerfreizügigkeit 
 
Die Arbeitnehmerfreizügigkeit des Art 39 EGV betrifft die 
Ungleichbehandlung von Arbeitnehmern auf Grund von 
unterschiedlicher Staatsangehörigkeit in Bezug auf Beschäftigung, 
Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen und untersagt diese. Der 
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Arbeitnehmer soll sich innerhalb der EU frei bewegen können um eine 
Beschäftigung ausüben zu können.  
 
Art 39 EGV legt fest, dass der Begriff Arbeitnehmer 
gemeinschaftsrechtlich zu bestimmen ist, wobei für die Definition 
entscheidend ist, dass die ausgeübte Tätigkeit ein Teil des 
Wirtschaftslebens iSd Art 2 EGV darstellt. Zu Bejahen ist das Vorliegen 
einer Abreitnehmereigenschaft, wenn eine Tätigkeit gegen Entgelt 
vorliegt, auch wenn die ausgeübte Tätigkeit nicht dem 
Wirtschaftsleben iSd Art 2 EGV zu zu rechnen ist81. Andererseits fallen 
Bedienstete in der öffentlichen Verwaltung nicht unter diesen 
Abreitnehmerbegriff, da sie von der Ausnahme des Art 39 Abs 4 EGV 
erfasst werden. Nach der Rechtsprechung des EuGH ist nicht klar 
definiert, welche Bereiche konkret in die öffentliche Verwaltung fallen. 
Jedenfalls fallen darunter die Bereiche der Justiz, Polizei, Militär, 
Steuerverwaltung; nicht aber das Gesundheitswesen, Verkehrswesen 
und Transportwesen sowie Schul- und Hochschulwesen82. Nach Ansicht 
des EuGH ist jede nationale Regelung gemeinschaftsrechtwidrig, die 
die Ausübung der Beschäftigung behindert bzw. schon ‘weniger 
attraktiv’ macht. Darüber hinaus erachtet der EuGH auch jede 
Vereinbarung, die nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses die 
Erwerbstätigkeit einschränkt, als gemeinschaftsrechtswidrig. Daraus 
folgt, dass demnach Konkurrenzklauseln, deren Wesen eine 
Einschränkung der Erwerbstätigkeit nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ist, als gemeinschaftsrechtswidrig anzusehen sein 
                                                                    
81 Vgl VO (EWG) Nr 1612/68 v 15-10-1968 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft, Amtsblatt Nr L 257. 
82 Vgl Schrammel, Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der EU, ecolex 467 ff. 
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könnten83. Andererseits können sachliche Gründe die Einschränkung 
der Arbeitnehmerfreizügigkeit rechtfertigen, wenn diese nicht 
unmittelbar an die Freizügigkeit anknüpfen, durch zwingende Gründe 
des Allgemeininteresses erforderlich sind und dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit entsprechen.  
 
2.3 Arbeitnehmerfreizügigkeit und Konkurrenzklausel 
 
Wie oben angedacht stellt sich nun die Frage, ob die Konkurrenzklausel 
des § 36 f AngG, die eine Einschränkung der Erwerbstätigkeit nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses zulässt, gegen die 
gemeinschaftsrechtlichen Bestimmungen verstößt. Wie schon eingangs 
erwähnt, stellen zwar Konkurrenzklauseln eine Beschränkung der 
Freizügigkeit des Arbeitnehmers dar, können aber durchaus im 
Einzelfall gerechtfertigt sein, wenn sie verhältnismäßig sind, dem 
Allgemeininteresse dienlich sind und sich an In- wie Ausländer 
gleichermaßen richten. Der § 36 ff AngG ist jedenfalls nicht 
staatsbürgerbezogen. Auch die Verhältnismäßigkeit dürfte, folgt man 
Schrammel, gegeben sein. Auf Grund der Unwirksamkeitserklärung der 
Konkurrenzklausel des § 36 Abs 1 Z 3 AngG, die sich auf die 
Beschränkung nach Gegenstand, Zeit oder Ort im Verhältnis zu dem 
geschäftlichen Interesse, das der Dienstgeber an ihrer Einhaltung hat, 
bezieht, ist das Vorliegen der Gemeinschaftsrechtmäßigkeit zu 
bejahen. Ebenso ist durch die in § 37 Abs 3 AngG normierten 
Freikaufsrecht durch eine vereinbarte Konventionalstrafe, die dem 
richterlichen Mäßigungsrecht unterliegt, eine Konformität zur 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschrift vorliegend. Die Frage nach dem 
                                                                    
83 Vgl Schrammel, Freizügigkeit, ecolex 1996, 467 ff. 
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Vorliegen des ‘Allgemeininteresses’ ist zuletzt zu prüfen. Der OGH 
stellet dazu fest: ‘Die Konkurrenzklausel ist eine typischerweise im 
Rahmen des Arbeitsverhältnisses mögliche Sondervereinbarung. Im 
Hinblick auf die Abhängigkeit des Arbeitnehmers von seiner 
Arbeitskraft sind solche Vereinbarungen grundsätzlich eng auszulegen. 
Dabei sind auch die Grundsätze der Erwerbsfreiheit und der 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art 39 EGV) zu berücksichtigen84‘; und 
‘Eine Konkurrenzklausel kann eine im Einzelfall sachlich gerechtfertigte 
Beschränkung der Freizügigkeit sein, wenn sie sich als verhältnismäßig 
darstellt – was den nationalen Gerichten eine am Gemeinschaftsrecht 
orientierte Sachlichkeitsprüfung aufträgt, zwingenden Gründen des 
Allgemeininteresses dient und sich unterschiedslos an Inländer und 
Ausländer richtet’85.  
 
2.4 Arbeitnehmerfreizügigkeit und 
Wettbewerbsrecht 
 
Die RL-UGP ist am 12.5.2005 in Kraft getreten und wäre bis zum 
12.6.2007 in das nationale Recht umzusetzen gewesen. Die 
entsprechenden Vorschriften mussten spätestens ab dem 12.12.2007 in 
allen Mitgliedstaaten angewendet werden. Ziel der RL-UGP ist eine 
Angleichung der – bisher unterschiedlich geregelten – 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über unlautere 
Geschäftspraktiken, welche die wirtschaftlichen Interessen der 
Verbraucher unmittelbar und dadurch die wirtschaftlichen Interessen 
                                                                    
84 Vgl OGH 9 Ob A 209/98w, RdA 2000/6 (Egger) und ASG Wien 8 Cga 108/99f, ARD 
5092/6/2000. 
85 Vgl OGH 8 Ob A 196/99b, ÖJZ 2000/24 (EvBl) und ASG Wien, 19 Cga 208/94k ARD 
4752/7/96. 
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rechtmäßig handelnder Mitbewerber mittelbar schädigen. Die RL-UGP 
gilt nur für unlautere Geschäftspraktiken im Verhältnis zwischen 
Unternehmen und Verbrauchern. Ihre Vorgaben beschränken sich 
somit auf den Business to Consumer (B2C)-Bereich86. Verschiedene 
Agenden sind vom Geltungsbereich der RL ausdrücklich ausgenommen. 
Schutzzweck der RL-UGP sind im Übrigen nur die ‘wirtschaftlichen 
Interessen’ der Verbraucher, nicht aber sonstige Interessen wie zB 
Gesundheit und Sicherheit. 
 
                                                                    
86 Hier ist somit der Bereich erfasst, in dem sich das UWG auf das Verhältnis zwischen 
Unternehmern und Verbrauchern er-streckt. 
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1 ALLGEMEIN 
 
Wie schon im Bereich der Formen der Abwerbung aufgezeigt wurde 
kann das Abwerben von Arbeitskräften nicht nur erwünscht sondern 
volkswirtschaftlich auch erforderlich sein, wenngleich auch gewisse 
Gefahren und Risiken damit verbunden sein können. Problematisch 
kann in dieser Betrachtung auch die Einbeziehung der Grundrechte der 
der Arbeitnehmer als Bürger sein. Im Folgenden ist zu untersuchen, ob 
oder wenn ja inwieweit ein Arbeitnehmer nach Beendigung eines 
Arbeitsverhältnisses in seinem Beruf ex lege beschränkt werden darf 
bzw ob der Abschluss einer Konkurrenzklausel im Dienstvertrag iSd 
Vertragsfreiheit zulässig ist oder aber der Arbeitnehmer in seiner 
Erwerbsfreiheit behindert wird bzw in der Freizügigkeit der Berufswahl 
beeinträchtigt wird87.  
 
Das Sozialstaatsprinzip ist wohl schon längst in den Köpfen der 
meisten Menschen in Österreich fest verankert88. Viele Menschen leben 
daher in dem Gefühl, der Sozialstaatsgedanke sei ohnehin schon so 
etwas wie ein ungeschriebener Bestandteil unserer Verfassung89. 
Dieses Gefühl trügt: Eine einfache Mehrheit im Nationalrat - in 
manchen Angelegenheiten (auch in einem Landtag) - kann relativ tief 
gehende Einschnitte in die rechtliche Ordnung des Arbeitslebens und 
des Arbeitsmarktes und in unser Sozialsystem beschließen, ohne dabei 
                                                                    
87 Vgl Englert, Internetbasierte Unternehmenskooperationen als Wettbewerbsfaktor für 
den deutschen Mittelstand, Dissertation 2000,  87. 
88 Vgl Klein, AK Wien, Soziale Grundrechte in die Verfassung - wozu?, http://www.arbeit-
wirtschaft.at/servlet/ContentServer?pagename=X03/Page/Index&n=X03_1.a_2002_03.a
&cid=1194875961846  [24-12-2010].0 
89 Vgl AK Wien, Aktuell Volksbegehren „Sozialstaat Österreich“ (2002) 
http://www.arbeiterkammer.at/bilder/importiert/7384_2.pdf [25-12-2010]. 
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auf klare verfassungsrechtliche Grenzen zu stoßen. Es ist wichtig und 
unverzichtbar, dass unsere Freiheitsrechte vor staatlichen Übergriffen 
geschützt werden90. Immer wieder wird unser Grundrechtskatalog zur 
Überarbeitung andiskutiert, um eventuell auch die sozialen 
Existenzgrundlagen gegen einschneidende Rückschritte abzusichern91. 
 
Von allen 25 Mitgliedstaaten der Europäischen Union haben 13 soziale 
Grundrechte in der Verfassung, zu denen, die das nicht haben, zählt 
Österreich92.  
 
 
                                                                    
90 Vgl AK Wien, Aktuell Volksbegehren „Sozialstaat Österreich“ (2002) 
http://www.arbeiterkammer.at/bilder/importiert/7384_2.pdf [25-12-2010]. 
91 Vgl Stenographisches Protokoll, 164. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich 
XX. Gesetzgebungsperiode Donnerstag, 25. März 1999 
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XX/NRSITZ/NRSITZ_00164/fnameorig_114317.ht
ml [2412-2010]. 
92 Vgl http://derstandard.at/1267132007658/ [10-09-13]. 
 2 STAATSMONOPOL ARBEITSVERMITTLUNG 
 
Die Arbeitsmarktverwaltung AMV bestand seit den Nachkriegsjahren 
und war für die Vermittlung von beschäftigungslosen Bürgern an 
Unternehmen zuständig93. Die Arbeitslosigkeit war unnötig hoch, weil 
sie im Einzelfall zu lang dauerte, und der Mangel an Effizienz durch die 
Schwerfälligkeit der Behörde war eklatant. Im Gegensatz zur 
aufgeblähten Struktur der AMV war die ILO mit einer 
drittelparitätischen Struktur organisiert, was den Verwaltungsaufwand 
stark verringerte und somit die Effizienz erhöhte94. 1990 wurden die 
Ausgliederung der Arbeitsmarktverwaltung und eine drittelparitätische 
Eigentümerstruktur zur Verbesserung von Effektivität, Effizienz und 
Akzeptanz öffentlicher Arbeitsmarktdienste vorbereitet. Die neue 
Organisation wurde als AMS -Arbeitsmarktservice ausgegliedert und 
wurde zum Namen und zum Programm einer neuen Organisation. Seit 
1994 wirtschaftet das AMS erfolgreicher auf Grund der 
drittelparitätischen Eigentümerstruktur, der Einbindung der 
Arbeitgeber und der Abkopplung des dezentral organisierten 
Managements von politischen Weisungen95. 
 
Im Jahre 2000 ging die Verantwortung für die Arbeitsmarktpolitik auf 
das Wirtschaftsministerium über, somit wurde das AMS wieder an die 
                                                                    
93 Vgl Etlinger, „Arbeitsmarktpolitik zwischen Neoliberalismus undKeynesianismus“, 
Diplomarbeit Uni Wien (2010) 79ff. 
94 Vgl Stenographisches Protokoll 161. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich 
XX. Gesetzgebungsperiode Freitag, 26. Februar 1999 
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XX/NRSITZ/NRSITZ_00161/fname_114311.pdf [24-
12-1010]. 
95 Vgl http://www.obrovski.at/byebye.html [08-10-10]. 
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Politik herangerückt. 
 
Mit dem Konjunkturbelebungsgesetz 2002 hat die Volksvertretung die 
gewerbliche Arbeitsvermittlung voll liberalisiert. Die Einschränkung, 
wonach in den gleichen oder unmittelbar in Verbindung stehenden 
Geschäftsräumen Arbeitsvermittlung nicht gemeinsam mit einer 
anderen selbständigen Erwerbstätigkeit ausgeübt werden durfte (§ 17a 
Abs 6 AMFG), hat der Gesetzgeber beseitigt96. Die bisherige 
Befähigungsprüfung entfällt und die staatliche Aufsicht wurde 
gelockert. Damit steht der Ausweitung der Geschäftstätigkeit der 
Arbeitskräfteüberlasser auf die gewerbliche Arbeitsvermittlung nichts 
mehr im Wege. Der Berufsgruppenobmann der Arbeitskräfteüberlasser 
hat aus Anlass der gesetzlichen Neuregelung den massiven Einstieg in 
das Vermittlungsgeschäft angekündigt97. 
 
Die Firma Adecco teilt in ihrem Geschäftsbericht 2001 mit, dass sie das 
schnelle Wachstum in ihrem Kerngeschäft, der Personalvermittlung 
fortsetzen will. Sie tritt auf als energischer Befürworter einer 
Gesetzgebung, die flexible Arbeitsmodelle fördert und wird als 
Marktführer beitragen, die Themen auf dem Arbeitsmarkt zu 
bestimmen98.  
 
Die Bundesorganisation des AMS hat die Richtlinie zur Entgegennahme 
offener Stellen vom 12. 04. 2001 an die neue Rechtslage bisher nicht 
                                                                    
96 Vgl http://www.obrovski.at/position.html [24-12-2010]. 
97 Vgl http://www.arbeit-
wirtschaft.at/servlet/ContentServer?pagename=X03/Page/Index&n=X03_1.a_2002_03.a
&cid=1194875961846  [23-12-2010]. 
98 Vgl Geschäftsbericht 2001 Adecco 
http://www.adecco.com/AboutAdecco/Pages/Publications.aspx [05-10-06]. 
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angepasst. Sie sieht eine differenzierte Betreuung der Aufträge von 
Arbeitskräfteüberlassern und Arbeitsvermittlern vor. Aufträge 
zugelassener Arbeitsvermittler sind vom AMS zwar aufzunehmen, die 
Betreuung des Auftrages beschränkt sich jedoch darauf, 
Arbeitsuchenden, die an diesen Stellenangeboten interessiert sind, die 
Adresse des privaten Arbeitsvermittlers bekanntzugeben99. 
 
Personalbereitstellung ist eine Dienstleistung, die Betriebe zunehmend 
nachfragen, die das AMS aber nicht anbietet. Die Kooperation mit 
reinen Personalbereitstellern ist für das AMS daher unproblematisch100. 
Hingegen sieht das AMS bei Unternehmen, die nun gewerbliche 
Arbeitskräfteüberlassung und Arbeitsvermittlung unter einem 
Firmendach am gleichen Standort ausüben ein Problem. Den 
Geschäftsstellen des AMS ist es in diesen Fällen ohne 
unverhältnismäßigen Aufwand unmöglich, zu verifizieren, ob ein 
Vermittlungsauftrag die Begründung eines Arbeitsverhältnisses 
bezweckt oder nur der Vermittlung zur Weitervermittlung an 
irgendeinen Arbeitgeber dient101. Manche Personalbereitsteller bieten 
"try and hire" mittlerweile als zentrale Dienstleistung an.  
 
 
                                                                    
99 Vgl Europäische Kommission, Europäisches Beschäftigungsobservatorium Bericht 2004 
http://www.iaq.uni-due.de/aktuell/veroeff/2004/bosch17.pdf [23-12-2010]. 
100 Vgl http://www.obrovski.at/position.html [07-10-10]. 
101 § 4 Abs 6 AMFG sieht einen Schadenersatzanspruch für den Fall falscher oder 
fehlerhafter Angaben des Arbeitsvermittlers vor. 

 3  VERFASSUNGSRECHTLICHE BETRACHTUNG  
 
Recht auf Arbeit, Recht auf angemessene Arbeitsbedingungen, Recht 
auf soziale Sicherung als Grundrechte oder Menschenrechte– schon 
seit Jahrzehnten entflammt immer wieder die Diskussion, ob nicht 
diese Rechte in der Verfassung verankert werden sollten.  
 
Die Verfassung ist das rechtliche Fundament für das Zusammenleben 
von Menschen in einem Staat. Zentraler Baustein jeder modernen 
Verfassung sind die so genannten Grundrechte. Grundrechte haben 
den Zweck, die wichtigsten existentiellen Anliegen der Menschen zu 
schützen - vor allem auch gegenüber der Staatsgewalt. Sogar der 
demokratisch vom Volk gewählte Gesetzgeber - das Parlament - dürfte 
Grund- oder Menschenrechte nur unter sehr erschwerten Bedingungen 
abändern oder gar beseitigen (Erreichen einer Zweidrittelmehrheit im 
Parlament, in der Regel verbunden mit einer Mehrheit bei einer 
Volksabstimmung)102. Große Teile der Grundrechte könnten auch nur 
durch zusätzliche Aufkündigung internationaler Verpflichtungen 
Österreichs (Austritt aus der Europäischen Union und dem Europarat!) 
aufgehoben werden103. 
 
Soziale Grundrechte sollen neben der Freiheit des Menschen auch die 
Sicherheit der Lebensgrundlagen des Menschen garantieren. Die 
sozialen Grundrechte umfassen vor allem: ein Recht auf Arbeit als 
Grundlage für eine eigenständige Existenzsicherung (sich und seine 
                                                                    
102 Vgl Rester, Die Bedeutung von Subventionen im Forschungs- und Entwicklungsbereich 
von Unternehmen, Dissertation Uni Essen (2000) 195ff. 
103 Vgl http://www.arbeit-wirtschaft.at [10-09-12]. 
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Familie ernähren zu können), in diesem Zusammenhang ein Recht auf 
angemessene Arbeitsbedingungen sowie ein Recht auf soziale 
Sicherheit, bei dem es insbesondere um die Absicherung bei Krankheit, 
Arbeitslosigkeit und im Alter und generell bei sozialen Notlagen 
geht104. 
 
Von Gegnern der Aufnahme sozialer Grundrechte in die Verfassung 
wird gerne angeführt, dass der Staat - wie bei den Freiheitsrechten - 
immer nur ein Nicht-Handeln, also zB das Unterlassen von 
Polizeiübergriffen, garantieren kann, kann aber für niemanden einen 
Arbeitsplatz oder einen ausreichenden Lebensunterhalt gewährleisten; 
das kann nur eine erfolgreiche Wirtschaft, nie aber der Staat. 
Allerdings kann der Staat durch die Verfassung (an der sich staatliches 
Handeln ja stets orientieren muss) aufgetragen werden, sich bei der 
Gestaltung der staatlichen Politik durch Gesetzgebung, Verwaltung 
und Rechtsprechung nach Kräften um die Erreichung der Zielsetzungen 
der sozialen Grundrechte zu bemühen. Soziale Grundrechte werden 
daher oft auch als »Staatszielbestimmungen« bezeichnet105. Dem Staat 
kann also - zumindest in einer Marktwirtschaft - kaum der Auftrag 
erteilt werden, für jeden einzelnen Menschen einen Arbeitsplatz zu 
schaffen, aber er kann sehr wohl durch die Verfassung verpflichtet 
werden, im Rahmen seiner Finanz- und Währungspolitik, seiner 
Wirtschafts- und Steuerpolitik sowie seiner Sozial-, Arbeitsmarkt- und 
Arbeitsrechtspolitik das Ziel der Vollbeschäftigung anzustreben. 
Ebenso kann ihm aufgetragen werden, im Rahmen seiner Verteilungs- 
und Steuerpolitik ausreichende Mittel zur bestmöglichen 
                                                                    
104 Vgl http://www.humanrights.ch/home/de/Instrumente/Rechtsquellen/idcatart_10247-
content.html [24-12-2010]. 
105 Vgl http://conventions.coe.int/treaty/ger/treaties/html/035.htm [26-12-2010]. 
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Krankenversorgung, zur Sicherung des Lebensstandards im Alter und 
zur Ermöglichung eines menschenwürdigen Lebens bei Arbeitslosigkeit 
bereitzustellen106. Darüber hinaus gibt es die arbeitsrechtlichen, 
sozialversicherungsrechtlichen und arbeitsmarktpolitischen staatlichen 
Maßnahmen auf einfachgesetzlicher Ebene. Soziale Grundrechte in 
Verfassungsrang sind daher nicht zielführend weil nicht umsetzbar, da 
eine direkte Einflussnahme –anders als in kommunistischen Systemen- 
nicht gegeben ist107.  
 
Auch juristischen Personen stehen gewisse Freiheitsrechte zu108. Je 
nach dem Interessenkreis einer juristischen Person wird man 
entsprechende Rechte bejahen können. Die körperliche 
Bewegungsfreiheit für juristische Personen wird von der Lehre 
verneint, weil dies kein Gut ist, welches juristische Personen 
unmittelbar besitzen können. Jedoch umfasst das Freiheitsrecht auch 
die freie wirtschaftliche Betätigung. Diese steht juristischen Personen 
durchaus zu, denn dadurch werden die Wettbewerbsfreiheit und die 
unternehmerische Entfaltungsfreiheit ebenso geschützt109. 
 
Nach überwiegender Lehrmeinung ist die Wettbewerbsfreiheit in 
Österreich nicht nur zulässig, sondern sogar verfassungsrechtlich 
verankertes Grundprinzip der freien Marktwirtschaft110. Diese 
Wettbewerbsfreiheit lässt sich nur dadurch wahrnehmen, dass 
                                                                    
106 Vgl http://conventions.coe.int/treaty/ger/treaties/html/035.htm [26-12-2010]. 
107 Vgl http://www.arbeit-
wirtschaft.at/servlet/ContentServer?pagename=X03/Page/Index&n=X03_1.a_2002_03.a
&cid=1194875961846  [23-12-2010]. 
108 Das Recht auf Freiheit wird aus den §§ 16 und 1329 ABGB hergeleitet. 
109 Vgl Lessmann, Juristische Personen (1970) 275; Handler, Haben juristische Personen 
Persönlichkeitsrechte? (1996) 81.  
110 Vgl Hoppmann, Wirtschaftsordnung und Wettbewerb (1988) 337. 
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Unternehmer auf dem Markt einender frei konkurrenzieren können 
und sich gegenüber ihren Mitunternehmern behaupten müssen und 
können. Auf der anderen Seite dienen die Vorschriften gegen 
unlauteren Wettbewerb dazu, den Wettbewerb funktionsfähig zu 
erhalten und die volkswirtschaftliche Balance auszugleichen. 
 
 
 4 GRUNDRECHTE 
 
Grundrechte binden den Gesetzgeber und dienen dem Schutz des 
Einzelnen vor Eingriffen durch die Staatsgewalt111. Grundrechte sind 
nicht einfach zu beschränken, da sie die höchste Ebene im Stufenbau 
der Rechtsordnung einnehmen, sondern nur, wenn ein öffentliches 
Interesse höherrangig ist und die Verhältnismäßigkeit gegeben ist112. 
Greifen Grundrechte in privatrechtliche Vereinbarungen ein, so spricht 
man von der Drittwirkung der Grundrechte. Die mittelbare 
Drittwirkung der Grundrechte liegt dann vor, wenn die Grundrechte in 
die Auslegung privatrechtlicher Vorschriften einfließen113. In 
vorliegenden Rechtsbereich ist dies bei der Konkretisierung von 
Generalklauseln wie den §§ 879 ABGB und 1 UWG, und der 
Interessenabwägung des § 36 AngG der Fall.  
 
Art 6 Abs 1 StGG legt die Freiheit der Erwerbstätigkeit für inländische 
natürliche und juristische Personen fest, dh für Arbeitnehmern und 
Unternehmer gleichermaßen114. Daraus lässt sich folgern, dass der 
Gesetzgeber nur sehr eingeschränkt Erwerbstätigkeiten verbieten oder 
deren Ausübung einschränken kann, also nur eingeschränkt ein 
Grundrecht beschneiden kann. Immer dann, wenn das Gesetz die 
Grundintention des Grundrechts tangiert oder gegen einen 
Verfassungsgrundsatz verstößt, ist das Vorliegen einer Verletzung zu 
bejahen. Nach der aktuellen Rspr des VfGH ist darüber hinaus dem 
                                                                    
111 Vgl Öhlinger, Verfassungsrecht8 (2009) Rz 741f. 
112 Vgl Öhlinger, Verfassungsrecht8 (2009) Rz 77. 
113 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitnehmern, Diss Wien (2005) 31. 
114 Vgl Öhlinger, Verfassungrecht8 (2009) Rz 896 f. 
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Verhältnismäßigkeitsprinzip zu entsprechen, wobei ‘Regelungen, die 
den Antritt einer Erwerbstätigkeit beschränken, werden dabei strenger 
geprüft, als solche, die die bloße Ausübung betreffen’115. 
 
Das Grundrecht auf Freiheit der Berufswahl und der Berufsausbildung 
ist in Art 18 StGG festgelegt und bezieht sich vor allem auf die Schritte 
vor dem Anstellungsverhältnis und unterscheidet sich insofern vom 
Grundrecht der Erwerbstätigkeit des Art 6 StGG116. 
 
In diesem Zusammenhang ist noch das Grundrecht der Freizügigkeit 
und Freiheit des Aufenthalts des Art 4 Abs 1 StGG zu erwähnen. Gem 
Art 2 Abs 1 Z 4. ZP MRK hat jeder, der sich rechtmäßig im Hoheitsgebiet 
eines Staates aufhält, das Recht, sich auf ebendiesem frei zu bewegen. 
 
Das Recht auf Bildung sei hier noch am Rande erwähnt, normiert in Art 
2 1. ZP MRK, der den freien Zugang zu allen vorhandenen 
Ausbildungseinrichtungen ermöglicht.   
 
Fälschlicherweise wird in den Medien oft vom ‘Recht auf Arbeit’ 
gesprochen, das in dieser Form in Österreich nicht existiert. Nach Art 1 
Z 2 ESC des Europarates verpflichtet sich die Republik Österreich, das 
Recht des Arbeitnehmers seinen Lebensunterhalt durch eine frei 
übernommene Tätigkeit zu verdienen, wirksam zu schützen. Zu diesem 
Wortlaut wären die Vereinbarung von Konventionalstrafen und 
Konkurrenzklauseln widerrechtlich117. Allerdings wurden die für diese 
                                                                    
115 Vgl Öhlinger, Verfassungsrecht 8 (2009) Rz 887. 
116 Vgl http://de.wikipedia.org/wiki/Berufsfreiheit [23-12-2010]. 
117 Vgl http://www.ticket-laden.com/Berufsfreiheit_-_Freiheit_der_/berufsfreiheit_-
_freiheit_der_.html [23-12-2010]. 
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Auslegung notwenigen Erfüllungsgesetze zum Staatsvertrag nie 
erlassen. Diese Unterlassung zieht allerdings keine Konsequenzen und/ 
oder Sanktionen nach sich. Sohin wird das Recht auf Arbeit in diesem 
Zusammenhang von der hL dahin gehend interpretiert, dass der 
Europarat die freie Entfaltung der Arbeitskraft besonders zu schützen 
wünscht und dieser Wunsch auch im öffentlichen Interesse liegt. Das 
Recht auf Arbeit ist aber kein gegen den Staat erzwingbares 
subjektives Grundrecht118.  
 
                                                                    
118 Vgl Schwarz, Gedanken zur Wettbewerbsabrede, in FS Hämmerle (1972) 369. 

  
 
 
 
 
TEIL 5 | Einfachgesetzliche 
Aspekte der Abwerbung in 
Österreich 
 

  
1 ÖFFENTLICHE VS PRIVATE ARBEITSVERMITTLUNG - 
ENTWICKLUNG 
 
Die Vermittlung von zumutbarer Arbeit darf ausschließlich durch 
Regionalgeschäftsstellen des AMS erfolgen, dh Arbeitsvermittlung 
durch vom AMS beauftragte Privatvermittler ist lt VWGH Judikatur 
gesetzwidrig119. Nichtsdestotrotz dürfen private Arbeitsvermittler als 
solche tätig sein, nur nicht für das AMS. 
 
1.1 Allgemein 
 
In der Arbeitsvermittlung erleben wir international in den vergangenen 
Jahren eine zunehmende Tendenz, Teilbereiche oder auch die 
Gesamtaufgabe an private Anbieter zu vergeben. Weitreichende 
Auslagerungen haben beispielsweise in Australien, Großbritannien und 
in den Niederlanden stattgefunden. Die Vergabe von Teilaufgaben ist 
eine internationale Tendenz120. In Österreich wurde das 
Alleinvermittlungsrecht des AMS im Jahre 1986 aufgehoben.  
 
1.2 Historische Entwicklung in Österreich 
 
Frühformen der gewerbsmäßigen Arbeitsvermittlung konnten schon 
für das 15. Jahrhundert nachgewiesen werden. Im 19. Jahrhundert 
                                                                    
119 http://www.soned.at/0009c91cf83fa07d4afe7939eab49504.html [10-05-03]. 
120 http://www.bpb.de/themen/RIJLUN,0,0,%D6ffentliche_und_private_ 
Arbeitsvermittlung%3A_historische_Entwicklung.html [2010-09-19]. 
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nahm sie einen beträchtlichen Umfang ein, weil es an gemeinnützigen 
Einrichtungen noch fehlte. 1907 wurden über 3000 gewerbsmäßige 
Stellenvermittler gezählt121. Da es immer wieder zu Missbrauch kam, 
erschwerte ein "Stellenvermittlungsgesetz" aus dem Jahr 1912 die 
Zulassung weiterer gewerbsmäßiger Stellenvermittler. Die öffentliche 
Arbeitsvermittlung entstand erst in den 1890er Jahren als öffentliche 
Einrichtung auf Gemeindeebene in den Städten. Die Zahl der 
öffentlichen Arbeitsvermittler stieg rasch an, nach der 
Jahrhundertwende gab es zahlreiche, jedoch blieben sie unstrukturiert 
und unorganisiert.  
 
Angesichts der hohen Zahl von Arbeitslosen nach Ende des 1. 
Weltkrieges war die organisatorische Situation der Arbeitsvermittler 
geradezu unübersichtlich. Es bestanden zahlreiche öffentliche, viele 
Arbeitnehmer-, Arbeitgeber- und einige Innungs- und ebenso viele 
karikative Arbeitsvermittler, dazu die gewerbsmäßigen 
Stellenvermittlerbetriebe. Das Arbeitsvermittlungsmonopol wurde 
1922 mit dem Arbeitsnachweisgesetz begründet und schuf damit die 
Voraussetzung für eine rechtseinheitliche öffentliche 
Arbeitsvermittlung. Die Vermittlungstätigkeit privater Personen und 
Einrichtungen wurde staatlicher Gewalt unterstellt und 1938 gesetzlich 
verboten. Damit war das Vermittlungsmonopol festgelegt. 
 
Das Monopol zur Arbeitsvermittlung stützte sich nach dem 2. Weltkrieg 
auf ein mit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 1949 
geschlossenes Abkommen122, mit dessen Unterzeichnung sich 
                                                                    
121 http://doku.iab.de/kurzber/2008/kb0508.pdf [2010-09-19]. 
122 Übereinkommen 34  über Büros für entgeltliche Arbeitsvermittlung, 1933. Dieses 
Übereinkommen ist am 18. Oktober 1936 in Kraft getreten. Es ist im Jahre 1949 durch 
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Österreich verpflichtete, eine öffentliche und unentgeltliche 
Arbeitsvermittlung zu unterhalten bzw. dem Verbot gewerbsmäßiger 
Arbeitsvermittlung zuzustimmen123. Das Vermittlungsmonopol solle 
verhindern, dass private Arbeitsvermittler sich an den Notlagen und 
der Hilflosigkeit von Arbeitsuchenden sowie deren geschäftliche 
Unerfahrenheit durch hohe Vermittlungsentgelte bereichern. 
 
1986 wurde das Vermittlungsmonopol als nicht mehr zeitgemäß 
aufgehoben und die Zulassung privater gewerbsmäßiger 
Arbeitsvermittler in die Wege geleitet. In Länder wie Großbritannien, 
die USA und die Schweiz waren private Arbeitsvermittler bereits 
damals tätig. Im darauffolgenden Jahr boomte die Gründung von 
privaten Arbeitsvermittlungen. Da aber lediglich ein Fünftel der 
arbeitslos gemeldeten Personen über private Arbeitsvermittler eine 
neue Beschäftigung fanden, mussten ca 20 Prozent der privaten 
Arbeitsvermittler ihre Tätigkeit im darauffolgenden Jahr wieder 
einstellen124.  
 
Private Vermittler benötigten eine Gewerbeanmeldung als 
Unternehmensberater (für die Vermittlung von Führungskräften) und 
Arbeitsvermittler (für die Vermittlung von allen anderen) , die beim 
zuständigen Magistratischen Bezirksamt in Wien oder der örtlich 
zuständigen Bezirkshauptmannschaft zu beantragen ist. Für die 
Ausstellung des gewünschten Gewerbescheins sind bestimmte 
                                                                                                                                                                                                      
das Übereinkommen 96 abgeändert worden und kann seit dessen Inkrafttreten nicht 
mehr ratifiziert werden.  
123 Österreich ist aus dem Abkommen 1986 ausgetreten und hat in Folge das Monopol der 
Arbeitsvermittlung aufgehoben. 
124 Scheller, Arbeitsvermittlung, Profiling und Matching. In: Egle, Franz / Nagy, Michael 
(Hrsg.): Arbeitsmarktintegration; Wiesbaden (2005) 248. 
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Befähigungsnachweise nötig. Derzeit gibt es in Österreich mehr als 324 
registrierte Personalberater (EPUs und Agenturen)125. 
 
1.3 Deutschland 
 
Deutschland ist einen anderen Weg gegangen. In Deutschland konnte 
sich ein Markt der privaten Arbeitsvermittler langsam entwickeln, da 
verschiedene Gesetze der letzten Jahre darauf abzielten, private 
Anbieter stärker am Kerngeschäft Arbeitsvermittlung zu beteiligen. 
Dazu wurden unterschiedliche Instrumente entwickelt, wie die 
Personalserviceagenturen (PSA), der Vermittlungsgutschein, die 
Beauftragung Dritter mit Vermittlungsaufgaben oder spezielle 
Eingliederungsmaßnahmen. Im März 2002 begann die Arbeitsagentur 
mit der Ausgabe von Vermittlungsgutscheinen. Ein 
Vermittlungsgutschein ermöglichte seinem Besitzer die Einschaltung 
eines privaten Vermittlers nach drei Monaten Arbeitslosigkeit. Die 
Regelung ist bis Ende 2010 befristet . 
 
1.3.1 Die öffentliche Arbeitsvermittlung 
 
Arbeitsvermittlung ist ein vielschichtiger Prozess. 
Arbeitsvermittlungsdienste, wie die Agenturen für Arbeit, führen 
Informationen über Angebot und Nachfrage an den Arbeitsmärkten 
zusammen und tragen damit zu einer Vermeidung oder Verringerung 
von Marktversagen bei. Damit diese Funktion effektiv wahrgenommen 
werden kann, sind durch den Dienstleister notwendig Kenntnisse und 
Informationen beider Marktseiten vorzuhalten; einseitige Kenntnisse 
                                                                    
125 WKO Firmen A-Z www.firmen.wko.at [2010-09-19]. 
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über die eine oder andere Seite genügen nicht, um einen passenden 
Abgleich von Nachfrage und Angebot (Matching) herbei zu führen oder 
zu unterstützen. Die Vermittlung ist beiderseitig kostenlos. 
 
Unter der originären Vermittlung wird die Vermittlung in reguläre 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse mit einer 
Dauer von über drei Monaten verstanden. Die Vermittlung in 
Beschäftigung unter drei Monaten Dauer und/oder in nicht-
versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse wird als 
Jobvermittlung bezeichnet. Hierzu zählen beispielsweise die 
Vermittlung von studentischen Nebenjobs, die Vermittlung von 
Messekräften, Hafenarbeitern und Hilfskräften auf Märkten sowie von 
Saisonarbeitern126.  
 
Vermittlung ist eine Pflichtleistung, die niemanden verwehrt werden 
kann. Jeder darf sich an die für ihn zuständige Arbeitsagentur bzw. an 
die Grundsicherungseinrichtungen wenden und Vermittlungsleistungen 
für sich in Anspruch nehmen. Die Vermittlungsaktivitäten der 
Arbeitsagenturen und Grundsicherungseinrichtungen erfolgen für 
Ratsuchende und Arbeitgeber kostenlos. Ausnahmen gelten nur, wenn 
der Arbeitgeber einen Aufwand verlangt, der den gewöhnlichen 
Umfang erheblich übersteigt sowie in einigen Fällen der 
Auslandsvermittlung. 
 
Grundsätzlich lassen sich in der Arbeitsvermittlung drei 
Vermittlungsstrategien unterscheiden: Bewerberorientierte 
Vermittlung, dh dass die Vermittler vom Potential der Arbeitsuchenden 
                                                                    
126 Oschmiansky, Historische Entwicklung der Arbeitsvermittlung in Deutschland (1999), 
27ff. 
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ausgehend passende Stellen suchen; die    stellenorientierte 
Vermittlung, dh dass die Vermittler vom Stellenangebot der 
Arbeitgeber ausgehend geeignete Bewerber suchen; sowie eine 
Mischform aus beiden. 
 
1.3.2 Private Arbeitsvermittlung 
 
International ist seit einigen Jahren die Tendenz zu verzeichnen, dass 
private Anbieter mit Teilaufgaben der Arbeitsvermittlung oder auch 
mit der gesamten Vermittlung beauftragt werden. Weitreichende 
Auslagerungen haben beispielsweise in Australien, Großbritannien und 
in den Niederlanden stattgefunden. In Deutschland ist die Debatte um 
die Beteiligung privater Dienstleister an der Vermittlung von 
Arbeitslosen noch jung. Nach der Aufhebung des 
"Alleinvermittlungsrechts" Bundesagentur für Arbeit (BA) im Jahre 
1994 konnte sich der Markt der privaten Arbeitsvermittler entwickeln. 
Verschiedene Reformgesetze der letzten Jahre – und hier nicht erst die 
Gesetze zur Umsetzung der Vorschläge der Hartz-Kommission – zielten 
darauf, private Anbieter stärker am BA-Kerngeschäft 
Arbeitsvermittlung zu beteiligen. Sie verkörpern damit einen Kern 
dessen, was die Kommission für moderne Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt (Hartz-Kommission) mit der "Neuorientierung der 
Arbeitsvermittlung" institutionell verbunden hat: mehr kreativer 
Wettbewerb verschiedener Arbeitsmarktdienstleister, um Dynamik, 
Qualitätsentwicklung und letztlich effektive und effiziente Umsetzung 
der Instrumente zu bewirken. Beginnend Anfang 2003 wurden die 
Rahmenbedingungen für die Vergabe von 
Arbeitsmarktdienstleistungen grundlegend verändert. In der Zeit vor 
den Gesetzen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurden 
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Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik üblicherweise in 
Gesprächen der Arbeitsämter mit potenziellen Trägern entwickelt. Die 
Arbeitsämter entschieden vor Ort und in hierarchischer Steuerung, 
welche Preise sie zahlten und welche Träger sie beauftragten.  
 
Während früher das Arbeitsamt einen Bewilligungsbescheid erteilte, 
schließt die Bundesagentur für Arbeit nun einen Vertrag über eine zu 
erbringende Dienstleistung mit den beauftragten Dritten. Während 
früher Personal- und Sachkostenzuschüsse bewilligt wurden, werden 
nun Erfolgshonorare und Aufwandspauschalen gezahlt. Während 
früher Projekte entwickelt wurden, werden jetzt Produkte eingekauft. 
Während Träger sich früher mit der Einreichung guter Konzepte, 
schlüssiger Finanzierungspläne und politischer Unterstützung aus dem 
Umfeld der Selbstverwaltung relativ sicher sein konnten, die 
beantragten Maßnahmen bewilligt zu bekommen, müssen Dritte sich 
heute einem harten Preiswettbewerb in einem schrumpfenden Markt 
stellen und machen die Erfahrung, dass selbst erfolgreiche Konzepte 
aus finanziellen Gründen nicht immer durchsetzbar sind. Nach sechs 
Monaten Arbeitslosigkeit haben Arbeitslose einen Rechtsanspruch auf 
die Unterstützung durch einen Vermittler außerhalb der Agentur. Das 
Honorar für den nach wettbewerblicher Entscheidung beauftragten 
Träger richtet sich nach Aufwand und Erfolg. Neu eingeführt wurde 
dabei eine Malus Komponente in der Vergütungsstruktur: Für jede 
erfolgreiche Vermittlung wird ein Erfolgshonorar gezahlt. Wird die 
vertraglich vereinbarte Eingliederungsquote nicht erreicht, wird für 
jede an der Erreichung des Vertragsziels fehlende Vermittlung vom 
Träger ein fester Betrag, der Malus, zurückverlangt. Die Malus 
Komponente wurde vom Gesetzgeber vorgeschlagen und 
entsprechend von der BA in das Verfahren des Instruments eingeführt, 
110 Öffentliche vs Private Arbeitsvermittlung - Entwicklung 
 
um den Leistungsdruck auf die Träger zu erhöhen und das Instrument 
aus Sicht der BA möglichst effizient zu gestalten. Das ist 2007 
ausgelaufen.  
 
Mit dem Vermittlungsgutschein werden Arbeitsuchende mit 
Ressourcen ausgestattet, sich unabhängig von öffentlicher 
Arbeitsvermittlung am Markt einen geeigneten privaten Dienstleister 
zu suchen und ihn kostenlos mit der Arbeitsvermittlung zu 
beauftragen. Es können Verträge mit mehreren Vermittlern 
geschlossen werden. Ziele des Gesetzgebers waren, den Marktzugang 
zu Vermittlungsdienstleistungen zu erleichtern, Bürokratie abzubauen 
und der BA127 die Kontrolle über die Marktteilnehmer zu entziehen, da 
öffentliche und private Arbeitsvermittlung stärker miteinander 
konkurrieren sollten. Mittelfristig sollten die erfolgsabhängige 
Vergütung und die Konkurrenz privater Vermittler untereinander und 
mit der Bundesanstalt für Arbeit dafür sorgen, dass sich ausschließlich 
seriös arbeitende und an den Interessen der Arbeitsuchenden 
orientierte Vermittler am Markt durchsetzen. Das Modell des 
Vermittlungsgutscheins ist ein Pilot-Project und wird mit Ende 2010 
auslaufen, so keine Verlängerung vom Gesetzgeber beschlossen wird. 
Insgesamt werden zum Vermittlungsgutschein ua die hohen 
Mitnahmeeffekte und die Subventionierung sonst nicht 
wirtschaftlicher privater Arbeitsvermittlungen kritisch angemerkt. 
Darüber hinaus wurden seitens der Arbeitslosen die komplizierte 
Nutzung, die ‚unterm Strich‘ wenig erfolgreiche Arbeit der Privaten 
sowie die insgesamt geringe Bedeutsamkeit der Privaten negativ 
angemerkt. 
                                                                    
127 Bundesagentur für Arbeit. 
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Dem gegenüber halten Befürworter entgegen, dass Private effizienter 
arbeiten, Konkurrenz das Geschäft belebt und der 
Vermittlungsgutschein die Arbeitslosigkeit nachweislich reduziert, vor 
allem auch, weil Private Vermittler engeren Kontakt zu den Betrieben 
haben. Die Effizienz wird sich schrittweise erhöhen. 

 2 EINFACHGESETZLICHE BETRACHTUNG 
 
2.1 Grundgedanke 
 
Der Headhunter ist ein wirtschaftlich bedeutsamer Faktor wenn er 
Keyplayer mit zentralen Unternehmensfunktionen oder auch zum 
Zweck des Wissenstransfers abwerben kann. Dadurch kann er 
möglicherweise das funktionierende Gefüge eines Unternehmens in 
seinem wirtschaftlichen Gesamtgefüge des Marktes irritieren, seine 
Bedeutung ist nicht zu unterschätzen. Es ist folglich im Interesse des 
Marktes und der Allgemeinheit, im Vorfeld abzuklären, ob und in wie 
weit es möglich ist, rechtliche Ansprüche gegen den Headhunter, der 
seinen Unterhalt mit dieser Tätigkeit verdient, geltend machen zu 
können um dem wirtschaftlichen Gefüge Stabilität zu verleihen. 
Darüber hinaus gibt es auch Headhunter, die nicht ihren 
Lebensunterhalt mit der Besetzung von Positionen in anderen 
Unternehmen, die ihre Kunden sind, verdienen. Wie ist die Situation zu 
beurteilen, wenn der Abwerber im eigenen Unternehmen tätig wird, 
aus welchen Gründen auch immer, oder aber im abwerbenden 
Unternehmen? Macht es einen Unterschied, wenn der Headhunter 
einen Freundschaftsdienst erweist?  
 
Im vorliegenden Zusammenhang sind nach österreichischer Rechtslage 
in erster Linie ein möglicher Schadenersatzanspruch, 
Unterlassungsanspruch bzw ein Beseitigungsanspruch und eventuelles 
Berufsverbot zu prüfen, allerdings sind unterschiedliche 
Rechtsgrundlagen denkbar, was im Folgenden untersucht wird. 
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2.2 Wettbewerbswidrigkeit  
 
Konkurrenz an sich ist in einer westlichen demokratischen 
Rechtsordnung und freien Marktwirtschaft nicht nur gut sondern auch 
wichtig und gewollt. In der Freien Marktwirtschaft werden Produktion 
und Konsum allein durch die Mechanismen des Marktes gesteuert. Es 
findet freier Wettbewerb statt, ohne dass der Staat in 
Wirtschaftsabläufe eingreift. Die Entscheidungsfreiheit der 
Wirtschaftssubjekte ist oberstes Prinzip. Die freie Marktwirtschaft 
beruht auf den Ideen und Gedanken des klassischen Liberalismus, die 
jedem Einzelnen volle Selbstverantwortung und wirtschaftliche 
Entscheidungs- und Handlungsfreiheit gewährt. Der Staat hat lediglich 
die Aufgabe, Schutz, Sicherheit und Eigentum der Bürger zu 
gewährleisten, ein Zahlungsmittel bereitzustellen sowie das 
Rechtssystem zu erhalten. Das UWG normiert lediglich den 
Rechtsrahmen, in dem die freie Marktwirtschaft stattfinden kann, dh 
die Grenzen, ab wann ein Unternehmen zu dominant und daher 
marktbeherrschend oder wettbewerbsfeindlich agiert, werden 
festgelegt, innerhalb derer sich aber die Marktteilnehmer frei bewegen 
können.  
 
Das UWG ist dreistufig aufgebaut und entspricht daher den Vorgaben 
der RL128. Außer den zivil- und strafrechtlichen Bestimmungen enthält 
es verwaltungsrechtliche Bestimmungen und einen dritten Teil 
Schlussbestimmungen.  
 
                                                                    
128 Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über unlautere 
Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen 
und Verbrauchern. 
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Das österreichische UWG ist anzuwenden, wenn Auswirkungen auf den 
österreichischen Markt vorliegen129. Ausländische Unternehmen ohne 
inländische Niederlassung haben UWG-Schutz nur bei Reziprozität130. 
 
Das UWG erfasst in zahlreichen Sondertatbeständen die 
Unlauterbarkeit von Wettbewerbshandlungen. Der § 1 UWK stellt eine 
Generalklausel dar, die dazu dient, alle Sachverhalte des unlauteren 
Wettbewerbs zu erfassen die nicht unter die Sondertatbeständen des 
UWG subsumierbar sind, aber dennoch als wettbewerbswidrig 
einzustufen sind.131 Die Sondertatbestände umfassen die aggressiven (§ 
1a) sowie irreführende Geschäftspraktiken (§ 2) und einige andere.  
 
Die UWG-Nov 2007132 zielt nicht darauf ab, den B2B-Bereich (Geschäfte 
zwischen Unternehmern) (Z 1) anders als den B2C-Bereich (Geschäfte 
zwischen Unternehmer und Konsumenten) (Z 2) zu regeln. Eine 
entsprechende Differenzierung in der Generalklausel ist aber deshalb 
notwendig, weil für die Beurteilung der (Un-) Zulässigkeit einer 
Geschäftspraktik – je nachdem, ob von ihr ein Unternehmer oder ein 
Verbraucher betroffen ist – zT andere Maßstäbe heranzuziehen sind. 
Die bisherige Schutzzwecktrias (Mitbewerber, Konsumenten, 
Allgemeinheit) bleibt durch die Neuformulierung des § 1 Abs 1 UWG 
                                                                    
129 Vgl § 48 Abs 2 IPRG. 
130 Vgl § 40 UWG. 
131 Vgl Koppensteiner, Österreichisches und Europäisches Wettbewerbsrecht3  (1997) § 32 Rz 
10 (12). 
132 Mit der UWG Novelle 2007 wurde die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates über unlautere Geschäftspraktiken im binnenmarktinternen 
Geschäftsverkehr zwischen Unternehmen und Verbrauchern umgesetzt. Die RL hätte 
bis zum 12-06-2007 in allen EU Mitgliedstaaten umgesetzt werden müssen. 
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(neu) unberührt. Die Begriffe Unternehmer und Verbraucher sind iSd § 
1 KSchG auszulegen133. 
 
2.2.1 Headhunting als Tätigkeit im geschäftlichen Verkehr? 
 
Der geschäftliche Verkehr erfasst ‘jede selbstständige, wirtschaftliche 
Zwecke verfolgende Tätigkeit, in der eine Teilnahme am Erwerbsleben 
zum Ausdruck kommt’134 und grenzt somit alle Tätigkeiten ab, die 
entweder privat, oder staatlich oder ohne Gewinnabsicht sind. Das 
Vorliegen von geschäftlichem Verkehr ist eine der gesetzlich 
normierten Voraussetzungen des § 1 Abs 1 UWG. Zu geschäftlichem 
Verkehr zählt das Vorliegen eines Wettbewerbsverhältnisses zwischen 
Mitbewerbern135 (B2B). Mitbewerber ist in diesem Sinn nicht ein 
Konkurrent im gleichen Sektor oder in der gleichen Branche, sondern 
ist jeder andere Unternehmer. Da es auch zu branchenübergreifenden 
Abwerbungen kommen kann und kommt, wird das konkrete 
Wettbewerbsverhältnis aus den arbeitsspezifischen Fähigkeiten des 
Abzuwerbenden abgeleitet136. 
 
Die Inanspruchnahme von Wettbewerbsschutz auf der Grundlage des § 
1 UWG setzt zunächst voraus, dass eine Benutzung im geschäftlichen 
Verkehr und nicht nur im Rahmen der privaten Sphäre erfolgt. Zum 
geschäftlichen Verkehr gehört jede selbstständige, auf Erwerb 
gerichtete Tätigkeit im weitesten Sinn. Gewinnabsicht ist nicht 
                                                                    
133 Vgl Koppensteiner, Grundfragen des UWG im Lichte der RL über unlautere 
Geschäftspraktiken, WBl 2006, 553/559. 
134 Vgl OGH 4 Ob 2008/96i; ecolex 1996, 254. 
135 Vgl Wiltschek, Kommentar zum UWG neu (2007) 7. 
136 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg.), Wettbewerbsrecht 26  § 1 Rz 583; Luger, Die 
rechtliche Beurteilung der Direktansprache nach § 1 UWG (2003), Diplomarbeit Uni 
Graz. 
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erforderlich137, daher unterliegen auch gemeinnützige Organisationen 
dem UWG. Der Begriff entspricht damit etwa dem weit gefassten 
Unternehmensbegriff des KSchG138. Das Handeln zum Zwecke des 
Wettbewerbs ist im UWG neu (2007) nicht mehr Voraussetzung. 
Darüber hinaus muss das Vorliegen einer Geschäftspraktik im 
Geschäftskontakt mit anderen Unternehmern oder Konsumenten (B2B 
oder B2C) oder sonstigen Handlung im Geschäftskontakt mit anderen 
Unternehmen (B2B) vorliegen. Rein unternehmensinterne Vorgänge 
ohne Außenwirkung bleiben außer Betracht139; ebenso bleibt 
hoheitliches Handeln/amtliche Tätigkeit außer Betracht140 sowie 
politisches Handeln bei politischen Parteien141. Der Tatbestand ist nicht 
erfüllt im reinen Ideenwettbewerb zwischen Weltanschauungen und 
Religionsgemeinschaften142. Allerdings ist der Subventionsmissbrauch 
erfasst143. 
 
 Der Headhunter verfolgt mit dem Abwerben eines durch einen 
aufrechten Arbeitsvertrag gebundenen Arbeitnehmers wirtschaftliche 
Zwecke, da er im Auftrag eines Unternehmens tätig wird und Entgelt 
dafür verlangt. Er ist selbstständig, da er als Unternehmer auf eigene 
Rechnung tätig wird. Er nimmt am Erwerbsleben teil, was in eben 
dieser seiner Tätigkeit zum Ausdruck kommt, da er für seine Dienste 
Entgelt in Rechnung stellt. Doch ein Headhunter kann nicht nur 
selbstständig sein, sondern auch Angestellter in einem Headhunting-
Unternehmen oder einer Personalberatung. Als Angestellter eines 
                                                                    
137 Vgl WU Wien (Hrsg), Wettbewerbsrecht – Grundlagen und UWG, (2008) 3ff. 
138 Vgl Fitz/Gamerith, Wettbewerbsrecht, S 14; Vgl § 1 KSchG bzw § 1 Abs 2 UGB. 
139 Vgl ecolex 2000, 438. 
140 Vgl SZ66/84 = ÖBl 1993, 207. 
141 Vgl MR 2000, 107. 
142 Vgl EuGRZ 2000, 59. 
143 Vgl ÖBl 2000, 107. 
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Headhunting-Unternehmers ist dieser zwar nicht selbstständig, 
sondern wird auf Rechnung eines Anderen, des Headhunting 
Unternehmers, tätig, und in dessen Namen. Die Zurechnung erfolgt 
über § 1313a ABGB, der die Erfüllungsgehilfenhaftung normiert. 
Erfüllungsgehilfe ist eine Person, die der Geschäftsherr zur Erfüllung 
eines bestehenden Schuldverhältnisses einsetzt144. Das 
Schuldverhältnis besteht zwischen Headhunting-Unternehmer und 
Auftraggeber, da der Headhunter Angestellter ist, sohin unabhängig 
vom Erfolg ein Gehalt bezieht (zumindest zum Teil) und für die 
unternehmerischen Nebenpflichten nicht zuständig ist. Der angestellte 
Headhunter ist in diesem Fall Erfüllungsgehilfe, sohin haftet der 
Headhunting-Unternehmer für das Verschulden seines angestellten 
Headhunters wie für sein Eigenes. 
 
Anders liegt der Fall, wenn ein Unternehmensberater für einen Freund 
aus reiner Gefälligkeit, und daher unentgeltlich, einen Hinweis auf eine 
freie Stelle gibt. Hier wird das Vorliegen einer Tätigkeit im 
geschäftlichen Verkehr gem § 1 Abs 1 UWG zu verneinen sein, da keine 
Erwerbs-, Einkommens-, Entgelt- oder Gewinnabsicht vorliegt.  
 
2.2.2 Headhunting als unlautere Geschäftspraktik? 
 
In der neuen Generalklausel wird der bisherige Begriff der ‘Handlungen 
gegen die guten Sitten’ durch den Begriff ‘unlautere 
Geschäftspraktiken’ ersetzt, ohne dass damit unmittelbar eine 
inhaltliche Änderung verbunden ist145. Zu unterscheiden ist zwischen 
                                                                    
144 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, S 332 ff. 
145 Vgl Wittmann, Neuerungen der UWG Novelle 2007, VÖZ 2ff. 
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dem B2B und dem B2C-Bereich. Wer im B2B-Bereich eine unlautere 
Geschäftspraktik oder sonstige unlautere Handlung und damit eine 
nicht nur unerhebliche Beeinflussung des Wettbewerbs zum Nachteil 
von Unternehmen vornimmt, verstößt gegen § 1 Z 1 UWG;  wer im B2C-
Bereich eine  unlautere Geschäftspraktik, die den Erfordernissen der 
beruflichen Sorgfalt widerspricht und/oder in Bezug auf das jeweilige 
Produkt geeignet ist, das wirtschaftliche Verhalten des 
angesprochenen oder erreichten Durchschnittsverbrauchers 
wesentlich zu beeinflussen, verstößt gegen § 1 Z 2 UWG. 
 
Gem § 1 Abs 3 UWG (neu) gilt eine Geschäftspraktik insb dann als 
unlauter, wenn sie aggressiv iSd § 1a UWG (neu) oder irreführend iSd § 
2 UWG (neu) ist. Jedenfalls als irreführend bzw aggressiv gelten die im 
– dem Gesetz angefügten – Anhang unter Z 1 bis 24 und Z 24 bis 31 
angeführten Geschäftspraktiken.  
 
Der Headhunter agiert immer im B2B-Bereich, niemals im B2C-Bereich, 
da seine Tätigkeit immer andere Unternehmen servisiert. Daher ist zu 
prüfen, ob der Headhunter eine nicht nur unerhebliche Beeinflussung 
des Wettbewerbs zum Nachteil von Unternehmen vornimmt und sohin 
eine unlautere Geschäftspraktik oder sonstige unlautere Handlung iS 
des § 1 Z 1 UWG vorliegt. 
 
2.2.2.1 Nicht unerhebliche Beeinflussung zum Nachteil 
von Unternehmen 
 
§ 1 Abs 1 Z 1 UWG (neu) erfasst jene Geschäftspraktiken, die 
unmittelbar gegen Mitbewerber (B2B) gerichtet sind. Mitbewerber in 
diesem Sinne umfasst nicht nur Unternehmer in derselben Branche 
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sondern, abhängig von der spezifischen Situation unter bestimmten 
Umständen auch Unternehmer derselben Region oder auch jeden 
Unternehmer innerhalb Österreichs. Die Betrachtung ist 
Einzelfallabhängig von der betreffenden Position und dem einzelnen 
Arbeitnehmer. So kann, wenn es sich um die Abwerbung von zB 
Baupolieren geht, der Unternehmer derselben Branche derselben 
Region ein Mitbewerber sein; handelt es sich aber um die Position des 
Business Developer eines Anbieters von Bier, so kann jeder Anbieter 
von alkoholischen Getränken ein Mitbewerber sein. 
 
Im UWG neu146 fehlt das Tatbestandsmerkmal der Wettbewerbsabsicht 
(im Gegensatz zum UWG alt), weil –im Gegensatz zum bisherigen 
Begriff der ‘Sittenwidrigkeit’, in dem ein Element subjektiver 
Vorwerfbarkeit vorliegend sein musste– ‘unlauteren 
Geschäftspraktiken’ nicht immer eine subjektive Komponente 
vorhanden sein muss. Daher ist im Gesetz ausdrücklich klargestellt, 
dass der Schadenersatzanspruch – im Gegensatz zum 
Unterlassungsanspruch – verschuldensabhängig ist. Da eine unlautere 
Geschäftspraktik im B2B-Bereich auch nach der neuen Rechtslage 
geeignet sein muss, den Wettbewerb ‘nicht nur unerheblich zu 
beeinflussen’, muss im Verhältnis zwischen Unternehmen ein 
Wettbewerbsverhältnis vorliegen. Jedenfalls sind davon all jene 
                                                                    
146 Die UWG-Novelle 2007, die am 12. Dezember 2007 in Kraft getreten ist, setzt die 
Richtlinienbestimmungen teilweise wörtlich um und normiert den Verbraucherschutz als 
(eigenständigen) Regelungsgegenstand des UWG (siehe insbes. § 1 Abs. 1 Z 2 UWG 
neu). Zugleich werden aber auch die Regelungen im Verhältnis zwischen Mitbewerbern 
der neuen Terminologie der RL angepasst. Die Änderungen sind überwiegend 
terminologischer und rechtstechnischer Natur. 
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Handlungen erfasst, die einen Vertrag, oder auch eine gesetzliche 
Vorschrift, verletzten147.  
 
Nach ständiger Rechtsprechung des OGH ist das Abwerben von 
Beschäftigten eines Mitbewerbers und zur Bewegung zur 
ordnungsgemäßen Kündigung (Kap 9.6) beim bisherigen Dienstgeber 
grundsätzlich erlaubt. Wenn aber im Zusammenhang mit dem 
Abwerben und/oder der Einstellung von Dienstnehmern verwerfliche 
Mittel eingesetzt bzw verpönte Motive verfolgt werden, dann ist 
dieses Vorgehen als unlautere Handlung und somit als Verstoß gegen § 
1 UWG zu werten. 
 
Verwerfliche Mittel werden angewandt, wenn fremde Beschäftigte 
durch herabsetzende Äußerungen über den Arbeitgeber, durch 
bewusst unrichtige oder sonst irreführende Tatsachenbehauptungen 
abgeworben werden. Der Headhunter behauptet, der derzeitig 
Arbeitgeber des Abzuwerbende stehe kurz vor dem Konkurs, würde in 
nächster Zukunft sowieso die meisten Arbeitnehmer kündigen müssen, 
der Chef habe sich abgesetzt, eine große Fusion im Zuge derer viele 
Arbeitnehmer zu kündigen seien stehe bevor, der Arbeitgeber werde 
abwandern (nach Korea). Verwerfliche Ziele werden mit dem 
Abwerben verfolgt, wenn Dienstnehmer oder sonstige Mitarbeiter 
eines Konkurrenten systematisch ‘ausgespannt” werden. 
Systematisches oder planmäßiges Vorgehen ist dann unlauter, wenn 
ein subjektives Unrechtselement hinzutritt, das meist in der Absicht 
des Abwerbenden bestehen wird, den Geschäftsbetrieb seines 
Mitbewerbers durch – allenfalls auch systematische – Abwerbungen 
                                                                    
147 Vgl Koppensteiner, Wettbewerbsrecht II, 26. 
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jedenfalls zu beeinträchtigen, und womöglich ihn dadurch zu 
schädigen. Der Headhunter wird vom Konkurrenzunternehmen 
beauftragt, alle Baupoliere abzuwerben, was den anderen 
zwangsläufig in den Ruin treiben würde. Hier stellt sich wiederum die 
Frage der Zurechenbarkeit des schädigenden Verhaltens. Im ersten Fall 
wird die Zurechenbarkeit des schädigenden Verhaltens des 
Headhunters an den Auftraggeber nur dann zu bejahen sein, wenn der 
Auftraggeber den Headhunter ausdrücklich beauftragt hat, falsche 
Informationen in Umlauf zu bringen. Ist das die eigene Idee des 
Headhunters, so wird es keine Zurechenbarkeit geben. Daher liegt das 
Verschulden beim Headhunter und dieser kann gem § 1 UWG zum 
Schadenersatz herangezogen werden. Im zweiten Fall wir die 
Zurechenbarkeit jedenfalls zu bejahen sein, da der Auftrag des 
systematischen Abwerbens vom Abwerbenden Unternehmen kommt, 
und der Headhunter vermutlich im Normalfall keinerlei Interesse daran, 
einen potenziellen Kunden in den Ruin zu treiben, und potenzieller 
Kunde ist jedes Unternehmen für den Headhunter. Folglich liegt das 
Verschulden beim Auftrag gebenden Unternehmer und sohin haftet 
dieser für den entstandenen Schaden gem § 1 UWG.  
 
Der Abschluss eines Dienstvertrages in Kenntnis einer bestehenden, 
den Dienstnehmer bindenden Konkurrenzklausel, das Anbieten 
besserer Arbeitsbedingungen -auch an mehrere Dienstnehmer 
gleichzeitig-, das in Aussicht stellen eines höheren Entgelts oder der 
Einsatz eines ‘Headhunters’ reicht alleine noch nicht aus, um eine 
unlautere Geschäftspraktik im Sinne von § 1 Abs. 1 Z 1 UWG 
anzunehmen. Für die Praxis hat dies zur Folge, dass der neue 
Dienstgeber potenzielle Dienstnehmer auf einen Dienstgeberwechsel 
hin ansprechen und zur ordnungsgemäßen Beendigung des 
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bestehenden Dienstverhältnisses auffordern kann. Allerdings wenn der 
neue Dienstgeber dabei verwerfliche Mittel anwendet und/oder 
verwerfliche Ziele verfolgt, handelt er wettbewerbswidrig und kann 
auf Unterlassung (verbunden mit einer einstweiligen Verfügung zur 
Sicherung des Anspruchs) sowie auf Schadenersatz in Anspruch 
genommen werden. Verwerfliche Mittel in diesem Zusammenhang 
können zB durch die Zusage, für den Fall des Vertragsbruches zum 
alten Dienstgeber die vereinbarte Konventionalstrafe zu bezahlen oder 
durch Verbreiten bewusst unrichtiger Tatsachenbehauptungen, wie 
beispielsweise der alte Dienstgeber sei insolvent, sein. Verwerfliche 
Ziele zB planmäßiges Ausspannen von eingearbeiteten Arbeitskräften 
zwecks Schädigung des alten Dienstgebers. Die Unterscheidung 
zwischen zulässigem Abwerben und unlauterer Geschäftspraktik wird 
in der Regel von den besonderen Umständen des Einzelfalles 
abhängen148.  
 
Unlauter handelt der Abwerbende jedenfalls auch dann, wenn er sich 
durch planmäßiges Abwerben von Arbeitskräften seines Mitbewerbers, 
bei dem er auch Interna und Geschäftsgeheimnisse mit abwirbt, dessen 
Know-How und Erfahrungen zu eigenem Nutzen verwenden will oder 
ihm mit den abgeworbenen Kräften die Kunden ‘abjagen” will. Der 
abgeworbene Mitarbeiter wird direkt oder indirekt dazu verpflichtet, 
eine Kundenliste mitzubringen oder ‘seine’ persönlichen Kunden von 
der Veränderung zu verständigen und dazu zu motivieren, unabhängig 
vom dahinterstehenden Unternehmen, den ‘eigenen’ Berater zu 
behalten. Zur Verwerflichkeit zählt auch, wenn das abwerbende 
Unternehmen sich den guten Ruf des Mitbewerbers durch anlehnende 
                                                                    
148 Vgl Opetnik, Unlauterbarkeit im Arbeitsalltag, Personalmanagement 04/2007, S 12f. 
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Werbung zunutze macht, indem er in seiner Werbung darauf hinweist, 
dass er nunmehr Fachkräfte beschäftigt, die früher beim Mitbewerber 
beschäftigt waren149. 
 
Die Abwerbung eines Dienstnehmers ist jedenfalls dann sittenwidrig (§ 
1 UWG), wenn der abgeworbene Dienstnehmer mit seinem 
ursprünglichen Arbeitgeber ein nachvertragliches Konkurrenzverbot 
vereinbart hat. Der Konkurrent muss den Verstoß des Mitarbeiters 
gegen das bestehende Konkurrenzverbot aber bewusst gefördert 
haben oder aktiv dazu beigetragen haben. Die bloße Kenntnis von der 
vertraglichen Vereinbarung reicht nicht aus. Da der Arbeitgeber in 
diesen Fällen von der Zeugenaussage des übertretenden 
Dienstnehmers abhängig ist, der ja dem Richter schildern muss, ob er 
sich vom Konkurrenten bewusst gefördert fühlte oder nicht, ist ein 
entsprechender Nachweis in der Praxis schwierig. Der Nachweis fällt 
wesentlich leichter, wenn systematisch abgeworben wird. Wenn 
mehrere, nämlich zB gerade diejenigen Dienstnehmer betroffen sind, 
die eben die Basisstruktur einer Software entwickelt haben, zeigt dies 
den Charakter der Vorgangsweise als unzulässige wettbewerbswidrige 
Maßnahme. Der Konkurrent handelt in der Absicht, den Arbeitgeber 
durch die systematische Abwerbung mehrerer Dienstnehmer zu 
schädigen. 
 
Im Zusammenhang mit der Abwanderung von Dienstnehmern zur 
Konkurrenz ist oftmals zu beobachten, dass Leistungen übernommen 
bzw. ‘nachgemacht’ werden sollen. Der Oberste Gerichtshof hat 
bereits in mehreren Entscheidungen die Übernahme eines (wenn auch 
                                                                    
149 Vgl OGH 4 Ob 86/96. 
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an sich ungeschützten) Arbeitsergebnisses eines Mitbewerbers als 
unlauteren Wettbewerb qualifiziert, sofern diese Übernahme ganz 
oder doch in erheblichen Teilen ohne eigenen ins Gewicht fallenden 
Schaffensvorgang erfolgt. So hat zB das Oberlandesgericht Linz 
ausgesprochen, dass die Übernahme eines fremden 
Computerprogramms zu wesentlichen Teilen (im gegenständlichen Fall 
zu etwa 85 Prozent) einen Verstoß gegen die guten Sitten im Sinne des 
§ 1 UWG darstellt. In diesen Fällen liegt freilich auch ein Verstoß gegen 
das Urheberrecht vor. 
 
2.2.2.2 Erfordernisse der beruflichen Sorgfalt 
 
§ 1 Abs 1 Z 2 UWG (neu) setzt im B2C-Bereich voraus, dass die unlautere 
Geschäftspraktik den Erfordernissen der beruflichen Sorgfalt 
widerspricht. § 1 Abs 4 Z 8 UWG (neu) enthält eine Legaldefinition, 
wonach unter beruflicher Sorgfalt der ‘Standard an Fachkenntnissen 
und Sorgfalt’ zu verstehen ist, ‘bei dem davon ausgegangen werden 
kann, dass ihn der Unternehmer gemäß den anständigen 
Marktgepflogenheiten in seinem Tätigkeitsbereich anwendet’. Davon 
erfasst sind berufsspezifische Verhaltenspflichten, die für den 
jeweiligen Berufsstand in erster Linie aus den geltenden Gesetzen 
ableitbar sind. Was dem Anstand entspricht, ist dabei 
wettbewerbsbezogen und nicht etwa anhand moralischer oder 
ethischer Kriterien zu beurteilen150. In der österreichischen 
Rechtsprechung hat sich die Sittenwidrigkeit schon bisher an den 
                                                                    
150 Vgl Willtschek, Kommentar zum UWG neu (2007) 45. 
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Lauterkeits- Maßstäben des Zusammenlebens der Unternehmer-, 
Verbraucher- und auch Allgemeininteressen orientiert151.  
 
2.2.3 Aggressive und irreführende Geschäftspraktiken 
 
Gem § 1 Abs 3 UWG (neu) gilt eine Geschäftspraktik insb dann als 
unlauter, wenn sie aggressiv iSd § 1a UWG (neu) oder irreführend iSd § 
2 UWG (neu) ist. Jedenfalls als irreführend bzw aggressiv gelten die im 
Anhang (‘schwarze Liste’) angeführten Geschäftspraktiken.  
 
Gem § 1 Abs 4 Z 2 UWG (neu) bezeichnet der Ausdruck Geschäftspraktik 
‘jede Handlung, Unterlassung, Verhaltensweise oder Erklärung, 
kommerzielle Mitteilung einschließlich Werbung und Marketing eines 
Unternehmens, die unmittelbar mit der Absatzförderung, dem Verkauf 
oder der Lieferung eines Produkts zusammenhängt’. Bisher von § 1 
UWG erfasste Tatbestände, die auf die Absatzförderung abzielen (zB 
sittenwidriges Abwerben von Mitarbeitern), wären von dieser 
Definition nicht erfasst. Diesem Aspekt wird durch die in § 1 Abs 1 Z 1 
UWG (neu) festgelegte Ausdehnung auf ‘sonstige unlautere 
Handlungen’ Rechnung getragen, wonach auch unlautere Handlungen 
erfasst werden, die in nur mittelbarem Zusammenhang mit der 
Absatzförderung stehen. Damit soll sichergestellt werden, dass die 
bisherige Rsp zu § 1 UWG (alt) betreffend ‘Handlungen gegen die guten 
Sitten’ unberührt bleibt und Fallgruppen wie ‘sittenwidriger’ 
Rechtsbruch, Behinderung, Eindringen in fremde Kundenkreise und 
ähnliche Geschäftspraktiken auch weiterhin gesetzlich abgedeckt sind. 
Ebenso von der neu formulierten Generalklausel erfasst sind zB 
                                                                    
151 Vgl Schwarz/Löschnigg, Arbeitsrecht9  (2001) 223. 
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Verstöße gegen arbeitsrechtliche Bestimmungen152. § 1 UWG Abs 1 
erfasst auch solche Wettbewerbshandlungen, die eine andere 
wettbewerbsregelnde Norm zwar nicht formal verletzen, in ihrer 
Wirkung aber einem solchen Verstoß gleichkommen. Die 
Rechtsprechung und Lehre haben innerhalb dieser Generalklausel 
Fallgruppen gebildet haben, wobei man in einer ersten Einteilung zB 
zwischen Rechtsbruch, Ausbeutung, Behinderung und Kundenfang 
unterscheiden kann. Darunter fallen Verhaltensweisen, die schon 
bisher als gegen die guten Sitten verstoßend angesehen wurden. Neu 
ist, dass sich im Anhang zum UWG nunmehr die  ‘schwarze Liste’  
findet, in der die aggressiven und irreführenden Geschäftspraktiken 
beispielhaft aufgezählt sind. 
 
Eine Geschäftspraktik gilt als aggressiv, wenn sie geeignet ist, die 
Entscheidungs- oder Verhaltensfreiheit des Marktteilnehmers in Bezug 
auf das Produkt durch Belästigung, Nötigung, oder durch unzulässige 
Beeinflussung wesentlich zu beeinträchtigen und ihn dazu zu 
veranlassen, eine geschäftliche Entscheidung zu treffen, die er 
andernfalls nicht getroffen hätte153.  
 
Irreführend ist die Geschäftspraktik dann, wenn überprüfbare 
Angaben154 fälschlicherweise behauptet werden, aber auch, wenn nicht 
überprüfbare Angaben, wie zB ‘Das beste Magazin’, das eine subjektive, 
unüberprüfbare Meinungsäußerung darstellt, Werturteile, nicht ernst 
zu nehmende Übertreibung iS einer marktschreierischen Werbung, 
                                                                    
152 Vgl insb Koppensteiner in WBl 2006, 553/557 und Schuhmacher in Gruber/Rüffler (Hrsg.) 
(2007) 137/149. 
153 Vgl Paukert in ZVglRWiss 3 (2006) 35. 
154 Vgl ÖBl 2001, 531. 
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behauptet werden155. Darüber hinaus sind Geschäftspraktiken, die zur 
Irreführung geeignet sind, gesetzwidrig, wobei der Gesamteindruck 
und das Verständnis eines durchschnittlich informierten, mündigen und 
verständigen Adressaten, der eine dem Anlass angemessene, unter 
Umständen daher auch bloß ‘flüchtige’ Aufmerksamkeit156 aufwendet, 
sowie des Durchschnittsverbrauchers, der unter Berücksichtigung 
sozialer, kultureller und sprachlicher Faktoren angemessen gut 
unterrichtet, angemessen aufmerksam und kritisch ist157. Die 
‘irreführenden Geschäftspraktiken’ sind eigentlich ein Unterfall der 
unlauteren Geschäftspraktiken. 158Die Umschreibung des Tatbestands 
der irreführenden Geschäftspraktik ist nun wesentlich detaillierter als 
früher; allein in der ‘Schwarzen Liste’ im Anhang zum UWG sind 23 
Beispiele angeführt, die jedenfalls als irreführende Geschäftspraktik 
gelten.  Kurz gefasst, irreführend ist eine Geschäftspraktik dann, wenn 
ein anderer unrichtige Angaben macht oder Angaben, die 
Täuschungseignung über das Produkt oder den Unternehmer mit sich 
bringen. 
 
Headhunting kann aggressiv sein, wenn sich der Headhunter zB vor 
dem Unternehmen, das er ausgesucht hat, um Schlüsselarbeitskräfte 
abzuwerben, mit einem riesigen Transparent aufstellt, auf dem zu 
lesen steht: ‘Kommen Sie zu mir, ich gebe Ihnen einen besser 
bezahlten Job in einem freundlicheren Umfeld! – TelNr.’. Diese 
Vorgehensweise wird als aggressiv zu beurteilen sein, da der 
Headhunter nicht alltägliche, sehr radikale Mittel in der direkten 
                                                                    
155 Vgl ÖBl 2001, 68. 
156 Vgl OGH 4 Ob 58/06t. 
157 Vgl OGH 4 Ob 177/07v; 4 Ob 188/08p. 
158 Vgl Sommer, UWG neu, 56ff. 
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Sphäre des auserwählten Unternehmens direkt anspricht. Das 
Aufstellen eines Transparentes ist an sich schon ein Mittel, das man aus 
Demonstrationen kennt, wo die Teilnehmer durch die Übergröße der 
Mitteilung Aufmerksamkeit auf sich ziehen wollen und sicher stellen 
wollen, dass die auch von weiter entfernten Menschen wahr 
genommen werden können. Darüber hinaus ist der Text emotional und 
persönlich, und ein indirekter Angriff auf den betroffenen 
Unternehmer. ‘Bei mir bekommen Sie einen besser bezahlten Job...’ 
trifft ein zentrales Grundbedürfnis jedes Mitarbeiters, denn das Wesen 
des Menschen ist es, nach Mehr zu streben, durchaus auch nach mehr 
Gehalt, da Gehalt aus Sicht des Mitarbeiters in erster Linie der 
sichtbare und messbare Gegenwert seiner Leistung ist. ‘...in einem 
freundlicheren Umfeld’ ist ein bösartiger Angriff auf den Unternehmer, 
da impliziert wird, dass es hier nicht freundlich zugeht. Auch dies 
berührt ein Grundbedürfnis des Menschen nach Harmonie, 
Konfliktfreiheit und Friktionsfreiheit, das in (fast) jedem Menschen 
steckt. Da ein Arbeitsverhältnis kein Privatverhältnis, die Menschen, 
mit denen täglich viel Zeit verbracht wird, nicht ausgewählt sind, gibt 
es fast immer Reibungspunkte, die mehr oder weniger –abhängig von 
der Persönlichkeit des Einzelnen- zu Unzufriedenheit im Job betreffend 
das Betriebsklima führt oder als negatives Betriebsklima 
wahrgenommen wird. Daher ist die Ankündigung ‚mehr Geld für mehr 
Harmonie’ in Wahrheit, einem Märchen für Erwachsenen gleich, sehr 
verführerisch für Mitarbeiter. Folglich im Umkehrschluss, absolut 
vernichtend für den betroffenen Unternehmer. Daher ist das Verhalten 
des Headhunters jedenfalls als aggressiv zu werten. 
 
Ebenso wird als aggressiv gelten, wenn ein großer Zeitungsverlag in 
einem sehr großen Telekommunikationsbetrieb einen 
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Veranstaltungsraum anmietet für eine externe 
Schulungsveranstaltung, zu der er alle Mitarbeiter der IT-Abteilung von 
einem internen IT Mitarbeiter einladen lässt, unter dem Vorwand die 
Zusammenarbeit für das nächste Jahr besprechen zu wollen, und dann 
die Mitarbeiter mit Lockangeboten (‘bei uns bekommen Sie 20% mehr 
Gehalt...’) abzuwerben versucht. Die Veranstaltung wurde vom Verlag 
initiiert und von einem IT Mitarbeiter des TelKos, mit dem der Initiator 
des Verlages persönlich bekannt war, als ‘Informationsveranstaltung 
für zukünftige Zusammenarbeitsprojekte’ organisiert. Der IT 
Mitarbeiter, der die Funktion eines Teamleiters innehatte, lud alle 
Kollegen aus der Abteilung (ca 130 Leute ausgenommen Management) 
auf freiwilliger Basis dazu ein, wobei ca 80% der Mitarbeiter dieser 
Abteilung erschienen sind. Bereits nach kurzer Zeit war klar, dass sich 
diese Veranstaltung nicht um zukünftige gemeinsame Projekte drehte, 
sondern ein Abwerbeversuch des Verlages stattfand. In diesem 
Augenblick verließen ca 3% der Anwesenden den Raum, alle anderen 
blieben bis zum Ende der Veranstaltung, die ca eine Stunde andauerte. 
Im Endergebnis verließen 80% von den Anwesenden das Unternehmen 
im Laufe der nächsten sechs Monate. Das Verhalten des Verlages wird 
im Hinblick auf die Abwerbung von Mitarbeitern des TelKos als 
aggressiv anzusehen sein, da die Veranstaltung unter Vorspielen von 
falschen Tatsachen eingefädelt wurde und bei Wissen des TelKos 
vermutlich im Vorfeld untersagt worden wäre.  
 
Werbung durch unerbetene Telefonanrufe ist wettbewerbswidrig, 
wenn der Angerufene nicht zuvor ausdrücklich oder stillschweigend 
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sein Einverständnis dazu erteilt hat159. Auch ein Anruf, der nur dazu 
dient, einen erstmaligen Kontakt zu potenziellen Bewerber 
herzustellen und die Zustimmung zu einem telefonischen 
Informationsgespräch einzuholen, ist ein ‘Anruf zu Werbezwecken” 
und damit grundsätzlich unzulässig. Allerdings sind Anrufe, die sich auf 
Informationen über ein bestehendes Vertragsverhältnis beschränken, 
zulässig160. Folglich kann der Headhunter mE seinen abzuwerbenden 
Kandidaten durchaus am Arbeitsplatz anrufen, um ihn über das 
bestehende Arbeitsverhältnis zu befragen, und um sich bei Interesse 
an einem anderen Ort zu treffen, um dann Details zu erörtern. Ein Teil 
der Lehre betrachtet den Telefonanruf am Arbeitsplatz allerdings als 
lediglich als Informationsgespräch und spricht ihm 
Rechtsfolgecharakter ab. Dieser ist mE aber zu bejahen, da letzten 
Endes die Abwerbung als Ziel des Anrufs im Mittelpunkt steht. Es ist 
nicht wettbewerbswidrig, wenn ein Arbeitnehmer von einem 
Personalberater am Arbeitsplatz in einem zur ersten Kontaktaufnahme 
geführten Telefongespräch nach seinem Interesse an einer neuen 
Stelle befragt und diese kurz beschrieben wird. Eine aggressive 
Wettbewerbshandlung, die zudem der beruflichen Sorgfalt 
widerspricht, liegt dann vor, wenn sich der im Auftrag eines 
Wettbewerbers anrufende Personalberater bei einem solchen 
Gespräch darüber hinwegsetzt, dass der Arbeitnehmer daran kein 
                                                                    
159 Vgl dtBGH-Urteil vom 4. März 2004 - I ZR 221/01 - Direktansprache am Arbeitsplatz. Es ist 
nicht wettbewerbswidrig, wenn ein Arbeitnehmer von einem Personalberater am 
Arbeitsplatz in einem zur ersten Kontaktaufnahme geführten Telefongespräch nach 
seinem Interesse an einer neuen Stelle befragt und diese kurz beschrieben wird. Eine 
mit dem Wettbewerb nicht zu vereinbarende Störung des betrieblichen Arbeitsablaufs 
liegt vor, wenn sich der im Auftrag eines Wettbewerbers anrufende Personalberater 
bei einem solchen Gespräch darüber hinwegsetzt, dass der Arbeitnehmer daran kein 
Interesse hat, oder das Gespräch über eine knappe Stellenbeschreibung hinaus 
ausdehnt. 
160 Vgl Willinger, Werbung im Internet (2007) 48. 
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Interesse hat, oder das Gespräch über eine knappe 
Stellenbeschreibung hinaus ausdehnt. 
 
Das ‘Ausspannen’ von Kunden ist an sich nicht wettbewerbswidrig161, 
weil es zum Wesen des Wettbewerbes gehört, dass der 
Gewerbetreibende in den fremden Kundenkreis einzudringen versucht 
und dass sich dabei das attraktivere Angebot durchsetzt. Auch 
zielbewusstes und planmäßiges Ausspannen fremder Kunden wird erst 
durch Hinzutreten besonderer Umstände, die den Wettbewerb 
verfälschen, unlauter. Die Kundenabwerbung lässt sich analog auf die 
Arbeitnehmerabwerbung anwenden, da es zum Wesen des 
Wettbewerbes gehört, dass der Unternehmer in den fremden 
Arbeitnehmerkreis einzudringen versucht und dass sich dabei das 
bessere Angebot für den Dienstnehmer durchsetzt, wobei auch hier 
Zielsetzung, nämlich dem Vertragsabschluss, im Zentrum der 
Betrachtung liegt. Die Unlauterkeit ergibt sich durch das Hinzutreten 
besonderer verfälschender Umstände. Dies ist insbesondere dann der 
Fall, wenn beim Eindringen verwerfliche Mittel wie etwa das 
Beschaffen von Kundenlisten auf unlautere Weise, das Anschwärzen 
des Mitbewerbers, irreführende Praktiken usw angewendet werden 
oder wenn damit verwerfliche Ziele wie etwa allein die Schädigung des 
Mitbewerbers bezweckt wird162. Das Ausspannen von Beschäftigten ist 
vor allem bei Verleitung zum bzw Unterstützung beim Vertragsbruch 
des Abgeworbenen unlauter163.  
 
                                                                    
161 Vgl OGH 4 Ob 386/80, ÖBl 1993. 
162 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg.), Wettbewerbsrecht26 Rz 157. 
163 Vgl WBl 1991, 104. 
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Unlauter ist auch, wenn fremde Dienstnehmer planmäßig abgeworben 
werden, um den Mitbewerber zu schädigen164. Denkbar ist, dass ein 
Bauunternehmer den Personalberater anhält, dem Konkurrenten 20 
Baupoliere abzuwerben. Wenn der Konkurrent 500 Baupoliere hat, 
wird das Abwerben möglicherweise als zum täglichen Geschäft gehörig 
zu werten sein. Wenn der Konkurrent aber nur 20 Baupoliere hat, dann 
ist das Ansinnen des betreibenden Bauunternehmers sicherlich als 
wettbewerbswidrig zu werten, da es für den Konkurrenten 
möglicherweise existenzbedrohend ist. Der betreibende 
Bauunternehmer hat Schädigungsabsicht und somit Verschulden, 
vorausgesetzt, er kennt die wirtschaftliche Lage des Konkurrenten. Der 
Schaden wurde im vorliegenden Beispiel mit Wissen und Willen 
herbeigeführt. Darüber hinaus ist das Bewusstsein der 
Rechtswidrigkeit erforderlich, da es im Zivilrecht zum Begriff des 
Vorsatzes165 zählt.  
 
Natürlich hat die Betrachtung der Abwerbung auch eine zweite Seite: 
Jeder Unternehmer war selbst schon einmal in der Situation, fähige 
Mitarbeiter von Mitbewerbern zum eigenen Unternehmen zum 
Wechseln zu motivieren. Zu verhindern versucht man das oft mit 
Dienstverträgen, die in der Regel mit einer auf ein Jahr befristeten 
Konkurrenzklausel und Konventionalstrafen für den Fall des 
Zuwiderhandelns ausgestattet sind. Noch 1990 hat der OGH erkannt, 
dass ein Dienstgeber, der einen Ex- Mitarbeiter eines Mitbewerbers in 
Kenntnis der Konkurrenzklausel anstellt, sittenwidrig im Sinne des 
UWG handelt. Seit 1997 sind Konkurrenzklauseln beim Wechsel jedoch 
selten ein unüberwindbares Hindernis. Der neue Dienstgeber handelt 
                                                                    
164 Vgl ÖBl 1991,15. 
165 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht II, S300. 
134 Einfachgesetzliche Betrachtung 
 
nicht schon dadurch sittenwidrig, dass er einen Anstellungsvertrag in 
Kenntnis einer diesem entgegenstehenden Konkurrenzklausel 
abschließt, sofern er den Vertragsbruch nicht bewusst fördert oder 
sonst in irgendeiner Weise dazu beigetragen hat, lautet der Leitsatz 
der Entscheidung von 1997166. Die Konventionalstrafe abgelten ist nicht 
zulässig: Wenn sich der neue Dienstgeber eines durch eine 
Konkurrenzklausel gebundenen Arbeitnehmers verpflichtet, die für den 
Fall des Bruchs der Klausel vereinbarte Konventionalstrafe zu zahlen, 
so fördert er den Vertragsbruch des Dienstnehmers in einer über den 
Abschluss des Dienstvertrags hinausgehenden Weise167. Hingegen ist 
die Zusage, allfällige Abfertigungsansprüche zu übernehmen, laut OGH-
Entscheidung168 zulässig: Diese Zusage stellt nämlich allein auf die 
Tatsache der Selbstkündigung des Dienstnehmers ab, stellt damit 
keinen unmittelbaren Bezug zum vertraglich übernommenen 
Konkurrenzverbot her und leistet daher keinen aktiven Beitrag zum 
Vertragsbruch. 
 
Wenn auch die Rechtsprechung zunehmend toleranter wird, gibt es 
insbesondere beim gleichzeitigen Wechsel mehrerer Mitarbeiter immer 
wieder Fälle, die dem OGH zu auffällig sind. So jüngst geschehen bei 
einem Unternehmen, das mit medizinischen Verbrauchsartikeln, 
medizintechnischen Geräten und Pharmazeutika handelt und das 
unterschiedliche Preisniveau für gleiche Produkte in verschiedenen 
Ländern Europas für Parallelimporte in die Länder mit höherem 
Preisniveau ausnützt – ein Konzept, das kostenintensive 
Markterhebungen und geschulte Mitarbeiter erfordert. Drei leitende 
                                                                    
166 Vgl Gruber, Wettbewerbswidrigkeit II, JNl 2002, 427f. 
167 Vgl OGH 4 Ob 290/02d. 
168 Vgl OGH 4 Ob 190/05b. 
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Mitarbeiter und ein weiterer – alle durch eine Konkurrenzklausel 
gebunden – waren in dem entschiedenen Fall auf einmal in einem neu 
gegründeten Unternehmen beschäftigt, das im selben ausgefallenen 
Geschäftsfeld tätig wurde. 
 
Auch das war für die beiden ersten Instanzen noch nicht ausreichend. 
Anders sah das der OGH am 23. Mai 2006169 : ‘Bei dieser Sachlage liegt 
der Schluss nahe, dass die Beklagte allein deshalb gegründet worden 
ist, um das bei der Klägerin erworbene Spezialwissen zu nützen und 
der Klägerin damit Konkurrenz zu machen. Der Beklagten ist 
vorzuwerfen, erst die Möglichkeit geschaffen zu haben, dass die 
ehemaligen Arbeitnehmer der Klägerin die sie bindenden 
Konkurrenzklauseln verletzen. Die aufgezeigten Umstände lassen 
somit darauf schließen, dass die Beklagte planmäßig vorgegangen ist, 
um die Klägerin zu behindern und zu schädigen170.’ 
 
2.2.4 Herabsetzung des Unternehmens 
 
Gem § 7 UWG ist die Herabsetzung eines Unternehmens, dessen Leiter 
oder Inhaber, dessen Waren, Produkte oder Leistungen, sofern es sich 
um Unwahrheiten handelt und dazu dienen, den Konkurrenten zu 
schädigen, gesetzwidrig und verpflichten den Schädiger zum 
Schadenersatz. Pauschale Herabsetzung von Mitbewerbern ist idR als 
unlautere Geschäftspraktik iSv § 1 UWG zu werten171. Bezüglich der 
Behauptung von erweislichen Tatsachen, ist ein  vermittelter 
Gesamteindruck entscheidend, der sich an dem Verständnis des 
                                                                    
169 Vgl OGH 4 Ob 32/06v. 
170 Vgl Orator, Der Standard, Print-Ausgabe, 17.10.2006. 
171 Vgl OGH 4 Ob 127/08t. 
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Durchschnittsverbrauchers orientiert. Klagbar sind nur 
Tatsachenbehauptungen, nicht Meinungen, da ansonsten ein 
Widerspruch zur Meinungsfreiheit entstehen könnte. 
 
Wie bereits oben erwähnt, ist es dem Headhunter nicht erlaubt, 
schädigende Äußerungen (Schädigungseignung genügt) zwecks 
Mitarbeiterabwerbung von sich zu geben. Beispielsweise zählen zu 
solchen Äußerungen mit Schädigungseignung die Behauptungen 
‘keinen rasenden Erfolg’ zu haben; Misserfolge, die gegen 
geschäftliche Tüchtigkeit sprechen, zu haben; schlechte Qualität zu 
erzeugen172. Gem § 7 Abs 1 UWG ist der Headhunter, (so sein Handeln 
nicht dem Auftraggeber zugerechnet werden muss), dem Verletzten 
zum Schadenersatz verpflichtet.  
 
2.3 Konkurrenzklausel  
 
Um Arbeitnehmer daran zu hindern, im Geschäftsbereich des 
Arbeitgebers nach Beendigung der Tätigkeit tätig zu werden, bedienen 
sich Arbeitgeber der Konkurrenzklausel. Aus der Sicht des Headhunters 
sind Konkurrenzklauseln unangenehm, da sie oftmals verhindern, dass 
Arbeitnehmer sich abwerben lassen. Da Arbeitnehmer oftmals die 
Konsequenzen der Verletzung der Konkurrenzklausel gar nicht 
abschätzen können, und auch nicht sicher sein können, dass ihnen die 
Geheimhaltung gelingt, nehmen sie von einer bewussten Verletzung 
lieber Abstand.  
 
                                                                    
172 Vgl OGH 4 Ob 258/02y 
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Der Gesetzgeber regelt die Konkurrenzklausel in § 36 AngG 
(korrespondierend mit § 2c AVRAG) und legt damit fest, dass ein 
Angestellter nach Beendigung seiner Tätigkeit mit einem Arbeitgeber 
in seiner Erwerbstätigkeit beschränkt werden darf. Der Sache nach 
handelt es sich um eine privatrechtliche Vereinbarung zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Oftmals wird die Konkurrenzklausel 
vom Arbeitgeber dazu benützt, den Arbeitnehmer auch nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses noch eine Zeit lang an den 
ehemaligen Arbeitgeber und seine Interessen zu binden. Hierbei geht 
es in erster Linie um die Vermeidung des Problems, dass der 
ausscheidende Mitarbeiter wichtiges Betriebswissen und/ oder 
Kundenkontakt und Netzwerke mit sich nimmt, und beim neuen 
Arbeitgeber einbringt. 
 
Dieser Art von Vereinbarung wurden ursprünglich für Fachkräfte aus 
den Bereichen Technik und Management eingeführt, um unerwünschte 
Weitergabe von Betriebsgeheimnissen an konkurrierende 
Unternehmen durch Abwerbung von Fachkräften zu verhindern. In 
jüngerer Zeit sind solche Klauseln aber in Dienstverträgen 
gewöhnlicher Arbeitnehmer oder gar von Teilzeitkräften zu finden. 
Neben der Tatsache dass diese Art von Dienstnehmern ohnehin nicht in 
den Besitz jedweder sensibler Informationen kommt, verhindern 
Konkurrenzklauseln regelmäßig eine berufliche Weiterentwicklung 
oder gar das Annehmen einer neuen Stelle, die aufgrund der 
erworbenen beruflichen Erfahrung mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit in derselben oder einer verwandten Branche zu 
finden sein wird. Die Konkurrenzklausel, die in der heutigen Zeit sehr 
exzessiv verwendet wird, soll in erster Linie dazu dienen, den 
Arbeitnehmer aus Angst vor den Konsequenzen daran zu hindern, sich 
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abwerben zu lassen. Ist die Angst nicht groß genug, und der 
Arbeitnehmer lässt sich trotz Konkurrenzklausel abwerben, so kann 
der ehemalige Arbeitgeber lediglich aus der verletzten 
Konkurrenzklausel Forderungen stellen. Er kann die Unterlassung der 
Beschäftigung fordern, außer aber es wurde einen Konventionalstrafe 
für den Fall der Verletzung der Konkurrenzklausel vereinbart, dann 
kann er die Leistung eben dieser verlangen, aber nicht zusätzlich die 
Unterlassung der Beschäftigung173. Der Richter hat allerdings ein 
Mäßigungsrecht und kann die Konkurrenzklausel, wenn es die 
Umstände erfordern, einschränken174. 
 
2.3.1 Grenzen der Wirksamkeit 
 
§ 36 legt auch gleich die Grenzen der Wirksamkeit der Vereinbarung 
einer Konkurrenzklausel fest: Die Vereinbarung einer 
Konkurrenzklausel ist nicht möglich mit minderjährigen Arbeitnehmern 
(Z 1), beschränkt sich auf den Geschäftszweig des Dienstgebers 
(sachliche Komponente) und auf ein Jahr (zeitliche Komponente) - (Z 
2) und darf das Fortkommen des Arbeitnehmers nicht unbillig 
erschweren (Interessenabwägung) - (Z 3). 
 
2.3.2 Minderjährigkeit  
 
Für die Beantwortung der Frage der Gültigkeit der Vereinbarung 
einer Konkurrenzklausel ist die Betrachtung der Minderjährigkeit 
des Arbeitnehmers zentral. Minderjährigkeit ist nach ABGB zu 
                                                                    
173 Vgl OGH 14 Ob 193/86, RdW 1987,169. 
174 Vgl Breidenbach/Baller (Hrsg), Handbuch Wirtschaft und Recht in Osteuropa 92 
(2010)417. 
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definieren – dh Personen, die das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, sind Minderjährige 175.  Der relevante Zeitpunkt 
für die Beurteilung des Vorliegens der Minderjährigkeit ist zum 
Zeitpunkt des Abschlusses der Konkurrenzklausel. Ist der 
Arbeitnehmer zum Zeitpunkt des Abschlusses der 
Konkurrenzklausel  minderjährig, wird der Mangel nicht durch 
eintretende Volljährigkeit im Laufe des Dienstverhältnisses 
geheilt 176,  und auch der gesetzliche Vertreter kann die 
Konkurrenzklausel  nicht für den minderjährigen Dienstnehmer 
vereinbaren. Der Abschluss einer Konkurrenzklausel mit einem 
minderjährigen Arbeitnehmer hat die absolute Nichtigkeit der 
Konkurrenzklausel  zur Folge 177.  Gem § 152 ABGB kann sich aber ein 
mündiger Minderjähriger selbstständig zu Dienstverhältnisse 
verpflichten, warum also nicht zur Konkurrenzklausel? Nach hL ist  
§ 36 Z 1 AnG eine lex specialis und daher wird der allgemeineren 
Formulierung des ABGB derogiert 178.   
 
2.3.3 Sachliche Grenze: Geschäftszweig 
 
Gem § 36 Abs 1 Z 2 Fall 1 AngG darf sich die Konkurrenzklausel nur auf 
den Geschäftszweig des Dienstgebers beziehen. Geschäftszweige 
haben sich im Laufe der Jahrzehnte gewandelt, ebenso wie deren 
Bedeutung in der gesellschaftlichen Organisationsstruktur. Nach der 
Rspr ist der Begriff eng auszulegen179, dabei hat der Richter bei der 
Betrachtung des Geschäftszweiges sowohl die tatsächlich ausgeübte 
                                                                    
175 Vgl § 21 Abs 2 ABGB. 
176 Vgl OLG Wien 31 Ra 74/93. 
177 Vgl OGH 4 Ob 29/68. 
178 Vgl Winter, Abwerben von Arbeitnehmern (2005) 58. 
179 Vgl OGH 4 Ob 90/85, ARD 4432/7/93. 
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Tätigkeit des Unternehmens als auch die gewerberechtliche 
Genehmigung in Betracht zu ziehen und eine Interessenabwägung 
vorzunehmen. In der Lehre finden sich verschiedene Meinung 
betreffend der Auslegung des Begriffs ‚im Geschäftszweig’. Einerseits 
kann die Gleichartigkeit des Betriebes von Bedeutung sein180, in dem 
der Arbeitnehmer tätig ist, wobei an der gewerberechtlichen 
Genehmigung festgemacht wird. Dh ist der ehemalige Arbeitnehmer in 
einem Zeitungsverlag ausgeschieden und ist nun in einem anderen 
Zeitungsverlag tätig, so liegt demnach Gleichartigkeit vor, und ein 
Tätigwerden ‚im Geschäftszweig’ ist zu bejahen. Andere stellen auf die 
tatsächlichen geschäftlichen Tätigkeiten des Arbeitgebers ab um die 
Grenze des Geschäftszweiges ziehen zu können181, wobei aber die 
konkrete Tätigkeit des Arbeitnehmers erst bei der richterlichen 
Interessenabwägung Beachtung findet. In der Praxis bedeutet das, 
wenn ein gewerberechtlich gemischter Betrieb, der Handys erzeugt 
und vertreibt der ehemalige Arbeitgeber ist, so könnt nach 
richterlichen Ermessen der neue Arbeitgeber, der Handy-Ersatzteile 
erzeugt, im selben Geschäftszweig tätig sein. Wieder andere 
Lehrmeinungen nehmen eine teleologische Reduktion des Begriffs ‚im 
Geschäftszweig des Dienstgebers’ vor, um Fälle konkreter 
Interessensgefährdung zu erfassen182. Demnach ist die vereinbarte 
Konkurrenzklausel nur dann wirksam, wenn sie sich auf einen Tätigkeit 
bezieht, die mit der des Arbeitnehmers bei seinem früheren 
Arbeitgeber in einem derartigen Zusammenhang steht, dass ihre 
Vornahme geeignet ist, die geschäftlichen Interessen des Arbeitgebers 
zu beeinträchtigen. Eine weitere Möglichkeit zur Grenzfindung liegt im 
                                                                    
180 Vgl Martinek /M. Schwarz/W. Schwarz,  AngG7 (1991) 707. 
181 Vgl Tomandl/Schrammel, Arbeitsrecht 6 II (2008) 299. 
182 Vgl Böhm zu OGH 4 Ob 111/76 ZAS 1978, 102. 
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Vergleich zwischen dem tatsächlichen Einsatzgebiet des 
Arbeitnehmers bei seinem alten und seinem neuen Arbeitgeber183. 
Diese Betrachtungsweise ist ohne Miteinbeziehung zumindest der 
gewerberechtlichen Branche oder der überwiegenden Tätigkeit des 
Arbeitgebers mE problematisch, denn wenn er Spezialist ist als 
Personalcontroller oder Maschinenschlosser für Präzisionsspindeln, so 
käme die Konkurrenzklausel einer existenzgefährdenden 
Beschränkung gleich, würde man von Arbeitnehmer verlangen, dass er 
nicht als Maschinenschlosser für Präzisionsspindeln184 oder als 
Personalcontroller bei seinem neuen Arbeitgeber tätig wird. Die Rspr 
stellt jedoch in einigen älteren Entscheidungen durchaus auf die 
ausgeübte Tätigkeit des Dienstnehmers zur Unterscheidung von 
‚Geschäftszweigen’ ab185, bezieht aber eine Definition des 
‚Geschäftszweiges’ mit ein, wonach eine Konkurrenzsituation vorliegt, 
wenn infolge der Geschäftstätigkeit eines anderen Unternehmens dem 
durch die Konkurrenzklausel geschützten Unternehmens Marktanteile 
verloren gehen könnten186. Sohin bezieht sich diese Formulierung mE 
auf Spezialisten-Führungskräfte. Ein Produktionsleiter eines großen 
Industrieunternehmens wird bei seinem Abgang vermutlich durch 
                                                                    
183 Vgl Winter, Abwerbung von Arbeitnehmern (2005) 60. 
184 Die Präzisionsspindel ist ein technisches Werkzeug mit niedriger Reibung, die zum 
Einbau in Rotationssysteme gedacht ist, die eine hohe Stabilität erfordern, sehr 
geringe Verluste anstreben und hohe Drehzahlen ermöglichen. Solche Spindeln können 
beispielsweise in Hobbyartikeln wie der Angelrolle, Spielzeugen, Messinstrumenten 
und z. B. bei Angelrollen zum Lagern von deren Spule in einer Weise verwendet 
werden, die einen zuverlässigen und glatten Betrieb ergibt und auch aus 
Geräuschaspekten vorteilhaft ist usw. Wie zuvor erwähnt, ist die erfindungsgemäße 
Spindel nicht auf eine solche Anwendung beschränkt, sondern kann auch in anderen 
Anwendungen eingesetzt werden, wo ein glatter, reibungsarmer Betrieb gefordert ist. 
http://www.patent-de.com/ Dokumentenidentifikation DE60203651T2 02.03.2006 [17-
06-2010]. 
185 Vgl OGH 4 Ob 77/79; 4 Ob 138/82. 
186 Vgl ASG Wien 33 Cga 143/02v. 
142 Einfachgesetzliche Betrachtung 
 
Übertragung seines Know-hows an das neue Unternehmen diesem 
einen Marktvorteil verschaffen können. Daher wäre die 
Konkurrenzklausel in diesem Fall aus Sicht des Arbeitgebers gut und 
richtig, wenn auch problematisch für den Dienstnehmer, da bei 
Positionen mit höherer Spezialisierung und höherer Verantwortung 
auch das Segment eines neuen möglichen Dienstverhältnisses immer 
kleiner wird.  
 
Abschließend kann man zusammenfassen, der ‚Geschäftszweig’ ist 
restriktiv zu interpretieren187, wonach der tatsächlich ausgeübte 
Geschäftszweig zur Abgrenzung ausschlaggebend sein sollte. Der 
wirtschaftliche Umstand, der durch Faktoren wie das Vorhandensein 
eines übereinstimmenden Interessenkreis oder denselben 
Marktfaktoren bei Angebot und Nachfrage, ist in die 
Betrachtungsmitte zu stellen. Dabei darf der objektive Begriff des 
Geschäftszweiges nicht zum Nachteil des Arbeitnehmers subjektiviert 
werden. Wenn die nachfolgende Beschäftigung des Dienstnehmers 
keine geschäftlichen Interessen des ehemaligen Arbeitgebers berührt, 
ist seine Tätigkeit als nicht im Geschäftszweig des (ehemaligen) 
Arbeitgebers liegend zu werten. Liegt eine Überschreitung der 
Beschränkung durch die Konkurrenzklausel bezüglich des 
Geschäftszweiges des Arbeitgebers vor, so ist die Konkurrenzklausel 
unwirksam188. 
 
                                                                    
187 Vgl Reissner, Konkurrenzklausel (1996)205ff. 
188 Vgl Reissner, Konkurrenzklausel (1996) 167f. 
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2.3.4 Zeitliche Beschränkung  
 
Gem § 36 Abs 1 Z 2 Fall2 AngG darf der Geltungsbereich der 
Konkurrenzklausel ein Jahr nicht überschreiten, darüber hinaus ist sie 
nicht wirksam, also unwirksam, genauer teilnichtig, jedenfalls 
hinsichtlich des ein Jahr übersteigenden Zeitraums. An Stelle des 
gesetzwidrig vereinbarten Zeitraums tritt die maximale gesetzliche 
Beschränkung189. Darüber, ob die Nichtigkeit des Teiles das Ganze 
ergreift oder nicht, entscheidet - anders als nach § 878, zweiter Satz 
ABGB - nicht Natur und Zweck des Vertrages bzw der Parteiwillen, 
sondern Natur und Zweck des Verbotes. Dabei ist der von der 
Gesetzeslage gewährte Spielraum iS einer Entscheidung für 
grundsätzliche Restgültigkeit zu nutzen190. Eine Konversion ist 
ausgeschlossen, wenn jene Norm, welche die Ungültigkeit des 
angestrebten Geschäfts verfügt, auch auf das umgedeutete Geschäft 
anzuwenden ist191. Haben die Vertragsparteien im Arbeitsvertrag eine 
mit § 37 AngG in Widerspruch stehende Vereinbarung insofern 
getroffen, als der Arbeitgeber das Recht haben soll, während der 
Sperrzeit auf die weitere Einhaltung der Konkurrenzklausel zu 
verzichten und in einem solchen Fall von seiner Entgeltpflicht von dem 
auf den Tag des Verzichtes folgenden Monatsersten an befreit sein 
soll, ist eine derartige Vereinbarung teilnichtig. Der Verzicht ist gültig. 
Hingegen ist die weitere Vereinbarung über die Befreiung von der 
Entgeltpflicht nichtig192.  
 
                                                                    
189 Vgl OGH 8 ObA 21/04b; ZAS 2005/23. 
190 Vgl Mayer-Maly, Ausgewählte Schriften zum Arbeitsrecht (1991) 283; OGH 9 Ob 160/02y; 
3 Ob 66/06m; 8 ObA 76/06v; 7 Ob 142/07v. 
191 Vgl OGH 7 Ob 210/03p. 
192 Vgl OGH 4 Ob 162/82. 
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Grundsätzlich beginnt die Jahresfrist für die Wirksamkeit der 
Konkurrenzklausel mit Beendigung des Dienstverhältnisses zu laufen, 
dh mit dem Tag der auf den letzten Dienst-Tag folgt193. Zur Berechnung 
der Frist sind die grundsätzlichen Bestimmungen des § 902 ABGB 
heranzuziehen. Folgt man einem Teil der Lehre, so steht es den 
Vertragsparteien frei, den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
Konkurrenzklausel später anzusetzen194. Mag sein, dass das Gesetz so 
interpretierbar ist, jedoch mE ist es gesellschaftspolitisch und 
volkswirtschaftlich wichtig, dass der Arbeitnehmer bald wieder aktiv 
am Arbeitsleben teilnimmt und ein Einkommen bezieht, egal aus 
welchen Gründen er das Unternehmen verlassen hat. Die gesetzliche 
Beschränkung der Konkurrenzklausel durch einen Zeitrahmen dient in 
erster Linie dazu, um den Arbeitnehmer nicht übergebührlich zu 
behindern. Der Arbeitgeber und seine Interessen werden durch 
ebendiese Frist ausreichend geschützt. Würde man die Frist erst zB 
sechs Monate nach Beendigung des Dienstverhältnisse beginnen und 
ein Jahr dauern lassen, so würde das für den Dienstnehmer auf eine 
anderthalbjährige Frist hinauslaufen, da er realistischer Weise nicht vor 
drei Monaten eine neue Betätigung findet, die er nicht behalten kann, 
da nach sechs Monaten die Konkurrenzklausel greift. mE kommt das 
einem ‚Aushebeln’ der Schutzbestimmung des § 36 Abs 1 Z 2 AnG gleich 
und ist daher abzulehnen. In diesem Fall müssen die Schutzinteressen 
des Arbeitnehmers und der Allgemeinheit überwiegen, zumal die 
Interessen des wirtschaftlich starken Unternehmens ausreichend 
geschützt sind. Im Übrigen ist es zulässig und möglich und praktisch 
häufig, die Geltungsdauer der Konkurrenzklausel zu verkürzen. 
 
                                                                    
193 Vgl Martinek /M. Schwarz/W. Schwarz, AngG7 (1991) 715. 
194 Vgl Winter, Abwerbung von Abreitnehmern, 61; Reissner, Konkurrenzklausel 207f. 
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2.3.5 Einkommensgrenze 
 
Nunmehr hat der Gesetzgeber für die Zulässigkeit der Vereinbarung 
einer Konkurrenzklausel eine Entgeltgrenze festgesetzt. Für die 
Wirksamkeit von Konkurrenzklauseln, die nun vereinbart werden, ist 
Voraussetzung, dass das Bruttoentgelt des letzten 
Beschäftigungsmonats  EUR € 2.329,--195 übersteigt. Das Gesetz lässt 
offen, ob in die Berechnung des Entgelts alle Leistungen einzubeziehen 
sind, die dem Arbeitnehmer für die Zurverfügungstellung seiner 
Arbeitskraft gewährt werden, wie etwa Überstundenentgelte, 
Weihnachts- und Urlaubsgeld, Zulagen oder Prämien, oder nur das 
Grundgehalt heranzuziehen ist. Manche Autoren gehen von einem 
derartig weiten, arbeitsrechtlichen Entgeltbegriff aus, während andere 
auf den sozialversicherungsrechtlichen Entgeltbegriff abstellen, 
wonach Sonderzahlungen (nicht aber auch Sachbezüge oder Entgelt 
für Mehr- und Überstunden) außer Betracht zu bleiben haben. 
Jedenfalls nicht einzubeziehen sind hingegen Beendigungsansprüche, 
wie etwa Abfertigung, Kündigungsentschädigung oder 
Urlaubsersatzleistung. Entscheidend soll das zuletzt bezogene Entgelt 
sein, nicht aber jenes im Zeitpunkt der Vereinbarung der 
Konkurrenzklausel: Ist das Bruttomonatsentgelt zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses geringer als EUR € 2.329,--, ist die 
Konkurrenzklausel absolut unwirksam. Unklar ist aber, ob bei 
Berechnung des letzten Monatsverdienstes im Falle von 
Entgeltschwankungen (zB aufgrund unterschiedlicher 
Überstundenleistungen oder verschieden hoher Provisionszahlungen) 
                                                                    
195 § 36 Abs 2 AngG: das Siebzehnfache der Höchstbeitragsgrundlage 2010 nach § 45 ASVG. 
146 Einfachgesetzliche Betrachtung 
 
auf einen Durchschnittsverdienst – etwa der letzten zwölf Monate - 
abzustellen ist196. 
 
Jedenfalls Sinn dieser Regelung ist, Arbeitnehmer mit geringeren 
Einkommen vor Konkurrenzklauseln zu schützen. Ein Dienstnehmer mit 
(so) geringen Einkommen hat in aller Regel weder Zutritt zu wichtigen 
Geschäftsgeheimnissen noch eine Aufgabe im Unternehmen, dessen  
Wegfall zu einer massiven wirtschaftlichen Gefährdung des 
Arbeitgebers führen könnte. Da es in letzter Zeit vermehrt dazu 
kommt, dass in Unternehmen aus Prinzip alle Mitarbeiter, auch jenen in 
untergeordneten Funktionen mit geringen Einkommen eine 
Konkurrenzklausel in Ihrem Vertrag finden, und sich eigentlich nicht 
dagegen wehren können, ist diese Regelung mE sehr sinnvoll. 
 
2.3.6 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Inhaltlich muss der örtliche Geltungsbereich der Konkurrenzklausel 
exakt definiert sein. Ein Umschreibung wie ‚bezieht sich auf die 
gesamte örtliche Geschäftstätigkeit des Unternehmens’ gilt als zu 
ungenau und ist nicht zulässig, da der Unternehmer seine 
Geschäftstätigkeit jederzeit erweitern oder einschränken kann197. Nach 
hL sind Konkurrenzklauseln, die sich faktisch auf das gesamte 
Bundesgebiet erstrecken, als unzumutbare Erwerbserschwernis 
anzusehen und daher als nichtig zu betrachten198. Über Österreich 
                                                                    
196 Vgl Kurz/Irrgeher, Neues zur Konkurrenzklausel, RdA (2006) 45f. 
197 Vgl Martinek /M. Schwarz W. Schwarz, AngG7 (1991) 713. 
198 Vgl Martinek /M. Schwarz/W. Schwarz, AngG7 (1991) 711 ff. 
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hinaus gehende Einschränkungen sind in der Regel unzulässig199. ME 
sollte diese Betrachtungsweise allerdings im Einzelfall modifiziert 
werden. Es mag eine Erschwernis für den Abreitnehmer darstellen da 
ihm als Spezialist kaum zumutbar sein wird, in einer anderen Branche 
tätig zu sein; allerdings könnte auch der Arbeitgeber, der vielleicht ein 
exquisites Produkt einzigartig in Österreich oder sogar in Europa 
erzeugt oder vertreibt, in seinem Wettbewerb massiv beeinträchtigt 
sein. Man denke an Hersteller von besonders großen und teuren 
Industriemaschinen, zB eine Bierdestillieranlage, eine 
Wasseraufbereitungsanlage oder eine Wasserentsalzungsanlage. Daher 
kann es mE sogar gute Gründe dafür geben, die Konkurrenzklausel 
über das Bundesgebiet hinaus auszudehnen, denn 
Bierdestillieranlagenerzeuger gibt es in Europa zwei (darunter eine 
österreichische), Wasseraufbereitungsanlagenerzeuger gibt es 
dreizehn in Europa (darunter vier österreichische) und 
Wasserentsalzungsanlagenerzeuger existieren drei in Europa. Daher ist 
im Einzelfall jedenfalls eine Interessenabwägung unumgänglich.  
 
2.3.7 Interessenabwägung 
 
Gem § 36 Abs 1 Z 3 AngG ist die Vereinbarung einer Konkurrenzklausel 
nur insoweit wirksam, als ‘die Beschränkung nach Gegenstand, Zeit 
oder Ort und im Verhältnis zu dem geschäftlichen Interesse, das der 
Dienstgeber an der Einhaltung hat, eine unbillige Erschwerung des 
Fortkommens des Angestellten enthält.’ Folglich hat eine 
Interessenabwägung statt zu finden, in der das Interesse des 
                                                                    
199 Vgl Nordberg, Dienstverträge: Weniger Freiräume für Dienstgeber, Die Wirtschaft 
(2006). 
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Dienstgebers, in seinem wirtschaftlichen Erfolg nicht geschädigt zu 
werden, und das Interesse des Dienstnehmers, in seinem beruflichen 
Fortkommen bzw seiner Erwerbstätigkeit generell nicht behindert zu 
werden, einander entgegenstehen und daher abgewogen werden 
müssen.  
 
Das geschäftliche Interesse des Arbeitgebers entspricht selten dem 
Interesse des Arbeitnehmers. ‘Geschäftlich’ bedeutet in diesem Sinne, 
unternehmerisch, geschäftsbezogen, betrieblich, jedenfalls nicht 
davon umfasst sind die privaten Interessen des Arbeitgebers. Darüber 
hinaus ist das Vorliegen von geschäftlichen Interessen wahrscheinlich 
zu verneinen, wenn die Tätigkeit des Arbeitnehmers so wenig 
bedrohlich für den (ehemaligen) Arbeitgeber ist, dass sie 
vernachlässigbar ist. Das ist zB dann anzunehmen, wenn das 
Arbeitsverhältnis nur kurz gedauert hat200. 
 
Folgt man der Rspr, so darf der Arbeitnehmer durch die 
Konkurrenzklausel nicht gezwungen sein, seine Kenntnisse und 
Erfahrungen brachliegen zu lassen, oder gezwungen sein, seinen 
erlernten Beruf aufzugeben bzw in eine andere Branche wechseln zu 
müssen, was meist mit einem Einkommensverlust gekoppelt ist201.  
 
2.3.8 Abgrenzung Konkurrenzverbot  
 
Im Gegensatz zur Konkurrenzklausel erfasst das Konkurrenzverbot die 
Nebenbeschäftigung während eines aufrechten Dienstverhältnisses. 
                                                                    
200 zB bei Auflösung des D Dienstverhältnisses im Probemonat; Vgl  OGH 9 Ob A 241/92, 
RdW 1993, 155. 
201 Vgl OLG Wien 8 Ra 139/02y, ARD 5345/17/2002. 
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Dh das Konkurrenzverbot soll verhindern, dass der Arbeitnehmer 
während seiner Tätigkeit beim Arbeitgeber diesem geschäftlich 
Konkurrenz macht. Die Konkurrenzklausel bezieht sich, wie schon oben 
ausgeführt, auf die konkurrenzierende Beschäftigung nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses. Der Schutzzweck dieser beiden 
Rechtsinstitute ist derselbe, lediglich die zeitliche Bedeutsamkeit 
unterscheidet sich. Die Regelungen zum Konkurrenzverbot finden sich 
in den §§ 7 und 27 AngG und einigen anderen zu spezifischen 
Berufsgruppen202. 
 
Bezug zur Abwerbung ist insofern gegeben, als Arbeitnehmer 
manchmal mit Zustimmung der Arbeitgebers in der Kündigungsfrist 
den restlichen Gebührenurlaub konsumieren und faktisch bereits 
währenddessen beim neuen Arbeitgeber tätig werden. Der Sache nach 
betrachtete kann es sich dabei um einen Verstoß gegen das 
vertragliche Konkurrenzverbot des § 7 Abs 1 AngG und um eine 
Verletzung der gesetzlichen Treupflicht des Arbeitnehmers handeln, 
wenn der Arbeitnehmer im Geschäftszweig des Arbeitgebers auf 
eigene oder fremde Rechnung tätig ist, da während eines aufrechten 
Dienstverhältnisse parallel ein zweites Dienstverhältnis betrieben wird. 
Gem Abs 2 kann der Dienstgeber Ersatz des verursachten Schadens 
fordern, oder stattdessen verlangen, dass die so gemachten Geschäfte 
als in seinem Namen gemacht angesehen werden und/ oder die hiefür 
bezogenen Vergütung herausgegeben werde, und darüber hinaus kann 
er den Dienstnehmer entlassen, was rechtlich zulässig und faktisch 
möglich ist203. In der Praxis ist es für den Arbeitgeber äußerst riskant, 
den Arbeitnehmer, der selbst gekündigt hat, während der 
                                                                    
202 Vgl § 23 Abs 1 SchauspG; § 15 Abs 3 lit d BAG; § 82 lit e GewO 1859. 
203 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4, Rz 425. 
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Kündigungsfrist zu entlassen, wenn er den Entlassungsgrund nicht 
absolut sicher nachweisen kann, da dies möglicherweise den Eindruck 
erwecken könnte, der Arbeitgeber versuche die ausstehende 
Zahlungen zu umgehen.  
 
2.3.9 Rechtsfolgen 
 
§ 36 AngG enthält in seinem Abs 1 eine Rechtsfolgeanordnung. Die 
Formulierung ‚ist nur insoweit wirksam’ hat zu verschiedenen 
Interpretationen geführt. Ein Teil der Lehre versteht darunter das 
richterliche Mäßigungs- und Einschränkungsrecht204; andere sehen 
darin eine Möglichkeit, an bestimmte Verletzungen Teilnichtigkeit gem 
§ 819 Abs 2 ABGB oder Nichtigkeit gem § 879 ABGB zu knüpfen. Das 
Vorliegen der Nichtigkeit eines Rechtsgeschäfts bedeutet seine 
vollkommene Rechtsunwirksamkeit / Unverbindlichkeit und zwar von 
Anfang an205. Der Vertrag kommt also von vornherein nicht, auch nicht 
scheinbar, gültig zustande. Es liegt gar kein gültiges Rechtsgeschäft 
vor. Es bedarf daher auch keiner gerichtlichen Geltendmachung, um die 
Ungültigkeit des Geschäfts zu bewirken. Eine gerichtliche Feststellung 
ist aber uU doch nötig, wenn der Geschäftspartner die Nichtigkeit 
bestreitet. Zu unterscheiden ist die absolute (dh eine für alle Personen 
bestehende) von der relativen Nichtigkeit; hier kann sich nur eine 
bestimmte (Vertrags)Partei auf die Unwirksamkeit des 
Rechtsgeschäfts berufen zB wenn das Gesetz nur den Schutz eines 
Vertragsteils bezweckt, wie bei der Frage der Gültigkeit der 
                                                                    
204 Vgl Breidenbach/Baller (Hrsg), Handbuch Wirtschaft und Recht in Osteuropa 92 (2010) 
417. 
205 Vgl SZ 24/304. 
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Konkurrenzklausel206. Absolut nichtige Geschäfte verstoßen gegen 
fundamentale Interessen der Rechtsordnung. Dh es kann sich daher 
nicht nur jedermann auf ihre Nichtigkeit berufen, sondern diese kann 
auch ohne zeitliche Begrenzung geltend gemacht werden. Neben der 
(Voll-) Nichtigkeit kann auch die Teil-Nichtigkeit relevant sein, bei der 
nicht das Ganze, sondern nur ein Teil des Rechtsgeschäfts ungültig ist. 
Die gesetz- oder sittenwidrige Klausel wird als nichtig aus dem Vertrag 
herausgenommen, der Rest des Vertrags bleibt bestehen. Bei 
Teilnichtigkeit hat der geschützte Vertragsteil die Wahl, ob er die 
Konkurrenzklausel gegen sich gelten lassen will oder ob er die 
Gültigkeit geltend macht207. Das Vorliegen der Nichtigkeit eines 
Rechtsgeschäfts hat dessen vollkommene 
Rechtsunwirksamkeit/Unverbindlichkeit und zwar von Anfang an, zur 
Folge. Der Vertrag kommt also von vornherein nicht, auch nicht 
scheinbar, gültig zustande. Es liegt kein gültiges Rechtsgeschäft vor 
und bedarf daher auch keiner gerichtlichen Geltendmachung, um die 
Ungültigkeit des Geschäfts zu bewirken. 
 
Anders der OGH, nach dessen Ansicht die Vereinbarung einer 
Konkurrenzklausel in einem weiteren Umfang, als sie als wirksam 
angesehen werden kann, nicht ihre gänzliche Unwirksamkeit zur Folge, 
es hat vielmehr in seinem solchen Fall das richterliche Mäßigungsrecht 
Platz zu greifen208. 
 
Die Übertretungen der anderen Beschränkungen führen, bis auf die 
Minderjährigkeit, deren Missachtung zur Totalnichtigkeit führt, 
                                                                    
206 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 389 ff. 
207 Vgl Schwarz, in FS Hämmerle 361 ff; Tomandl, Arbeitsrecht II 3 (1995) 299. 
208 Vgl OGH 4 Ob 29/68; LG Graz 2 Cg 27/69. 
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regelmäßig zur Teilnichtigkeit, mit der Folge, dass die Zulässigkeit vom 
Richter auf das gesetzlich akzeptierte Niveau eingeschränkt209. 
 
Die Möglichkeit, sich auf relative Nichtigkeit zu berufen, ist mE einem 
bestimmten Personenkreis vorbehalten, und knüpft an dem 
Schutzzweck der Norm an. Der Schutzzweck des § 36 AngG, wie schon 
oben ausgeführt, umfasst den Arbeitnehmer, dessen Schutzbedürfnis 
gegenüber den Interessen des Arbeitgebers überwiegt. 
 
2.4 Sittenwidrigkeit  
 
Gem § 879 ABGB ist ein Vertrag nichtig, der gegen die guten Sitten 
verstößt. Diese etwas altmodische aber im juristischen Bereich schon 
lange als Terminus Technicus etablierte Formulierung spiegelt aber nur 
die Befindlichkeiten der Gesellschaft wieder und wurde weitgehend 
vom § 1 UWG neu (2007) erfasst.  
 
Sittenwidrig könnte in diesem Zusammenhang ein Vertrag mit 
Konkurrenzklausel sein, wenn der Vertrag unter großem psychischem 
Druck durch den Arbeitgeber zustande gekommen ist. Darüber hinaus 
kann die Konkurrenzklausel inhaltlich sittenwidrig sein. Das ist dann 
der Fall, wenn eine Kneblung des Arbeitnehmers vorliegt, also dem 
Arbeitnehmer die nachvertragliche Erwerbstätigkeit unmöglich 
gemacht wurde210. Darüber hinaus gilt als sittenwidrig, wenn neue 
Arbeitgeber die Verpflichtung zur Zahlung der Konventionalstrafe des 
Arbeitnehmers übernommen hat, weil er damit den Bruch der 
                                                                    
209 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitskräften (2005) 69. 
210 Vgl OGH 4 Ob 10/75; EvBl 1976/9 S 18. 
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Konkurrenzklausel in einer über den Abschluss eines Dienstvertrages 
hinausgehenden Weise gefördert hat. Sein Verhalten ist daher, weil er 
im geschäftlichen Verkehr zu Zwecken des Wettbewerbs gehandelt 
hat, als sittenwidrig iSd § 1 UWG zu beurteilen211 (dazu später).  
 
2.5 Verleitung zum Vertragsbruch 
 
Verleiten zum Vertragsbruch definiert sich nach hL als Summe aller 
Verhaltensweisen, die gesetzt werden, bevor der Vertragsbrecher 
seinen Willensentschluss zum Vertragsbruch setzt212. 
 
Folgt man dem OGH, so liegt ‘Verleiten’ vor, wenn jemand den Willen 
des durch einen Vertrag gebundenen dahin gehend zu beeinflussen 
versucht, dass dieser die bestehenden vertraglichen Verpflichtungen 
zu verletzen versucht213.Dabei wird nicht nur die erfolgreiche 
strafrechtliche Anstiftung verstanden, sondern jegliches Einwirken 
insofern, dass der vertraglich Gebundene einen Vertragsbruch begeht, 
auch wenn dessen Widerstand von Anfang an sehr gering war. Sohin ist 
das Vorliegen eines Vertragsbruchs bereits dann zu bejahen, wenn der 
verleitete Vertragsbrecher schon vor dem Einwirken des Verleiters 
ohnehin bereits zum Vertragsbruch entschlossen war214. Daher ist 
bereits der Versuch der Verleitung zum Vertragsbruch als 
wettbewerbswidrig nach dem UWG zu werten und führt gem § 1301 
ABGB verschuldensunabhängig zu einer Haftung des Headhunters und 
                                                                    
211 Vgl OGH  4 Ob 290/02d. 
212 Vgl Gruber, Wettbewerbswidrigkeit II, 435. 
213 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitnehmern, Diss 2005, S 18. 
214 Vgl OGH 4 Ob 115/94; ÖBl 1995, 159. 
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daher zu einer Schadenersatzpflicht215, ‘auch wenn keine Arglist 
erweislich ist’.  
 
2.5.1 Vertragsbruch nach ABGB 
 
Folgt man den einschlägigen §§ des ABGB so ergibt sich die Frage nach 
der Haftung bei vorzeitiger Vertragsauflösung durch den 
Dienstnehmer, die einen Vertragsbruch darstellt. Der Vertragsbruch 
eines Arbeitsvertrages von Seiten des Dienstnehmers ist eine 
vorzeitige Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den Dienstnehmer 
und wird in Österreich Austritt genannt. Die vorzeitige Auflösung kann 
rechtlich korrekt, dh ohne Schadenersatzfolgen gegen den 
Auflösenden, nur aus wichtigem Grund erfolgen. Gem § 26 AngG, in 
dem die Gründe taxativ aufgezählt sind, handelt es sich im Großen und 
Ganzen um die persönliche Unfähigkeit zur Leistungserbringung durch 
den Arbeitnehmer, die arbeitsvertragliche Nicht-Erfüllung durch den 
Arbeitgeber, wozu die Entgelt-Vorenthaltung zählt, Angriffe gegen 
Leib und Leben und die Ehre sowie Verweigerung der Erfüllung der 
gesetzlichen Verpflichtungen zum Schutze von Leib und Leben und der 
Ehre des Arbeitnehmers. Alle anderen Austritte erfolgen ohne 
wichtigen Grund und berechtigen daher nicht zum vorzeitigen Austritt. 
Die Annahme eines ungerechtfertigten vorzeitigen Austrittes setzt 
voraus, dass der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber unmissverständlich 
den Willen zum Ausdruck bringt, dass er das Arbeitsverhältnis ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfrist beenden will. Dieser Wille kann 
mündlich, schriftlich oder auch schlüssig zum Ausdruck gebracht 
werden, wenn das Verhalten des Arbeitnehmers unter 
                                                                    
215 Vgl Dullinger, Schuldrecht, Allgemeiner Teil 3 (2008) Rz 19 f. 
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Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles für den Arbeitgeber 
keinen vernünftigen Grund übrig lässt, am Willen des Arbeitnehmers 
zum vorzeitigen Austritt zu zweifeln216. 
 
Oftmals geraten Arbeitnehmer, die sich Abwerben lassen, in ein 
Dilemma: der neue Job klingt nach dem ‘Traumjob’, aber der neue 
Arbeitgeber will auf keinen Fall länger als einen Monat auf den neuen 
Arbeitnehmer warten, jedoch die Kündigungsfrist beim alten 
Arbeitgeber beträgt zB drei Monate. Nach kurzem Überlegen wählen 
manche Arbeitnehmer den Weg der vorzeitigen einseitigen 
Vertragsbeendigung und erklären den Austritt, erklären den Austritt zu 
einem bestimmten Termin, oder erscheinen einfach nicht mehr zum 
Dienst. 
 
Gem § 1162a ABGB kann der Dienstgeber in diesem Fall Schadenersatz 
vom Dienstnehmer verlangen und den Wiedereintritt in das 
Dienstverhältnis oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung. Der 
entstehende Schaden kann sich nun im Fehlen der Dienstleistung durch 
den ausgetretenen Arbeitnehmer manifestieren, zB bedient der 
Arbeitnehmer eine bestimmte Maschine, wofür er eine spezielle 
Ausbildung genossen hat. Es gibt im Unternehmen nur einen Zweiten, 
der diese Maschine bedienen kann, und der ist zur Zeit des Austritts in 
länger anberaumtem Krankenstand. Durch den Entfall der Maschine 
entstehen dem Unternehmer jeden Tag Produktionsausfälle, daraus 
folgend entstehen Lieferverzögerungen, durch die Pönale Zahlungen 
fällig werden. Die eiligst in Auftrag gegebenen Suchprozesse für einen 
Arbeitnehmer, der diese Maschine schon bedienen kann, verursachen 
                                                                    
216 Vgl Hinter, Verständigungsloses Fernbleiben vom Dienst, (2007) WKO Newsletter, 1. 
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ebenso Kosten, wie der Umstand, dass der gefundene Nachfolger zwar 
die Maschine bedienen kann und sofort einsatzbereit wäre, aber 
erheblich mehr Gehalt verlangt als der ausgetretene Arbeitnehmer217. 
Zum Schaden zählen nun die Kosten, die mit dem tatsächlich kausalen 
Ausfall des ausgetretenen Arbeitnehmers zusammenhängen, dh die 
Produktionsausfälle, die Pönalzahlungen für die verzögerten 
Lieferungen für die Dauer der regulären Kündigungsfrist, sowie die 
Entgeltmehrkosten für den Neuen während der regulären 
Kündigungsfrist des ehemaligen Arbeitnehmers. Reguläre 
Kündigungsfrist bedeutet, dass zur Berechnung des Zeitparameters 
fiktiv davon ausgegangen wird, der Arbeitnehmer hätte 
ordnungsgemäß gekündigt, und die Zeitspanne zwischen Austritt und 
ordentlicher Kündigung ist die in Frage kommende Zeitspanne für 
Schadenersatzansprüche. Nicht zum ersetzbaren Schaden zählen die 
Suchkosten, dh die Kosten für den Personalberater, da es sich um sog 
Sowieso-Kosten218 handelt, die auch aufgetreten wären, hätte der 
Arbeitnehmer ordnungsgemäß gekündigt219. Da der § 1162a ABGB 
ausdrücklich die Schadenersatzpflicht des Arbeitnehmers, der ohne 
wichtigen Grund (und ohne Verschulden des Dienstgebers) vorzeitig 
austritt, normiert, ist das Verschulden bereits indiziert, wenn kein 
wichtiger Grund für den vorzeitigen Austritt gem § 26 AngG (wie schon 
oben ausgeführt) vorliegt220. 
 
Was die Beweislast betrifft, so tritt Beweislastumkehr gem § 1298 
ABGB ein, bei Verletzung bereits bestehender schuldrechtlicher 
                                                                    
217 Vgl OGH 8 ObA 41/02 s. 
218 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 247. 
219 Vgl Knell, Austritt, Personalmanager (2007) 1, 34. 
220 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4, 148. 
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Sonderbeziehungen muss der vermeintliche Schädiger beweisen, dass 
ihn am Schaden kein Verschulden trifft221.  
 
Gemäß § 32 AngG hat der Richter – wenn beide Teile ein Verschulden an 
dem Rücktritt oder der vorzeitigen Lösung des Dienstverhältnisses 
trifft – nach freien Ermessen zu entscheiden, ob und in welcher Höhe 
ein Ersatz gebührt. Kommt das Gericht zur Auffassung, dass der 
Dienstgeber ein Verhalten gesetzt hat, dass zusätzlich bzw unabhängig 
von dem für den vorzeitigen Austritt ist, kann es ein Mitverschulden 
des Dienstgebers feststellen222. 
 
Der Wiedereintritt in das Dienstverhältnis ist in der Praxis äußerst 
problematisch, da meist weder der Arbeitgeber noch der Arbeitnehmer 
gesteigertes Interesse daran haben, das Dienstverhältnis fort zu 
führen. Die Gerichtspraxis sieht daher in erster Linie der Schadenersatz 
statt des Wiedereintrittes vor223. 
 
Hat der Headhunter den Dienstnehmer dazu ‚angestiftet’, den Austritt 
zu praktizieren, haftet primär mE dennoch der Dienstnehmer, da es 
sich um die Verletzung eines zweipersonalen Verhältnisses handelt, 
und der Schaden dennoch ursächlich vom Dienstnehmer verursacht 
wird und nicht von Headhunter. Darüber hinaus ist nicht anzunehmen, 
dass der Headhunter in Schädigungsabsicht handelt, sondern lediglich 
um Geld zu verdienen, möglich ist allerdings ein Eventualvorsatz, 
wonach er den eintretenden Schaden wohl für möglich hält und ihn in 
                                                                    
221 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12 301 f.  
222 Vgl Kapp, Newsletter 2 (2007) 1, http://www.kapp.at/modules/content/download/KAPP-
Nov07.pdf [19-06-2010]. 
223 Vgl OGH 4 Ob 56/96. 
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Kauf nimmt224. Außerdem könnte er bewusst fahrlässig handeln, 
bewusste Fahrlässigkeit liegt vor, wenn der Headhunter den 
Schadenseintritt zwar für möglich hält, aber darauf vertraut, dass er 
schon nicht eintreten werde225. ME weiß ein Headhunter über 
Arbeitsvertragsbeendigungsmodalitäten Bescheid, auch wenn er kein 
Jurist ist, da dies zu seinem Kerngeschäft und Basis Know-how gehört. 
Die Art und Weise, wie der begehrte Arbeitnehmer seinen Vertrag 
beendet, ist dem Headhunter mE gleichgültig. Ihm geht es nur darum, 
dass der Abgeworbenen wunschgemäß zur Verfügung steht, wie, ist 
nicht von Interesse. Für den Fall, dass doch eine Anstiftung vorliegt, in 
dem Sinn, dass der Headhunter den Arbeitnehmer auffordert, 
auszutreten, weil er dann schneller seinem neuen Arbeitgeber zur 
Verfügung stehen kann, so mag vorsätzlich handeln. § 1301 iVm 1302 
ABGB legt die solidarische Haftung beider Schädiger, hier der vorzeitig 
austretenden Arbeitnehmer und der Headhunters, fest.  
 
Bezüglich der Beweislast obliegt die Beweisführung dem Geschädigten 
gem § 1296 ABGB.  
 
2.5.2 Vertragsbruch nach GewO 
 
Vom Arbeitnehmerbegriff der GewO umfasst sind nach heutiger 
Auffassung (das Gesetz ist von 1859 und einige §§ sind noch in Kraft) 
auch Facharbeiter226, also durchaus hoch qualifizierte Arbeitnehmer 
aus dem Arbeiterbereich. Gem § 86 GewO 1859 haftet der 
Gewerbeinhaber, der einen (Hilfs-) Arbeiter zur vorzeitigen 
                                                                    
224 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 300 ff. 
225 Vgl Mayerhofer, Schuldrecht I, 297. 
226 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitnehmern, Diss Uni Wien (2004) 96 ff. 
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ungerechtfertigten Vertragsauflösung verleitet, oder ihn in Kenntnis 
der unrechtmäßigen Vertragsauflösung des Arbeitsverhältnisses in 
Arbeit nimmt, mit jenem solidarisch und kann schadenersatzpflichtig 
werden. Zu einer solidarischen Haftung des neuen Arbeitgebers und 
einer Schadenersatzpflicht kann es in jenem Fall kommen, in dem 
durch die weitere Verpflichtung des Arbeitnehmers durch den 
Arbeitgeber der Vertragsbruch des Arbeitnehmers bewusst ausgenützt 
wird. Die Verleitung zum Vertragsbruch ist später vom UWG erfasst 
worden. 
 
2.5.2.1 Begriff ‘Hilfsarbeiter’ 
 
Den Begriff ‘Hilfsarbeiter’ erklärt das Gesetz selbst: In § 73 GewO 1859 
findet sich eine Legaldefinition, wonach ein Hilfsarbeiter eine Person 
ist, die bei einem Gewerbeunternehmer in Beschäftigung steht, und 
Arbeit als Gehilfe, Fabrikarbeiter oder Lehrling, oder sonstige 
untergeordnete Hilfsdienste verrichtet. Gehilfen sind Handelsgehilfen, 
Kellner und Kutscher. Jedenfalls ausgenommen sind Arbeitnehmer, die 
höhere Dienste verrichten.  
 
Nach aktueller Judikatur und Literatur ist der Begriff ‘Hilfsarbeiter’ ex 
lege historisch zu betrachten, und folglich der heutigen Zeit 
anzupassen. Sohin umfasst er überdies durchaus hoch qualifizierte 
Facharbeiter, da auch im Arbeiterbereich durch den Wandel der 
Gesellschaft und die fortschreitende Technisierung eine Tendenz zu 
durchwegs höheren Qualifikationen und einer Aufwertung der 
Tätigkeiten festzustellen ist227.  
                                                                    
227 Vgl OLG Linz 12 Ra 73/88; OGH 8 Ob A 293/95. 
160 Einfachgesetzliche Betrachtung 
 
 
2.5.2.2 Begriff ‘Gewerbeinhaber’ 
 
Gewerbeinhaber beschränkt sich ex lege auf kein bestimmtes oder 
gleiches oder ähnliches Gewerbe oder Branche. Jeder Gewerbeinhaber 
ist sohin erfasst du kann somit zum Schadenersatz verpflichtet 
werden.  
 
2.5.2.3 Begriff ‘vor rechtmäßiger Beendigung des 
früheren Arbeitsverhältnisses’ 
 
Diese Formulierung kann sich nur auf eine wirksame Kündigung unter 
Einhaltung der gesetzmäßigen Kündigungsfrist, nach deren Ablauf das 
Arbeitsverhältnis rechtmäßig endet. Danach kann der Arbeitnehmer 
eine Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber annehmen ohne 
Schadenersatzansprüche auszulösen. 
 
2.5.2.4 Abgrenzung Konkurrenzverbot 
 
Gem § 82 lit e GewO 1859 darf ein Hilfsarbeiter ohne Einwilligung seines 
Arbeitgebers keine der derzeitigen Verwendung abträgliche 
Nebenbeschäftigung betreiben, andernfalls er einen Entlassungsgrund 
setzt. Allerdings handelt es sich hier mE der Sache nach, folgt man der 
Ausdrucksweise des Gesetztes, um ein Nebenbeschäftigungsverbot, 
nicht um ein Konkurrenzverbot228. Die Überlegung des Gesetzgebers 
war wohl, dass der Arbeiter dem Arbeitgeber seine volle Arbeitskraft 
ungeteilt zur Verfügung stellt und nicht durch einen 
                                                                    
228 Vgl Resch, Arbeitsvertrag, 86f; Brodil/ Risak/ Wolf, Arbeitsrecht 2 Rz 257. 
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Nebenbeschäftigung welcher Art auch immer abgelenkt oder in 
Anspruch genommen wird. 
 
Eine unerlaubte Nebenbeschäftigung auszuüben ist ein Verstoß gegen 
das Konkurrenzverbot des § 7 Abs 1 AngG, demnach ohne Zustimmung 
des Dienstgebers im Geschäftszweig des Dienstgebers keine wie auch 
immer gearteten Geschäft gemacht werden dürfen.  
 
2.5.3 Vertragsbruch nach UWG 
 
Vertragsbruch ist jede Verletzung einer wesentlichen Vertragspflicht229. 
Beim Arbeitsvertrag ist das vonseiten des Arbeitnehmers das 
grundlose Einstellen oder das Fernbleiben von der Arbeit. Die 
Vertragsverletzung an sich begründet nach hL nach dem UWG keinen 
Anspruch, ausgenommen es kommt zum Hinzutreten weiterer 
Umstände, die nach § 1 UWG als wettbewerbswidrig zu qualifizieren 
sind. Dies ist dann der Fall, wenn der Abwerber den Dienstnehmer aktiv 
zum Vertragsbruch verleitet230. Die Verleitung zum Vertragsbruch stellt 
einen unmittelbaren Angriff auf den Wettbewerb des Mitbewerbers 
dar, da dieser zwar mit einer Beendigung des Vertrages durch den 
Vertragspartner, also einer Kündigung, rechnen muss, aber nach 
gängigem Vertragsverständnis nicht mit der Verleitung zum 
Vertragsbruch, also mit einem Eingriff eines Dritten231. Der Headhunter 
muss mit dem Bestehen eines aufrechten Dienstvertrags rechnen, 
wobei Eventualvorsatz genügt, dh der Headhunter hat den 
Vertragsbruch des Arbeitnehmers bewusst in Kauf genommen. Dazu ist 
                                                                    
229 Vgl Gruber, Wettbewerbswidrigkeit II, JBL 2002, 430. 
230 Vgl Koppensteiner, Österreichisches und europäisches Wettbewerbsrecht 3, § 33 Rz 106. 
231 Vgl Koppensteiner, WBl 1995, I. 
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für eine Zurechnung zu § 1 UWG das Hinzutreten von aktivem Einwirken 
auf den abzuwerbenden Arbeitnehmer erforderlich.  
 
Falls sich die Mitarbeiter ohne Einwirkung von außen dazu 
entscheiden, das Unternehmen mehr oder weniger gleichzeitig zu 
verlassen, um als neues Team weiterzuarbeiten, müsste der 
Arbeitgeber nachweisen, wer als ‘treibende Kraft” dahinter steht, da 
ein etwaiger Schadenersatz an ein Verschulden gebunden ist. Lediglich, 
wenn dieser Beweis gelingt, könnte eine wettbewerbliche 
Kampfmaßnahme eines (zukünftigen) Konkurrenten vorliegen. Für 
denjenigen Mitarbeiter, der sich hier als maßgebend herausstellt, 
besteht jedoch immer das Risiko, dass einer der abgeworbenen 
Mitarbeiter sich doch entschließt, wahrheitsgemäß auszusagen. In 
diesen Fällen hat dann der geschädigte Arbeitgeber einen Zeugen zur 
Verfügung, der im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung 
bestätigen wird, dass er vom betreffenden Mitarbeiter oder 
Konkurrenten konkret auf eine Wettbewerbstätigkeit angesprochen 
wurde, dass er den Eindruck hatte, dass sein Übertritt systematisch 
geplant war, bzw dass sein Entschluss zu diesem Übertritt bewusst 
geweckt oder gefördert werden sollte232. 
 
Der Abteilungsleiter eines Softwareunternehmens beschließt, seinen 
bestehenden Job aufzugeben; er will entweder zur Konkurrenz 
wechseln oder sich selbstständig machen. Er beschließt, sich im 
bestehenden Team ‘umzuhören’, ob Mitarbeiter ihm folgen würden. 
Dies ist für den Arbeitgeber umso unerfreulicher, da das betroffene 
Team aus den Programmierern besteht, die ursprünglich die 
                                                                    
232 Vgl Scheed, Abwerbung von Arbeitnehmern? in Erfolgsmagazin 08/ 2008, S 21. 
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Basisstruktur der gegenständlichen Software entwickelt hatten. Für 
die Programmierer wäre es natürlich reizvoll, durch geringfügige 
Adaption eine ähnliche Software auf den Markt zu bringen, wodurch 
Entwicklungszeit und -kosten gespart werden könnten. 
 
In vielen Fällen steckt ein Konkurrenzbetrieb hinter solchen 
Abwanderungstendenzen. Es Sind Fälle bekannt, in denen ein 
Konkurrenzunternehmen - dokumentiert durch interne Papiere - die 
Entwicklung einer konkurrenzierenden Software vorab mit dem 
betreffenden Abteilungsleiter besprochen hatte. Im Zuge der 
Vorbereitung dieses Übertritts zur Konkurrenz ließen sich manche 
Dienstnehmer sogar hinreißen, während aufrechtem Vertragsverhältnis 
zum alten Arbeitgeber Informationen an die Konkurrenz 
weiterzuleiten. 
 
Die Rechtsfolgen nach dem UWG bestehen darin, dass der geschädigte 
Mitbewerber Unterlassung und Schadenersatz begehren kann. Nach 
dem UWG ist aber auch die Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
besonders erleichtert, da im raschen Wirtschaftsleben gerichtliche 
Hilfe ohne vorläufigen Rechtsschutz in den meisten Fällen zu spät 
kommen würde. In den Fällen eines systematischen Abwerbens kann 
dies zB bedeuten, dass ein Einstellungsverbot an den unlauteren 
Mitbewerber mittels einstweiliger Verfügung abgesichert wird. Das 
Gericht untersagt dann dem rechtswidrig handelnden Konkurrenten, 
für die Dauer des Rechtsstreits, die betreffenden Arbeitnehmer 
einzustellen bzw. sonst wie im Unternehmen zu beschäftigen233. Für 
einen Verstoß genügt Eventualvorsatz, dh der Headhunter muss mit 
                                                                    
233 Vgl Scheed, Erfolgsmagazin 08/ 2008, S 23. 
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der Möglichkeit des Bestehens eines aufrechten Dienstverhältnisses 
gerechnet haben und den Vertragsbruch bewusst in Kauf genommen 
haben. Das Hinzutreten von zusätzlichen Umständen, wie verwerfliche 
Methoden oder verpönte Motive, ist nicht erforderlich, da die aktive 
Beeinflussung des Vertragsbrechers genügt234. 
 
Weitere, oft wenig beachtete Rechtsfolgen können sich aus den 
strafrechtlichen Bestimmungen des UWG ergeben. So wäre zB das 
Abspeichern von Betriebsdaten noch während aufrechtem 
Vertragsverhältnis dann strafbar, wenn der Dienstnehmer sich 
ausschließlich die dauernde und sichere Kenntnis dieser Daten 
verschaffen will, um diese Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse nach 
Ende des Dienstverhältnisses zu verwerten. Nach dem UWG wäre auch 
ein vorsätzlich handelnder Dritter strafbar, der eine im oben 
genannten Sinne ausgespähte, dh vorbereitete Information erst nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses erhält. 
 
Darüber hinaus sind einerseits Schadenersatzansprüche denkbar, mit 
denen der Arbeitgeber aufrechnet. Andererseits kann der Arbeitgeber, 
sofern er dem untreuen Arbeitnehmer noch während aufrechtem 
Vertragsverhältnis auf die Schliche kommt, eine Entlassung 
aussprechen, die zum Verlust zB von Abfertigungsansprüchen führt235. 
 
                                                                    
234 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm, Wettbewerbsrecht 22, Rz 584. 
235 Vgl Breiter, Die Abwerbung nach UWG, RdW 2008/5, 12. 
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2.6 Ausnützen fremden Vertragsbruchs 
 
Von der Verleitung zum Vertragsbruch, die ein aktives Einwirken des 
Verleiters erfordert, ist das Ausnützen fremden Vertragsbruches zu 
unterscheiden, bei dem durch einen außerhalb des 
Vertragsverhältnisses stehenden Dritten der Vorteil aus dem 
Vertragsbruch gezogen wird. Der abwerbende Unternehmer, der der 
Auftraggeber des Headhunters ist, nützt den Vertragsbruch des 
anderen, der der Arbeitnehmer ist, zu seinen Gunsten aus. Den 
Vertragsbruch selbst hat er weder in Auftrag gegeben noch initiiert 
noch sonst auf irgendeine Art aktiv mitgewirkt.  
 
Da die Rechtsordnung unterschiedliche Konsequenzen an die 
‘Verleitung zum Vertragsbruch’ und das ‘Ausnützen eines fremden 
Vertragsbruchs’ knüpft, ist eine Abgrenzung erforderlich. Das 
Ausnützen fremden Vertragsbruchs besteht darin, dass zum 
eigentlichen Vertragsbruch nicht aktiv zugetan wird, sei es, dass der 
Dienstnehmer von sich aus den Vertragsbruch begangen hat, oder sei 
es, dass ihn der Headhunter angestiftet hat und der Auftrag gebende 
Unternehmer nun in den Genuss des Ergebnisses kommt. Nach hL 
definiert sich das ‘Verleiten zum Vertragsbruch’ als Summe aller 
Verhaltensweisen, die gesetzt werden, bevor der Umworbene seinen 
Willensentschluss zum Vertragsbruch fasst und deren kausaler Einfluss 
auf den Willensentschluss objektiv möglich ist236. 
 
Der OGH versteht unter ‘Verleiten zum Vertragsbruch’ nicht nur die 
erfolgreiche Anstiftung im strafrechtlichen Sinn, sondern jedes 
                                                                    
236 Vgl Gruber, Wettbewerbswidrigkeit II, JBl 2002, 427. 
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bewusste Hinwirken darauf, dass der andere einen Vertragsbruch 
begeht, mag auch der Widerstand, den er dabei vorfindet, noch so 
gering sein237. 
 
Die Bewertung des Tatbestandes ist in der Entwicklung der 
Rechtsprechung des OGH von Wandel gekennzeichnet, ebenso wie in 
der Lehre. War früher das Ausnützen eines fremden Vertragsbruchs 
bereits unmoralisch und verpönt und wurde als rechtswidrig gewertet, 
so ist nach jetziger ständiger Rechtsprechung du hL das Ausnützen 
alleine eines fremden Vertragsbruchs nicht mehr als Verstoß gegen § 1 
UWG zu werten, ohne dass weitere Umstände hinzutreten. 
Wettbewerbswidrigkeit ist nur dann vorliegend, wenn der Dritte den 
Vertragsbruch irgendwie aktiv gefördert oder mitbewirkt hat238. 
Folglich liegt ‘Ausnützen eines fremden Vertragsbruchs’ vor, wenn der 
Ausnützende den Vertragsbruch selbst nicht aktiv gefördert, 
herbeigeführt oder beigetragen hat239. Das Ausnutzen eines fremden 
Vertragsbruchs begründet nur dann keinen Verstoß gegen § 1 UWG, 
wenn dieser Dritte den Vertragsbruch selbst nicht irgendwie bewusst 
gefördert oder sonst aktiv dazu beigetragen hat240. Zusammenfassend 
lässt sich sagen, dass der Geschädigte jedenfalls keinen 
Schadenersatzanspruch an den neuen Arbeitgeber hat, solange er den 
Vertragsbruch des Arbeitnehmers nicht aktiv gefördert hat.  
 
                                                                    
237 Vgl OGH 4 Ob 71/94. 
238 Vgl OGH 4 Ob 372/78 und OGH 4 Ob 387/84; OGH 4 Ob 115/94. 
239 Vgl Winter, Das Abwerben von Arbeitnehmern, 2005, 24. 
240 Vgl OGH 4 Ob 37/90. 
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2.7      Dienstnehmerkündigung unter Verkürzung der 
Kündigungsfrist 
 
In gehobenen Positionen ist es durchaus üblich, die Kündigungsfrist 
einseitig, von Seiten des Dienstnehmers aus, zu verkürzen. In 
Führungs- und Spezialisten- Positionen sind die Kündigungsfristen 
meist sehr lange sind, oft bis zu sechs Monaten, was einerseits den 
Grund darin finden kann, dass ein Entscheidungsträger und/oder 
Keyperformer sehr lange im Unternehmen gehalten werden soll und 
möglicherweise eine Hemmschwelle finden sollen, sich schnell 
verändern zu wollen. Andererseits kommt es Unternehmenssicht vor, 
dass der Arbeitnehmer tatsächlich eine so breit gefächertes 
Verantwortungsgebiet hat, dass es wirtschaftlich schwierig für das 
Unternehmen wäre, würde der Mitarbeiter das Unternehmen verlassen 
ohne sein Wissen rechtzeitig an einen Nachfolger weitergegeben zu 
haben. Allerdings bringt das den Arbeitnehmer in ein Dilemma, da der 
neue Arbeitgeber meist nicht so lange auf seinen neuen Mitarbeiter 
warten möchte. In Zeiten der Kurzfristigkeit und Schnelllebigkeit, und 
besonders nach Wirtschaftskrisen, ist bei Veränderungswünschen auch 
zeitliche Flexibilität der Arbeitnehmer erforderlich. 
 
Der Arbeitnehmer kündigt, teilt aber in seinem Kündigungsschreiben 
mit, dass er das Unternehmen zu einem früheren Zeitpunkt verlässt als 
vereinbart, dh er verkürzt einseitig die Kündigungsfrist, was insofern 
problematisch ist, als der Arbeitsvertrag, in dem die Kündigungsfrist 
entweder explizit vereinbart ist, oder aber in dem auf das Gesetz 
verweisen wird, ein zweiseitig verbindliches Rechtsgeschäft ist, und 
daher zu seiner Änderung und Beendigung die Willenserklärung beider 
Vertragsparteien vorliegen muss. Die Folgen sind theoretisch 
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dieselben, wie beim vorzeitigen Austritt: der Arbeitnehmer kann 
schadenersatzpflichtig werden, wenn das Unternehmen nachweist, 
dass durch seine vorzeitige Kündigung Wissen verloren geht oder 
wirtschaftliche Nachteile sonstiger Art entstehen, die bei 
ordnungsgemäßer Einhaltung der Kündigungsfrist nicht entstünden. 
Nicht zum Schaden zählen Sowieso Kosten wie die Rekruitingkosten. In 
der Praxis ist eine Verkürzung auf 6 Wochen meist unproblematisch, 
außer der Weggang des Arbeitnehmers führt zu einem 
Betriebsstillstand. In dem Fall kosten den Arbeitgeber die 
Rechtsanwalts- und Prozesskosten mehr als der Schadenersatz bringen 
kann, daher verzichten Arbeitgeber meist auf eine Klage. 
 
2.8 Unterstützung bei ordnungsgemäßer 
Vertragsauflösung 
 
Hat der Arbeitnehmer ordnungsgemäß unter Einhaltung der 
Kündigungsfrist und aller gesetzlicher und etwaiger vertraglicher 
Vorschriften seinen Dienstvertrag gekündigt, so stellt sich die Frage, 
ob eine Beeinflussung eines Dritten von rechtlicher Bedeutung ist, also 
ob Schadenersatzansprüche gegen den Headhunter, der den 
Arbeitnehmer sei es aktiv durch Überredung oder passiv, nur durch das 
Anbieten eines neuen Jobs, zur ordentlichen Kündigung motiviert hat. 
Grundsätzlich ist die Unterstützung bei ordnungsgemäßer 
Vertragsauflösung nach ständiger Rspr zulässig, allerdings kann bei 
Verwendung verwerflicher Methoden oder/und bei Verfolgung 
verwerflicher Ziele Wettbewerbswidrigkeit vorliegen. Man denke an 
jenen Fall, wo der neue Arbeitgeber bei seinen Konkurrenten 
Schlüsselarbeitskräfte abwirbt, um diesen zu schädigen. In diesem Fall 
ist das Vorliegen von verwerflichen Zielen zu bejahen, auch wenn der 
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Anstifter die abzuwerbenden Arbeitnehmer ‘nur’ zu einer 
ordnungsgemäßen Vertragsauflösung bewegt241. In der 
Rechtsprechung wird auch immer wieder das planmäßige Abwerben 
von Arbeitnehmern als verwerflich angesehen, da das verwerfliche 
Motiv indiziert wird242. Die Planmäßigkeit alleine ist nach stRspr noch 
kein Fall von Unlauterkeit, da an sich ein neutraler Begriff. Allerdings 
wird beim Hinzutreten von weiteren Kriterien durchaus eine 
Unlauterkeit anzunehmen sein. Ein solches Kriterium ist, angelehnt an 
ein subjektives Unrechtselement, zB das Hinzutreten von 
Schädigungsabsichten oder zumindest Störungsabsichten bezogen auf 
den Konkurrenzbetrieb. Darüber hinaus können auch irreführenden 
oder herabsetzende Äußerungen des Abwerbers über den ehemaligen 
Arbeitgeber Schädigungs- oder Störungsabsichten indizieren, sowie 
unwahre Behauptungen zB über bevorstehenden Entlassungen oder 
Insolvenzverfahren, Strafverfahren des Firmenchefs; und 
Überrumpelung des Arbeitnehmers wie die Bereitstellung von 
vorgefertigten Kündigungsschreiben. Nach Ansicht des OGH muss die 
Einflussmaßnahme eine wettbewerbliche Kampfmaßnahme sein, die 
Schädigungsabsicht erkennen lässt243.  
 
2.9 Rücktritt vom Vertrag vor Arbeitsbeginn 
 
Gem § 19 Abs 2 AngG ist ein Probemonat vorgeschrieben (auf das 
natürlich einvernehmlich auch verzichtet bzw das verkürzt werden 
kann) in dem das Dienstverhältnis jeden Tag von jeder Vertragspartei 
ohne Angabe von Gründen gekündigt werden kann. Folglich kann das 
                                                                    
241 Vgl Winter, Abwerbung von Arbeitnehmern, Diss 2005, 24. 
242 Vgl OGH 4 Ob 119/88. 
243 Vgl OGH 4 Ob 103/94; OGH 4 Ob 2345/96y. 
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Dienstverhältnis auch schon vor Antritt gekündigt werden, was zur 
Folge hat, dass der Dienstnehmer gar nicht zum Antritt erscheinen 
muss244. Nach hA bestehen Treuepflichten nicht erst mit Eintritt des 
Arbeitsvertrages in das Erfüllungsstadium245. Vielmehr sind schon im 
Anbahnungsverhältnis jene Pflichten relevant, die auch im 
bestehenden Arbeitsverhältnis von Bedeutung sind. Daher hat der AN 
auch dann, wenn er den Vertrag nicht antritt, über die bei den 
Vertragsverhandlungen im Haus des Unternehmers erfahrenen 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschweigen zu bewahren. 
Juristisch ist das natürlich richtig, aber in der personalwirtschaftlichen 
Praxis ist die Wahrscheinlichkeit, dass der Bewerber Interna erfährt, 
eher gering. Selbst wenn er am letzten Tag seines Probemonats 
mitteilt, das Dienstverhältnis nicht über da Probemonat hinaus 
fortsetzten zu wollen, ist er meist mit wenig internem Know-How in 
Kontakt gekommen, sodass dem Arbeitgeber diesbezüglich geringer 
oder gar kein Schaden entstanden ist. Ein möglicher Schaden, der 
entstanden sein könnte, liegt in den Rekruitingkosten, die aber nicht 
ins Gewicht fallen, je eher der Arbeitnehmer den Vertrag nicht 
fortsetzten/antreten will, weil Rekruitingkosten Sowieso-Kosten sind. 
Überdies stellt der Unternehmer nach so kurzer Zeit einfach den 
zweitgereihten Bewerber ein und hat sohin gar keinen Mehraufwand. 
Der mögliche Schaden ist, vor allem bei einer Fach- oder Führungskraft, 
dass dieser natürlich zur Einarbeitung die vorhandenen Arbeitsabläufe 
und Dokumente gezeigt wurden, und dabei durchaus Interna dabei 
sein können. Ein Controller wird wahrscheinlich unverzüglich in die 
Finanzgebarung des Unternehmens Einblick erhalten, und so gesehen, 
erhält er Einblick in geheime Daten des Unternehmens, dh Schaden 
                                                                    
244 Vgl OGH 8 Ob A 161/91, ZAS 1988/17. 
245 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4, Rz 258. 
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könnte entstehen. In diesem Zusammenhang ist es weniger 
bedeutsam,, ob der angehende Dienstnehmer aus freien Stücken die 
Entscheidung getroffen hat, den Dienst nicht anzutreten, oder ob er 
dabei von einem Konkurrenzunternehmer oder einem Dritten motiviert 
oder angestiftet wurde, da es ihm rechtlich zusteht, den Vertrag vor 
Dienstantritt bzw während des Probemonats zu lösen, so nicht ein 
Verzicht auf das Probemonat vereinbart wurde. Daher liegt trotz 
möglichem Schaden und eventuellem Verschulden keinerlei 
Rechtswidrigkeit vor und es kann auch nicht zu 
Schadenersatzforderungen kommen. Eine Einzelfallbetrachtung ist 
aber auch hier unumgänglich. 
 
2.10 Treuepflicht des Arbeitnehmers 
 
Den Arbeitnehmer trifft gem § 27 Z 1 AngG und § 82 lit e GewO eine 
Treuepflicht gegen über dem Arbeitgeber, bei der es sich um eine 
vertragliche Nebenpflicht direkt aus dem Arbeitsvertragsverhältnis 
handelt246. Die Treuepflicht wird als Summe der Nebenpflichten des 
Abreitnehmers zur interessengemäßen Erfüllung der Arbeitspflicht 
beschrieben und wird damit begründet, dass der Arbeitgeber dem 
Arbeitnehmer in weiten Bereichen Einblick in seinen Betrieb gewährt 
und ihm die Wahrung seiner unternehmerischen  Interessen 
anvertraut247.  
 
Die hier relevanten Pflichten aus der Treuepflicht sind die 
Verschwiegenheitspflicht und das Verbot von der Arbeitserbringung 
                                                                    
246 Vgl Marhold/Springer, Österreichisches Arbeitsrecht (2006)   146. 
247 Vgl Knell, Personalmanager (2007) 23. 
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abträglichen Nebentätigkeiten. Darunter fällt auch das 
Konkurrenzverbot des § 7 AngG. Grundsätzlich ist lediglich dienstliches 
Verhalten von der Treuepflicht erfasst. Außerdienstliches Verhalten ist 
in der Regel nicht Gegenstand der Treuepflicht. Im Allgemeinen 
bezieht sich die Treupflicht auf ein aufrechtes Dienstverhältnis. 
Allerdings gibt es Ausnahmen, die Treuepflicht erlischt nicht einfach 
mit Ende des Dienstverhältnisses. Die Verschwiegenheitspflicht wirkt 
über das Ende des Arbeitsverhältnisses nach248, die Konkurrenzklausel 
als Möglichkeit, den Arbeitnehmer in seiner Erwerbstätigkeit legal zu 
beschränken, wirkt ebenso über den aufrechten Dienstvertrag 
hinaus249.  
 
Ein Verstoß gegen die Treupflicht führt dazu, dass der Arbeitgeber 
entweder den Ersatz des verursachten Schadens oder den Eintritt in 
die abgeschlossenen Geschäfte verlangen kann.  
 
2.11 Abwerbung durch den Kollegen 
 
Zu denken ist an einen Fall, in dem ein möglicherweise demnächst 
ausscheidender Kollege einem anderen Kollegen einen neuen 
Arbeitsplatz ‘schmackhaft’ macht, und verleitete ihn damit, seine 
Position aufzugeben. Der Dritte, in diesem Fall der abwerbende 
Kollege, verstößt jedenfalls gegen seine Treuepflicht gegenüber dem 
Arbeitgeber und setzte somit einen Entlassungsgrund250 sowie 
Schadenersatzansprüche des Arbeitgebers. Bei bestehendem 
Arbeitsverhältnis verbieten es die arbeitsvertraglichen Treuepflichten 
                                                                    
248 Vgl OGH RdW 1999, 420. 
249 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4, Rz 259. 
250 Vgl Knell, Entlassungsgrund Treuepflichtverletzung, ecolex 1999/227. 
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dem Arbeitnehmer, während des Bestehens seines Arbeitsvertrages, 
andere Mitarbeiter seines Noch-Arbeitgebers abzuwerben. Erlaubt sind 
jedoch bloße Mitteilungen an andere Mitarbeiter, dass man das 
Unternehmen verlassen, sich selbstständig machen oder ein neues 
Arbeitsverhältnis mit einem anderen Arbeitgeber eingehen werde.  
Auch zulässig ist es, dass sich mehrere Ausscheidungswillige während 
eines bestehenden Arbeitsverhältnisses zusammentun und sich auf 
Grund einer solchen gemeinsamen Initiative darüber verständigen, zB 
in die Dienste eines anderen Unternehmens zu treten oder gemeinsam 
einer selbstständigen Tätigkeit nachzugehen.  
 
Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses kann es dem Arbeitnehmer 
grundsätzlich nicht verwehrt werden, ehemalige Kollegen 
anzusprechen und diese zu einem Wechsel überreden zu wollen. Vor 
und nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind aber die Grenzen 
zu beachten, die das UWG zieht. Unzulässig ist es zum Beispiel, wenn 
der Arbeitnehmer herabsetzende Äußerungen über den Arbeitgeber 
macht, seinen Kollegen verleitet, unter Vertragsbruch, dh zB ohne 
Einhaltung der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfrist, beim 
Arbeitgeber auszuscheiden, der Veränderungswillige beabsichtigt, dem 
Unternehmen planmäßig durch Abwerbung von Mitarbeitern zu 
schaden, der Ausscheidende im Auftrag eines Wettbewerbers seines 
Arbeitgebers gezielt, uU sogar gegen Zahlung, versucht, Kollegen 
abzuwerben.  
 
Im Einzelfall kann die unzulässige Abwerbung den Arbeitgeber zur 
Entlassung berechtigen. Bei der Beurteilung, ob und wie hoch 
Schadenersatz zu erwirken ist, sind wie immer die gesamten Umstände 
des Einzelfalles zu berücksichtigen. Neben der Entlassung kommen 
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auch Schadensersatz- und Unterlassungsansprüche gegen den 
abwerbenden Abtrünnigen in Betracht. 
 
Die zweite mögliche Abwerbung durch einen Kollegen kann jener Fall 
sein, in dem ein zukünftiger Kollege versucht, einen fremden 
Arbeitnehmer zum Übertritt zum eigenen Arbeitgeber zu überreden. 
Viele Unternehmen gewähren ‚Bring your friends’ – Prämien, eine Art 
Abwerbeprämie, bei denen ein Mitarbeiter, der auf eine vakante Stelle 
im Unternehmen einen Mitarbeiter empfiehlt, der dann auch 
ausgewählt und angestellt wird und mindestens drei Monate im 
Unternehmen bleibt, eine bestimmte Summe als Einmalprämie 
ausbezahlt. Der wirtschaftliche Hintergrund ist, dass sich das 
Unternehmen einerseits die Suchkosten erspart, andererseits 
Mitarbeiter mit Empfehlungen schon einen Vertrauensvorschuss 
erhalten und drittens eine gewisse moralische Verbindlichkeit und 
Verbundenheit erzeugt wird, da der ‚Neuzugang’ seinem Werber sich in 
gewisser Weise zu Dank verpflichtet fühlt. Statistiken zeigen, dass 
achtzig Prozent der Mitarbeiter, die über informelle Wege, wie die 
Empfehlung von Dienstnehmern, geworben werden, durchschnittlich 
12,3 Jahre im Unternehmen bleiben251, während die durchschnittliche 
Verweildauer von formell geworbenen Mitarbeitern, dh über 
Stellenausschreibungen, Headhunter oder Personalagenturen in 
österreichischen Unternehmen 6,2 Jahre beträgt. 
Lohnverrechnungstechnisch handelt es sich um eine Einmalprämie und 
ist als laufender Bezug beitragspflichtig zu behandeln252. Rechtlich 
betrachtet ist diese, im Gegensatz zur Kopfgeldprämie, die ausbezahlt 
                                                                    
251 Vgl Bundeskanzleramt – BM f Frauen, Medien u Öffentl Dienst/Statistik Austria (Hrsg), 
Frauen und Männer in Österreich (2007)  69. 
252 W. Ortner/H. Ortner, Personalverrechnung:eine Einführung 17 (2009) 145. 
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wird für jeden abgebauten Mitarbeiter und juristisch sehr umstritten 
ist, da möglicherweise gegen die guten Sitten des § 879 ABGB, 
unproblematisch. Wenn der Mitarbeiter nun in Erwartung seiner 
Abwerbeprämie einen Dienstnehmer eines anderen Unternehmens 
dahin gehend beeinflusst oder gar anstiftet, dessen Arbeitgeber zu 
verlassen, so ergibt sich die Frage nach der Haftbarkeit. Gem § 1 UWG 
wird das Vorliegen einer Handlung des Arbeitnehmers im 
geschäftlichen Verkehr zu verneinen sein, da der geschäftliche Verkehr 
‘jede selbstständige, wirtschaftliche Zwecke verfolgende Tätigkeit, in 
der eine Teilnahme am Erwerbsleben zum Ausdruck kommt’253 erfasst 
und somit alle Tätigkeiten abgrenzt, die entweder privat, oder staatlich 
oder ohne Gewinnabsicht sind sowie das Vorliegen eines 
Wettbewerbsverhältnisses zwischen Mitbewerbern254 (B2B) oder 
Unternehmen und Konsumenten (B2C). Allerdings wird zu prüfen sein, 
ob eine Zurechnung des Verhaltens des Arbeitnehmers dem 
Arbeitgeber vorgenommen werden muss. Gem § 860 ABGB ist eine 
Auslobung eine Zusage einer Belohnung für eine Leistung oder einen 
Erfolg, die durch öffentliche Bekanntmachung verbindlich wird255. Die 
Belohnung ist die in Aussicht gestellte Einmalprämie, die Leistung oder 
der Erfolg ist das Anwerben eins neuen Mitarbeiters, die öffentliche 
Bekanntmachung findet mit dem Aushang im Intranet oder am 
schwarzen Brett statt. Der Umstand, dass ein Unternehmen eine 
begrenzte Mitarbeiterzahl hat, ist mE nicht hinderlich an der 
‚öffentlichen Bekanntmachung’, da sich die Nachricht im 
Umkehrschluss nicht an wenige namentlich genannte Personen unter 
Ausschluss anderer aus demselben Adressatenkreis, hier das 
                                                                    
253 Vgl OGH 4 Ob 2008/96i; ecolex 1996, 254. 
254 Vgl Wiltschek, Kommentar zum UWG neu (2007) 7. 
255 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 13 f. 
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Unternehmen, richtet. Auf das Verhältnis zwischen Auslobenden und 
Leitenden sind die Regeln des nächstverwandten Vertragstyps 
anzuwenden, hier der Werkvertrag. Folglich ist der Arbeitgeber der 
Auslobende und daher der Werkbesteller, und sohin sind die 
Wettbewerbsregeln des § 1 UWG anwendbar256. Darüber hinaus kann 
der Inhaber eines Unternehmens wegen einer nach den §§ 1 ff 
unzulässigen Handlung auch dann auf Unterlassung in Anspruch 
genommen werden, wenn die Handlung im Betrieb seines 
Unternehmens von einer anderen Person, hier dem Dienstnehmer, 
begangen worden ist. Er haftet in diesen Fällen für Schadenersatz, 
wenn ihm die Handlung bekannt war oder bekannt sein musste. Hat 
der Unternehmer, wie im vorliegenden Fall, eine Prämie auf das 
Anwerben von neuen Mitarbeitern ausgelobt, so wird er sich kaum auf 
Unkenntnis berufen können.  
 
2.12 Rechtsfolgen der Abwerbung 
 
Der Arbeitgeber, dem ein Arbeitnehmer abgeworben wurde, hat kausal 
dadurch Schaden erlitten und folglich Interesse daran, Ansprüche 
durchzusetzen. Im Folgenden soll geklärt werden, welche Ansprüche, 
gegen wen und worauf diese sich gründen. 
 
2.12.1 Anspruch gegen den Headhunter 
 
Der Anspruch gegen den Headhunter kann Unterlassung, Beseitigung, 
Widerruf, Urteilsveröffentlichung und Schadenersatz umfassen257. 
                                                                    
256 Vgl Kap 9.2 ff. 
257 Vgl OGH 4 Ob 187/08s. 
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Darüber hinaus kann ein Lauterkeitsverstoß auch strafrechtliche 
Sanktionen sowie verwaltungsrechtliche Sanktionen nach sich 
ziehen258.  
 
2.12.1.1 Unterlassung 
 
Die Klage auf Unterlassung nach § 7 UWG richtet sich gegen den 
Headhunter mit dem Ziel, er möge sein geschäftsschädigendes 
Verhalten in Zukunft unterlassen. In der Praxis erscheint ein solches 
Vorgehen nur dann sinnvoll, wenn der Arbeitgeber die Möglichkeit hat, 
sein Vorgehen einem breiten Publikum öffentlichkeitswirksam als 
Lehrbeispiel darzustellen, da es zahlreiche Headhunter gibt und das 
Abwerben deren Job ist. Wirbt der Headhunter immer wieder von ein 
und demselben Arbeitgeber Mitarbeiter ab, weil zB in dieser Gegend 
nur zwei konkurrenzierende Betriebe bestehen, so ist mit einem 
Unterlassungsurteil gedient.  
 
Voraussetzungen für ein Unterlassungsurteil gegen den Headhunter ist 
das Vorliegen einer Rechtsverletzung, also eines Verstoßes gegen § 1 
UWG. Darüber hinaus ist die Unterlassung verschuldensunabhängig259. 
Der Unternehmer haftet für Wettbewerbsverstöße, die im Betrieb 
seines Unternehmens begangen wurden (§ 18 UWG). Im ‚Betrieb seines 
Unternehmens’ werden Personen tätig, die im Auftrag des 
Unternehmers bestimmte Arbeiten für das Unternehmen verrichten, 
also sowohl Arbeitnehmer, als auch Werkvertragsnehmer, Consultants 
und freie Mitarbeiter. Handeln sie im Zusammenhang damit 
                                                                    
258 Vgl OGH 4 Ob 272/99z. 
259 Vgl OGH 4 Ob 76/00f. 
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wettbewerbswidrig, so hat der Unternehmer für ihr Handeln 
einzustehen, wenn er kraft seiner Beziehung zum Handelnden die 
rechtliche Möglichkeit hat, eine allfällige Verletzung des 
Lauterkeitsrechts zu verhindern oder abzustellen. Diese Möglichkeit 
wird etwa dann bejaht, wenn der Handelnde Auftragnehmer des 
Unternehmens ist und der Unternehmer daher befugt ist, ihm 
Weisungen zu erteilen. Des Weiteren muss Wiederholungsgefahr 
vorliegen, die grundsätzlich schon bei einem bloß einmaligen 
Wettbewerbsverstoß zu bejahen ist260. Wiederholungsgefahr liegt dann 
vor, wenn zukünftiges Fehlverhalten zu vermuten ist. Das zukünftige 
Fehlverhalten ist hier zu vermuten, da es zum typischen 
Geschäftsmodell des Headhunters gehört, Arbeitnehmer abzuwerben. 
Für ihre Verneinung muss Verletzer ernstlich gewillt sein, von künftigen 
Störungen Abstand zu nehmen261 , was dann anzunehmen ist, wenn der 
Verletzer einen den ganzen Unterlassungsanspruch umfassenden, an 
keinerlei Bedingungen geknüpften Vergleich anbietet und nach den 
Umständen keine Bedenken gegen die Ernstlichkeit seines Willens 
bestehen, von gleichartigen Handlungen künftig Abstand zu nehmen262. 
 
Begehrt der Kläger berechtigterweise auch die Ermächtigung zur 
Urteilsveröffentlichung, so muss das Vergleichsangebot auch die 
Veröffentlichung des Vergleichs auf Kosten des Beklagten in 
angemessenem Umfang umfassen. 
 
                                                                    
260 Vgl OGH 4 Ob 307/77, ÖBl 1977,108; Koppensteiner, Wettbewerbsrecht3, § 34 Rz 6. 
261 Vgl ÖBl 2001, 105. 
262 Vgl ÖBl 1998, 31. 
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2.12.1.2 Einstweilige Verfügung 
 
Nach dem UWG ist aber auch die Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung besonders erleichtert, da im raschen Wirtschaftsleben 
gerichtliche Hilfe ohne vorläufigen Rechtsschutz in den meisten Fällen 
zu spät kommen würde263. In den Fällen eines systematischen 
Abwerbens kann dies zum Beispiel bedeuteten, dass ein 
Einstellungsverbot an den unlauteren Mitbewerber mittels 
einstweiliger Verfügung abgesichert wird. Das Gericht untersagt dann 
dem rechtswidrig handelnden Konkurrenten, für die Dauer des 
Rechtsstreits, die betreffenden Arbeitnehmer einzustellen, bzw sonst 
wie im Unternehmen zu beschäftigen264. 
 
Grundsätzlich können Arbeitgeber gleichzeitig mit einer Klage gegen 
einen ehemaligen Arbeitnehmer auf Unterlassung der gegen eine 
vereinbarte Konkurrenzklausel verstoßenden Tätigkeit für ein 
Konkurrenzunternehmen die Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
zur Abwendung eines drohenden unwiederbringlichen Schadens 
begehren. Aus dem bloßen Verstoß gegen die vertragliche 
Konkurrenzklausel allein kann jedoch die Gefahr eines drohenden 
unwiederbringlichen Schadens nicht abgeleitet werden; auch der 
Umstand, dass der Arbeitnehmer nunmehr bei einem 
Konkurrenzunternehmen beschäftigt ist, reicht zur Bescheinigung der 
Gefährdung nicht aus. Die bloß abstrakte Möglichkeit eines nicht näher 
konkretisierten Schadens reicht für die Erlassung einer einstweiligen 
Verfügung nicht aus265. 
                                                                    
263 Vgl OGH 4 Ob 278/00m. 
264 Vgl Jelinek, Das Klagerecht auf Unterlassung, ÖBL 1974, 125. 
265 Vgl OLG Wien 8 Ra 168/05t. 
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2.12.1.3 Beseitigung 
 
Aus dem UWG ist ein Anspruch auf Beseitigung eines den Vorschriften 
des Gesetzes widerstreitenden Zustandes nach § 15 UWG abzuleiten. § 
15 UWG legt fest, dass die Unterlassung die Beseitigung mit umfasst. 
Während sich der Anspruch auf Unterlassung auf ein zukünftiges 
Verhalten richtet, entfernt der Anspruch auf Beseitigung ein 
gegenwärtiges Fehlverhalten. Man denke an herabsetzender 
Tatsachenbehauptungen, die über ein Unternehmen vom Abwerber 
gemacht worden sind, indem er in einer Internet-Werbung oder in 
einem Blog-Eintrag mit den Worten: ‚Bei mir bekommen Sie den 
besseren Job mit mehr Geld’266 behauptete. 
 
2.12.1.4 Widerruf 
 
Gem § 7 Abs 1 UWG kann der Wettbewerbsgeschädigte vom Schädiger 
den Widerruf und dessen Veröffentlichung verlangen, wenn der 
Schädiger zu Zwecken des Wettbewerbes über das Unternehmen des 
Geschädigten, über die Person des Inhabers oder Leiters des 
Unternehmens, über die Waren oder Leistungen des Geschädigten 
Tatsachen behauptet oder verbreitet, die geeignet sind, den Betrieb 
des Unternehmens oder den Kredit des Inhabers zu schädigen, sofern 
die Tatsachen nicht erweislich wahr sind.  
 
                                                                    
266 Vgl OGH 4 Ob 342/79; OLG Wien 1 R 2058/78. 
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2.12.1.5 Urteilsveröffentlichung  
 
Gem § 25 Abs 3 UWG kann die im Prozess um Unterlassung oder 
Beseitigung obsiegende Partei durch das Gericht ermächtigt werden, 
das Urteil innerhalb bestimmter Frist auf Kosten des unterlegenen 
Gegners zu veröffentlichen267. Dies setzt aber berechtigtes Interesse 
der obsiegenden Partei sowie einen entsprechenden Antrag voraus268. 
Bei der Beurteilung eines berechtigten Interesses des Obsiegenden an 
einer Urteilsveröffentlichung ist auch das Interesse der anderen 
Beteiligten sowie der Allgemeinheit an einer Aufklärung abzuwägen269. 
Ein berechtigtes Interesse liegt vor, wenn die Urteilsveröffentlichung 
ein geeignetes Mittel zur Beseitigung der durch die Rechtsverletzung 
verursachten Nachteile darstellt, indem durch Information der 
Öffentlichkeit eine entsprechende Aufklärung erfolgt270.  
 
In der Praxis wird an der Urteilsveröffentlichung weder der 
Unterlegene noch der Obsiegende noch die Allgemeinheit gesteigertes 
Interesse haben. Sohin sind auch keine Fälle von 
Urteilsveröffentlichungen bekannt. 
 
2.12.1.6 Schadenersatz 
 
Gem § 2 UWG kann der Headhunter  auf Schadenersatz in Anspruch 
genommen werden und haftet nach den allgemeinen Voraussetzungen. 
Gem § 16 Abs 1 kann auch den Ersatz des entgangenen Gewinns 
                                                                    
267 Vgl OGH 4 Ob 174/02w. 
268 Vgl OGH 4 Ob 258/02y; ÖBl 2003/47. 
269 Vgl OGH 4 Ob 28/01y. 
270 Vgl OGH 4 Ob 24/95. 
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gefordert werden. Außerdem kann das Gericht einen angemessenen 
Geldbetrag als Vergütung für erlittene Kränkungen oder andere 
persönliche Nachteile zusprechen, wenn dies in den besonderen 
Umständen des Falles begründet ist. Sind für einen Schaden, dessen 
Ersatz auf Grund dieses Gesetzes zu leisten ist, mehrere Personen 
verantwortlich, so haften sie gem § 17 UWG zur ungeteilten Hand. 
Darüber hinaus wie schon oben ausgeführt, haftet der Inhaber eines 
Unternehmens gen § 18 UWG für UWG-widrige Handlungen eines 
Anderen, die in seinem Unternehmen begangen worden sind, wenn 
ihm diese bekannt waren oder sein hätten müssen, auch hier wird 
Verschulden, Vorsatz oder Fahrlässigkeit mit gleicher Rechtsfolge, 
vorausgesetzt.  
 
Der Schadenersatz gem § 1 UWG ist vom Verschulden des Schädigers 
abhängig, wohingegen nach hL der Unterlassungsanspruch 
verschuldensunabhängig zu gewähren ist271. Die Sondertatbestände der 
§§ 1 und 7 UWG erfordern, dass der Schädiger die 
Rechtswidrigkeitselemente kannte oder kennen musste, also Vorsatz 
oder Eventualvorsatz oder bewusste Fahrlässigkeit hat272, wobei die 
vom UWG vorgesehenen Rechtsfolgen aber in beiden Fällen dieselben 
sind.  
 
Ist eine aufgestellte Behauptung falsch, kann direkt gegen den 
Unternehmensmitarbeiter, der diese Äußerung getätigt hat, sowie das 
von ihm vertretene Unternehmen auf Basis des UWG vorgegangen 
werden. Enthält die Aussage ein einer Nachprüfung zugängliches 
Tatsachensubstrat, so ist – wenn dadurch der Ruf des Unternehmens 
                                                                    
271 Vgl Koppensteiner, Wettbewerbsrecht 3 Rz 48. 
272 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 300. 
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oder dessen Inhabers abstrakt gefährdet wird – die Spezialnorm des § 
7 UWG einschlägig, in deren Anwendungsbereich der Verbreiter der 
Mitteilung einen Wahrheitsbeweis erbringen, sich also frei beweisen 
kann. Die Generalklausel des § 1 UWG kommt dagegen zur Anwendung, 
wenn die Äußerung eine pauschale Abwertung enthält. Man denke an 
das Beispiel, in dem der Headhunter vor dem Konkurrenzbetrieb 
Flugzettel verteilte, auf denen stand: ‘Herr XX betrügt Sie und schaltet 
den Betriebsrat aus! Kommen Sie zu mir, da gibt es mehr Geld für 
fairere Arbeit!’ Hier ist mangels Tatsachensubstrats kein 
Wahrheitsbeweis möglich273. Sämtliche Ansprüche sind hier auf 
Unterlassung, Schadenersatz, Urteilsveröffentlichung und bei 
Berufung auf § 7 UWG auch auf Widerruf gerichtet. Der 
Schadenersatzanspruch umfasst außer dem positiven Schaden und 
dem entgangenen Gewinn auch den ideellen Schaden274. 
 
Daneben kann der Verletzte auch auf Basis des § 1330 ABGB wegen 
Ehrenbeleidigung (bei einer Herabsetzung durch Werturteil) oder 
Kreditschädigung (bei Verbreitung unwahrer Tatsachen) vorgehen. 
Sämtliche Ansprüche sind hier auf Unterlassung, Schadenersatz, 
Urteilsveröffentlichung und Widerruf gerichtet. Der Schadensumfang 
umfasst im Gegensatz zum UWG nur den positiven Schaden. Bei 
Verschulden mehrerer Schädiger gilt gem § 1302 ABGB die Haftung zu 
ungeteilter Hand, wenn die Täter gemeinschaftlich und vorsätzlich 
gehandelt haben (anders als § 17 UWG). Bei der Haftung für Schädiger 
im Betrieb ist § 1315 ABGB zu prüfen, der die 
Besorgungsgehilfenhaftung festlegt, und fordert, dass sich der 
Geschäftsinhaber einer untüchtigen oder wissentlich einer gefährlichen 
                                                                    
273 Vgl Anderl, PRVAnews (2005). 
274 Vgl OLG Wien 9 Ra 99/05b. 
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Person zur Besorgung der Angelegenheiten bedient. Die Haftung setzt 
kein Schuldverhältnis zwischen dem Headhunter und dem ‚alten’ 
Arbeitgeber voraus, die Wahrscheinlichkeit, dass sich der Headhunter 
Geschäftsführer einer untüchtigen Person bedient, schienen mE aber 
gering. Anders als § 18 UWG muss aber der Geschäftsherr die 
schädigenden Handlungen nicht kennen oder kennen müssen.  
 
Nicht ersetzbar sind Sowieso-Kosten, also Kosten, die sowieso durch 
die Auflösung des Dienstverhältnisses des Arbeitnehmers, egal aus 
welchem Grund, entstanden wären. Dabei handelt es sich zB um die 
Kosten für eine Leiharbeitskraft während der Vakanz der Stelle, die 
Suchkosten, und die Kosten für die Einarbeitung in die Position. Der 
ersetzbare Schaden kann nur dadurch entstehen, dass der 
Arbeitnehmer vorzeitig das Unternehmen verlässt, oder aber wichtige 
Geheimnisse, Kontakte, Unterlagen mitnimmt.  
 
Die tatsächliche Höhe des Schadens berechnet sich nach hL 
möglicherweise aus dem Gewinn des Schädigers, wobei es keine Pflicht 
zur Rechnungslegung und/oder Auskunftserteilung gibt275.  Gem § 16 
Abs 2 UWG kann das Gericht einen angemessenen Geldbetrag für 
erlittene Kränkungen zusprechen. Dh wenn der Headhunter mit seinen 
Flugzetteln dem Geschädigten Kränkungen zugefügt hat, muss er 
möglicherweise Schadenersatz leisten. Erforderlich hiefür ist jedoch 
eine Beeinträchtigung des seelischen und körperlichen Wohlbefindens, 
die den mit jeder, unlauteren Wettbewerbshandlung verbundenen, 
natürlichen Ärger übersteigt276. Das Gesetz legt ausdrücklich einen 
personenbezogenen Schadenersatz fest, wobei nach hL dieser 
                                                                    
275 Vgl Koppensteiner, Wettbewerbsrecht 3 55 ff. 
276 Vgl OGH 4 Ob 135/90. 
HEADHUNTING – Rechtliche Betrachtung der Personalabwerbung in 
Österreich und CEE 
185 
 
durchaus einer juristischen Person zustehen kann277. Darüber hinaus 
sollte als zusätzliche Anspruchsvoraussetzung das Begehren auf einen 
bestimmten Geldbetrag mitsamt einer ausführlichen Begründung 
vorliegen278.  
 
Die Rspr hat immaterielle Schäden in Fällen festgestellt, in denen ein 
qualifizierter Angestellter abgeworben wurde, um 
Unternehmensgeheimnisse zu erfahren279; ein Geschäftsführer 
abgeworben wurde mit der Absicht, ein Konkurrenzunternehmen 
aufzubauen und weitere Arbeitnehmer abzuwerben280; ein 
Abreitnehmer eine ihm anvertraute Erfindung eines Kollegen an die 
Konkurrenz weitergab, um das Patent des Arbeitgebers zu Fall zu 
bringen281. 
 
2.12.1.7 Entlassung 
 
In dem besonderen Fall, in dem ein Arbeitskollege als Abwerber 
fungiert, hat der OGH festgestellt, dass ein Dienstnehmer, der während 
eines aufrechten Dienstverhältnisses bewusst und vorsätzlich einen 
anderen Angestellten zu bewegen sucht, das Dienstverhältnis zu lösen 
und in ein Konkurrenzunternehmen einzutreten, einen 
Entlassungsgrund nach § 27 Z 1 AngG setzt282. Zumindest stellt eine 
Entlassung des Abwerbers erst einmal seine geschäftswidrigen 
Tätigkeiten ab und trägt so zur Schadensbegrenzung bei.  
                                                                    
277 Vgl Mahr, Der immaterielle Schaden der juristischen Person im Wettbewerbsrecht, WBl 
1994, 69. 
278 Vgl Schönherr, Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (1982) Rz 553. 
279 Vgl OGH 1 Ob 857/36. 
280 VGl OGH 4 Ob 349/69. 
281 Vgl OGH 1 Ob 451/49. 
282 Vgl OGH 4 Ob 119/63. 
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2.12.1.8 Verjährung 
 
Unterlassungsansprüche nach UWG verjähren gem § 20 UWG nach 
sechs Monaten, nachdem der Anspruchsberechtigte von der 
Gesetzesverletzung und von der Person des Verpflichteten erfahren 
hat; ohne Rücksicht darauf drei Jahre nach der Gesetzesverletzung. 
Solange ein gesetzwidriger Zustand fortbesteht, bleibt der Anspruch 
auf seine Beseitigung (§ 15) und auf Unterlassung der 
Gesetzesverletzung gewahrt.  
 
Gem § 933a iVm § 1489 ABGB verjährt der Schadenersatzanspruch nach 
drei Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schädiger, andernfalls 
spätestens nach dreißig Jahren.  
 
2.12.2 Anspruch gegen den Arbeitgeber des Headhunters 
 
Davon ausgehend, dass der Headhunter nicht selbst ein Unternehmer 
ist sondern ein Angestellter in einem Unternehmen, besteht auch 
subsidiär die Möglichkeit, nach § 18 UWG den unternehmenden 
Headhunter auf Unterlassung und/oder Schadenersatz zu klagen, wenn 
ihm das Tätigwerden seines Headhunters bekannt war oder bekannt 
sein musste.  
 
Als Angestellter eines Headhunting-Unternehmers wird dieser auf 
Rechnung und im Namen des Headhunting Unternehmers tätig. Die 
Zurechnung erfolgt über §  1313a ABGB, der die 
Erfüllungsgehilfenhaftung festlegt, dh der Headhunter Unternehmer 
bedient sich des Headhunter-Mitarbeiters zur Erfüllung seiner 
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bestehenden Schuldverhältnisse283. Das Schuldverhältnis besteht 
zwischen Headhunting-Unternehmer und Auftraggeber, da der 
Headhunter Angestellter ist, sohin unabhängig vom Erfolg ein Gehalt 
bezieht und für die unternehmerischen Nebenpflichten nicht zuständig 
ist. Der angestellte Headhunter ist in diesem Fall Erfüllungsgehilfe, 
sohin haftet der Headhunting-Unternehmer für das Verschulden seines 
angestellten Headhunters wie für sein Eigenes. 
 
Die einzelnen Ansprüche entsprechen denen gegen den Headhunter 
(Kap. 2.12.1). 
 
2.12.3 Anspruch gegen den ‘neuen’ Arbeitgeber 
 
Der neue Arbeitgeber ist der Auftraggeber des Headhunters und erteilt 
den Auftrag zur Besetzung einer Position in seinem Unternehmen. Ist 
das so, so kann der Auftraggeber nicht zur Haftung herangezogen 
werden. Stiftet er aber den Headhunter an, den Arbeitnehmer 
abzuwerben, oder nimmt diese zumindest billigend in Kauf, ist zu 
prüfen, ob Schadenersatzansprüche schlagend werden können. Die 
Abwerbung an sich ist, wie schon oben ausgeführt, nur dann 
wettbewerbswiderrechtlich, wenn verpönte Mittel oder Motive 
angewandt bzw verfolgt werden. Hat also der Auftraggeber den 
Headhunter angestiftet, beim Konkurrenten fünf von 
einhundertfünfzig Poliere abzuwerben, wird es wahrscheinlich von 
untergeordneter Bedeutung sein, da diese Zahl beinahe natürlich-
gesunder Fluktuation entspricht. Hat er aber in Auftrag gegeben, die 
einzigen fünf Poliere des Konkurrenten abzuwerben, so wird man das 
                                                                    
283 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, S 332 ff. 
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Vorliegen eines verpönten Motives bejahen müssen, denn das wird den 
Konkurrenten zumindest in massive wirtschaftliche Schwierigkeiten 
bringen oder gar seine Existenz gefährden. Außerhalb eines 
Schuldverhältnisses muss sich der Geschädigte bei Einschaltung einer 
Hilfsperson deren Verschulden nur dann (analog § 1315 ABGB) wie 
eigenes anrechnen lassen, wenn die Hilfsperson habituell untüchtig ist 
oder der Geschäftsherr deren Gefährlichkeit kennt, sowie bei Auswahl- 
oder Überwachungsverschulden. Habituell untüchtig ist ein Gehilfe 
dann, wenn er auf Grund mangelnder Ausbildung oder Mangel in der 
Veranlagung zu seiner Tätigkeit überhaupt nicht geeignet ist284. Das 
wird beim Headhunter zu verneinen sein. Bei § 1315 ABGB, der die 
Haftung für Besorgungsgehilfen normiert, die keiner Feststellung eines 
Verschuldens des Geschäftsherrn bedarf, spricht man von ‘erstarrtem 
Auswahlverschulden’, da man davon ausgeht, dass der Geschäftsherr 
die Untüchtigkeit des Gehilfen jederzeit erkennen kann. Darüber 
hinaus ist auch das Verschulden des Besorgungsgehilfen für die 
Haftung des Geschäftsherrn unmaßgeblich; sonst könnte man in Fällen 
der Gefährlichkeit und Untüchtigkeit zu einem Haftungsausschluss 
gelangen285. Die Zurechnung kann nur erfolgen, wenn der Auftraggeber 
wusste, dass der Headhunter skrupellos seinen Anweisungen folgt. Das 
wird zu bejahen sein, denn der Headhunter hätte auch ‘nein’ sagen 
können und den mühevolleren Weg der Stellenausschreibung wählen, 
wenn er nicht iSd Auftrages widerrechtlich handeln wollte. Folglich 
wird der Geschädigte wahlweise auch über § 1315 ABGB Schadenersatz 
vom Auftraggeber fordern können.  
 
                                                                    
284 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II 12, 334 ff. 
285 Vgl Baumgartner, Die Wissenszurechnung im österreichischen Zivilrecht, Diss Uni Wien 
(2009), 138 f. 
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§ 86 GewO normiert die solidarische Haftung des (ehemaligen) 
Arbeitnehmers und des (neuen) Arbeitgebers. Dabei hat der 
Geschädigte die Wahl, welchen von beiden er in Anspruch nimmt. In 
der Praxis wird der Geschädigte auf den aller Wahrscheinlichkeit nach 
potenteren Unternehmer zugreifen286.  
 
2.12.4 Anspruch gegen den Arbeitnehmer 
 
Der Anspruch gegen den Arbeitnehmer kann sich auf Schadenersatz 
gerichtet sein, auf Wiedereintritt und Unterlassung der 
Konkurrenztätigkeit, was im Folgenden zu prüfen ist.  
 
2.12.4.1 Schadenersatz 
 
Der Arbeitnehmer kann bei Austritt oder einseitiger Verkürzung der 
Kündigungsfrist, jedenfalls, wenn er vor dem Ende der regulären 
Kündigungsfrist ohne entsprechende Vereinbarung das Unternehmen 
vorzeitig verlässt, schadenersatzpflichtig werden. Für die 
Schadenersatzpflicht muss Schaden und Verschulden vorliegen. Das 
Unternehmen muss im Prozess nachweisen, dass durch die vorzeitige 
Kündigung des Dienstnehmers Wissen verloren geht oder 
wirtschaftliche Nachteile sonstiger Art entstehen, die bei 
ordnungsgemäßer Einhaltung der Kündigungsfrist nicht entstünden. 
Nicht zum Schaden zählen Sowieso Kosten wie die Rekruiting- oder 
Einarbeitungskosten. Das Verschulden wird indiziert, da der 
Arbeitgeber vertragsbrüchig geworden ist. Wenn der Arbeitgeber 
allerdings den Austritt verschuldet hat, dh wenn er seinerseits den 
                                                                    
286 Vgl Winter, Abwerben von Arbeitnehmern (2005) 153. 
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vertraglichen Hauptpflichten nicht nachgekommen ist, zB Entgelt 
vorenthält, Leben oder Gesundheit gefährdet oder tätlich oder 
unsittlich wurde, dh der Arbeitnehmer gerechtfertigt ausgetreten ist, 
so wird der Arbeitnehmer nicht schadenersatzpflichtig.  
 
In der Praxis kosten den Arbeitgeber die Rechtsanwalts- und 
Prozesskosten mehr als die Schadenersatzleistung des ehemaligen 
Arbeitnehmers bringen kann, daher verzichten Arbeitgeber meist auf 
eine Klage. 
 
Aus dem Bruch der Konkurrenzklausel, die das nachvertragliche 
Beschäftigungsverbot regelt, ist ebenso eine Schadenersatzpflicht des 
Dienstnehmers abzuleiten. Denkbar ist, in Bezug auf das Headhunting, 
dass der Dienstnehmer seinen neuen Arbeitsplatz bei der Konkurrenz 
begonnen hat, unabhängig davon, wie er den  alten Arbeitgeber 
verlassen hat. Das Verschulden des Arbeitnehmers ist in der 
Konkurrenztätigkeit begründet. Der  Arbeitnehmer hat dem 
ehemaligen Arbeitgeber den aus der Konkurrenztätigkeit 
entstandenen Schaden zu ersetzen. Den Schaden ziffernmäßig fest zu 
legen ist naturgemäß in der Praxis schwierig. Um jahrelange 
Streitigkeiten und unangenehme Offenlegungen zu vermeiden, werden 
meist Konkurrenzklauseln mit Konventionalstrafen versehen.  
 
Aus dem Umstand, dass die einvernehmliche Lösung des 
Arbeitsverhältnisses wie auch der Zeitablauf nicht vom Gesetz her 
erwähnt ist, schließt die Rechtsprechung, dass sich der Arbeitgeber bei 
diesen Beendigungsarten auf die Konkurrenzklausel berufen kann. 
Sohin kann der Dienstgeber jedenfalls bei Beendigung durch 
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Arbeitnehmerkündigung, einvernehmliche Lösung oder Zeitablauf auf 
die Wirkung einer Konkurrenzklausel bestehen. 
 
Betreffend das Konkurrenzverbot des § 7 Abs 2 AngG  sieht das Gesetz 
vor, dass bei Verstoß gegen dieses der Arbeitgeber entweder den 
Ersatz des verursachten  Schadens oder den Eintritt in die 
abgeschlossenen Geschäfte mit anschließender Rechnungslegung 
verlangen kann. Die Bezifferung des Schadens wird in diesem Fall 
leichter erweislich sein, da sich das Gericht am Gewinn des 
Arbeitnehmers orientieren kann und dieser wahrscheinlich dem 
Schaden des Arbeitgebers entspricht287.  
 
2.12.4.2 Unterlassung 
 
Wenn zur Verletzung der Konkurrenzklausel ein mit der 
Konkurrenztätigkeit in engem Zusammenhang stehendes Verhalten 
hinzutritt, das als sittenwidrig iSd § 1 UWG zu beurteilen ist, so kann 
der Arbeitgeber zusätzlich auch die Unterlassung der 
Konkurrenztätigkeit fordern, da dies der Hauptleistungspflicht aus der 
vertraglichen Konkurrenzklausel entspricht288. Führt ein durch eine 
Konkurrenzklausel gebundener Arbeitnehmer zB in Vorbereitung einer 
konkurrenzierenden Tätigkeit während seines noch aufrechten 
Dienstverhältnisses Abwerbungsgespräche mit Kunden und wichtigen 
Arbeitskräften seines Arbeitgebers, so liegt nicht nur ein Verstoß 
gegen die Konkurrenzklausel, sondern auch gegen § 1 UWG vor, wenn 
diese Handlungen Maßnahmen zur Verwirklichung des Plans waren, 
                                                                    
287 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4, Rz 84. 
288 Vgl Winter, Abwerben, 153. 
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den (ehemaligen) Arbeitgeber systematisch zu schädigen289. Im 
Gegensatz zum Schadenersatzanspruch, der Verschulden und Schaden 
voraussetzt, erfordert der Unterlassungsanspruch eine akute 
Gefährdung des Geschädigten und/oder Wiederholungsgefahr290. 
 
2.12.4.3 Eintritt in Geschäfte 
 
Betreffend das Konkurrenzverbot des § 7 Abs 2 AngG  sieht das Gesetz 
vor, dass bei Verstoß gegen dieses der Arbeitgeber entweder den 
Ersatz des verursachten  Schadens (siehe oben) oder den Eintritt in die 
abgeschlossenen Geschäfte mit anschließender Rechnungslegung 
verlangen. Dh der Arbeitgeber tritt in die widerrechtlich gegen die 
Treuepflicht des Dienstnehmers verstoßenden Geschäfte ein, sodass in 
seinem Namen und auf seine  Rechnung geschlossen anzusehen sind.  
 
2.12.4.4 Anspruch auf Wiedereintritt  
 
Der geschädigte Arbeitgeber kann nach § 86 GewO 1859 iVm § 1162a 
ABGB die Rückkehr in das Dienstverhältnis verlangen. Da dies in der 
Praxis kaum durchführbar wäre und dem Beendigungswillen zumindest 
einem der beiden Vertragspartner widerspräche, führt nach hL die 
rechtswidrige Auflösung des Dienstverhältnisses zur Beendigung des 
Dienstverhältnisses, begründet aber die Schadenersatzpflicht des 
Schädigenden291. 
 
                                                                    
289 Vgl OLG Wien 9 Ra 99/05b). 
290 Vgl OGH 4 Ob 102/73. 
291 Vgl Marhold/Springer, Österreichisches Arbeitsrecht (2006)  420. 
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2.12.4.5 Konventionalstrafe aus der Konkurrenzklausel 
 
Verstößt der Arbeitnehmer gegen die Konkurrenzklausel, so kann der 
Arbeitgeber Schadenersatzansprüche geltend machen sowie auf die 
Einhaltung der Vereinbarung, dh auf die Unterlassung der 
konkurrenzierenden Tätigkeit, bestehen292. Ist allerdings eine 
Konventionalstrafe vereinbart, so kann der Arbeitgeber gem § 37 Abs 2 
AngG nur diese verlangen, der Schadenersatz oder die 
Vertragserfüllung ist ausgeschlossen. Durch die Bezahlung der 
vereinbarten Konventionalstrafe kann sich der Arbeitnehmer von 
seiner Schadenersatzpflicht befreien, da die Konventionalstrafe einen 
pauschalierten Schadenersatz darstellt. Dem Geschädigten soll 
dadurch die schwierige nachweisliche Bezifferung des entstandenen 
Schadens erspart bleiben, wobei die Höhe des tatsächlich 
entstandenen Schadens unbeachtet bleibt293. Wie auch beim 
Schadenersatzanspruch muss Verschulden des Schädigers vorliegen294. 
 
Die Konventionalstrafe gem § 1336 ABGB sieht allerdings im Gegensatz 
zum AngG vor, dass diese neben der Vertragserfüllung vom 
geschädigten Vertragspartner gefordert werden kann. Interessant 
dabei ist, dass die übermäßig hohe Vertragsstrafe sittenwidrig sein 
kann, wobei diese Sittenwidrigkeit nach ABGB zur richterlichen 
Mäßigung führen kann, nach AngG allerdings zur Nichtigkeit der 
gesamten Vereinbarung.  
 
                                                                    
292 Vgl Brodil/Risak/Wolf, Arbeitsrecht 4 Rz 190. 
293 Vgl Reissner, Konkurrenzklausel 248. 
294 Vgl OGH 7 Ob 188/75. 
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2.12.4.6 Entlassung 
 
Abgeleitet aus der Treuepflicht, die der Arbeitnehmer gegenüber dem 
Arbeitgeber hat, kann bei Verletzung der vertraglichen 
Konkurrenzklausel durchaus ein Entlassungsgrund gegeben sein. Gem § 
27 AngG ist ein wichtiger Grund, der zur Entlassung berechtigt, wenn 
der Angestellte im Dienst untreu ist. Untreue ist ein vorsätzlicher 
Verstoß gegen die dienstlichen Interessen des Arbeitgebers. 
Insbesondere liegt Untreue vor, wenn gegen das Konkurrenzverbot 
verstoßen wird295. Die Entlassung  beendet, auch wenn ein wichtiger 
Grund nicht vorliegt, das Dienstverhältnis mit sofortiger  Wirkung, auch 
bei befristeten Arbeitsverhältnissen, und wird in dem Zeitpunkt 
wirksam, in dem sie dem Vertragspartner zukommt. 
 
Dem Dienstgeber kann dies möglicherweise insofern nutzen, indem er 
die laufende Weitergabe von Geschäftsgeheimnissen oder Abwerbung 
von Kunden mit sofortiger Wirkung unterbinden kann.  
 
2.13 Ergebnis 
 
Das Abwerben von Arbeitnehmern ist im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften grundsätzlich zulässig, da es der Sache nach fast 
zwangsläufig dem Wettbewerb um Arbeitskräfte entspricht. Die 
zentrale Vorschrift zur Regelung von Abwerbungen von Arbeitskräften 
bildet der § 1 UWG. Verschiedene rechtliche Erscheinungsformen lassen 
sich kategorisieren. Dazu zählt die Verleitung zum Vertragsbruch, die 
gem § 1 UWG prinzipiell wettbewerbswidrig ist. Das Ausnützen 
                                                                    
295 Vgl Tomandl/Schrammel, Arbeitsrecht6 II (2008) 233. 
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fremden Vertragsbruchs, ist auch nach der nunmehrigen 
Rechtsprechung nur bei Hinzutreten besonderer Umstände 
wettbewerbswidrig. Die genaue Beurteilung des Verhaltens nach den 
aus Literatur und Rechtsprechung gewonnen Kriterien ist im Einzelfall 
unerlässlich. Darüber hinaus lässt sich die Verleitung zur 
ordnungsgemäßen Kündigung herausarbeiten, die zwar generell 
zulässig ist, jedoch wettbewerbswidrig iSd § 1 UWG sein kann, wenn 
dabei verwerfliche Ziele verfolgt oder verwerfliche Mittel angewendet 
werden. 
 
Es wurden die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Wettbewerbs 
(um Arbeitnehmer) dargestellt und einschlägige 
Grundrechtstatbestände, die mit dem Abwerben von Arbeitnehmern 
und vor allem der Konkurrenzklausel in Verbindung stehen können, 
beleuchtet. Dabei hat sich gezeigt, dass der Verfassungsgesetzgeber 
dem weitgehend unbeschränkten Zugang von Arbeitnehmern zum 
Arbeitsmarkt große Bedeutung zugemessen hat.  
 
Die Ansprüche können Schadenersatz nach verschiedenen gesetzlichen 
Grundlagen sein, aber auch Unterlassung des wettbewerbswidrigen 
Abwerbens, Beseitigung oder Entlassung.  
 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Teil 6 | 
Rechtsvergleichende 
Aspekte 
 

 1 RECHTLICHE GRUNDLAGEN DER PERSONALBERATUNG 
IN EINIGEN AUSGEWÄHLTEN LÄNDERN IN CEE  
 
Im Folgenden wird in einem kurzen Überblick dargestellt, unter 
welchen rechtlichen Voraussetzungen Personalberatungen möglich 
sind. Personalberatungen gibt es erst seit einigen Jahren, die ersten 
etablierten sich zaghaft Anfang der 19-neunziger Jahre als 
Niederlassungen von österreichischen oder deutschen großen 
Headhunting Firmen. In der langen kommunistischen Ära dieser Länder 
waren Headhunter nicht notwendig, da es ohnehin keine Arbeitslosen 
gab und die Arbeitsmarktpolitik in Ermangelung freier Marktwirtschaft 
konform zum System lief. In der heutigen Zeit, zwanzig Jahre nach dem 
Ende des Kommunismus, haben diese Länder immer noch andere 
Probleme, das Headhunting ist nicht besonders etabliert und wird in 
der Praxis auch kaum genützt, und ist daher, von der anderen Seite aus 
betrachtet, noch kein rechtliches Problem. Gut ausgebildete Leute, die 
abzuwerben interessant wären, haben ihre Ausbildung oftmals im 
‚Westen’ erworben und sind auch dort tätig, bzw bei einer westlichen 
Firma angestellt und als Expatriates in ihrem Heimatland tätig. 
Dennoch haben diese Länder die EU Richtlinien umzusetzen, so sie 
schon Mitglied sind, die anderen, die es noch werden möchten, 
trachten danach, ihre Gesetzeslage früher oder später anzugleichen. 
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Bosnien und Herzegowina 
 
Das Allgemeine Rahmenübereinkommen für den Frieden296  setzte die 
Verfassung von Bosnien und Herzegowina in Kraft. Die Verfassung 
sieht einen politischen und wirtschaftlichen Rahmen für Bosnien und 
Herzegowina (in weiterer Folge BiH) vor und es wurden die beiden 
Verfassungseinheiten – die Föderation Bosnien und Herzegowina (in 
weiterer Folge genannt FBiH) und die Republika Srpska (in weiterer 
Folge genannt RS) – eingerichtet. Die beiden Entitäten 
(Gebietseinheiten) erhielten durch die Verfassung wichtige 
Kompetenzen, der Gesamtstaat kann daher nur begrenzt Einfluss auf 
die beiden Einheiten ausüben297. 
 
Für die Aufnahme einer Geschäftstätigkeit in Bosnien und Herzegowina 
gelten zwei verschiedene Rechtsrahmen (sogar drei, wenn man 
berücksichtigt, dass der Korridor Brčko bestimmte Gesetze selbst 
erlassen kann298), der Rahmen für die Verfassungseinheit Föderation 
Bosnien und Herzegowina299 und der Rahmen für die Republika 
Srpska300. Im Verfassungsgesetz der beiden Entitäten sind die Agenden 
taxativ aufgezählt, die nur vom Gesamtstaat erlassen werden kann. 
Gesellschaftsrechtliche Agenden sind dabei nicht erwähnt. Sohin kann 
jeder Saatsteil selbst Gesetze über die Aufnahme der 
                                                                    
296 Vgl Dayton – Paris, 1995. 
297 Vgl Investitionsleitfaden WKO (2003) 2. 
298 Der Korridor Brčko wurde 1998 durch eine schiedsgerichtliche Entscheidung in den 
Status eines ‘selbstverwalteten Distrikts’ mit eigener Regierung, Polizei, Judikative und 
eigenem Budget erhoben. 
299 Das Gesellschaftsrecht der FBiH (FBiH Law on Business Companies) 1999, idF 2003 
(Rechtsquelle: ‘Offizielles Amtsblatt der Föderation BiH’ Nr. 23/99, 45/00, 2/02, 6/02, 
29/03 ,  FBiH LBC). 
300 Das Gesellschaftsrecht der RS (RS Law on Enterprises) 1998, idF 2002 (Rechtsquelle: 
‘Offizielles Amtsblatt der RS’, Nr. 24/98, 62/02, 66/02, 38/03 –RS LoE). 
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Geschäftstätigkeit erlassen. BiH ist jedoch bestrebt die rechtlichen und 
behördlichen Rahmenbedingungen für die Entfaltung wirtschaftlicher 
Aktivitäten zu harmonisieren. 
 
Die Föderation Bosnien und Herzegowina besteht aus 10 Kantonen. Die 
Kompetenzen im Bereich Verwaltung wurden zwischen der Regierung 
der Föderation Bosnien und Herzegowina sowie auf die Kantons- und 
Kommunalebene aufgeteilt. Alle Befugnisse, die nicht ausdrücklich der 
Föderation Bosnien und Herzegowina -Regierung zugewiesen sind, 
obliegen grundsätzlich den Kantonalregierungen. Die 
Kantonalregierungen können jedoch gemäß der Verfassung einzelne 
Kompetenzen an die in ihrem Kanton gelegenen Gemeinden abtreten. 
Der Regierung der Republika Srpska obliegt die öffentliche Verwaltung 
und ist auf verschiedene ministerielle Stellen auf lokaler Ebene verteilt. 
Zur Wahrnehmung seiner Kompetenzen ist jedes Ministerium 
berechtigt, Verordnungen, Erlässe und Richtlinien zu erlassen. Darüber 
hinaus wurde der Korridor Brčko durch eine schiedsgerichtliche 
Entscheidung 1998 in den Status eines ‘selbstverwalteten Distrikts’ mit 
eigener Regierung, Polizei, Judikative und eigenem Budget erhoben. 
Durch die Harmonisierung der Bereiche Zollwesen, Umsatzsteuerpolitik 
und Verwaltung wird die Schaffung einer verlässlichen Umgebung für 
die Geschäftstätigkeit in BiH angestrebt. 
 
Der Personalberater kann grundsätzlich sein Unternehmen als offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Aktiengesellschaft oder 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung gründen, wobei Wahlfreiheit 
bezüglich der Rechtsform besteht. Sowohl gemäß FBiH LBC301 als auch 
                                                                    
301 Offizielles Amtsblatt der Föderation Bosnien und Herzegowina. 
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gemäß RS LoE302 können Unternehmen grundsätzlich alle Tätigkeiten 
ausüben, für die keine gesetzlichen Beschränkungen bestehen. 
Grundsätzlich herrscht Gewerbefreiheit, für die Ausübung bestimmter 
Geschäftstätigkeiten ist jedoch die Bewilligung durch die zuständige 
Behörde erforderlich. Bewilligungspflichtig und in Sondergesetzen 
geregelt sind verschiedene Branchen, die taxativ aufgezählt sind. 
Personalberatung zählt nicht dazu.  
 
Die ersten Headhunting-Firmen wurden bereits 1996 in Bosnien-
Herzegowina gegründet303. 
 
Bulgarien 
 
Die rechtlichen Grundlagen für die Ausübung der Tätigkeit als 
Personalvermittler/ Personalberater/ Headhunter in Bulgarien304 sind in 
der ‚Verordnung über die Voraussetzungen und das Verfahren für die 
Verrichtung der Tätigkeit zur Arbeitsvermittlung’ 305 enthalten306. Die 
Aufnahme der Arbeitsvermittlungstätigkeit erfolgt demnach gem Art 5 
aufgrund der Registrierung bei der Agentur für Arbeit (entspricht 
möglicherweise unserer MA63) und nach Erteilung der Erlaubnis durch 
den Minister für Arbeit und Soziales oder einen Stellvertreter und der 
Eintragung in ein Register (entspricht unserem Firmenbuch). 
 
                                                                    
302 Offizielles Amtsblatt der Republik Srpska. 
303 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 12f. 
304 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 28f. 
305 GBl. Nr. 49 vom 27.05.2003 idF GBl. Nr. 52 vom 27.06.2006. 
306 Eine Übersetzung ins Englische ‘Regulations for the Terms and the Order for  
Performing of Intermediary Activities when Employing” findet sich unter 
http://www.az.government.bg/eng/Legislation/NURIPDNR.htm [05-02-2010]. 
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Exkurs: Deutschland 
 
Die Tätigkeit des Personalberaters, der neudeutsch auch Headhunter 
genannt werden darf, ist im dAFRAG (Gesetz zur Reform der 
Arbeitsförderung)307 geregelt. Bei der Tätigkeit handelt es sich ex lege 
um Vermittlungstätigkeit, die wiederum im dSGB III (3. Buch des 
Sozialgesetzbuches)308 explizit dargelegt ist. Im § 291 dSGB finden sich 
Ausnahmen für die Erlaubnispflicht, vergleichbar mit einer in 
Österreich üblichen Berechtigung, aufgelistet, worunter auch die 
Suche, die im alleinigen Interesse und Auftrag eines Arbeitgebers 
erfolgt und eine reine Unterstützung des Personalberaters bei der 
Selbstsuche nach Arbeitskräften beinhaltet, fällt. Folglich entfällt die 
Erlaubnispflicht, wenn der Vertrag zwischen Personalberater und 
Arbeitgeber auf erfolgsunabhängiger Basis geschlossen wird und der 
Headhunter lediglich unterstützend und ausschließlich im Klienten 
Interesse tätig wird309. 
 
Kroatien 
 
Der Unternehmensgegenstand wird durch die Satzung bzw den 
Gesellschaftsvertrag festgelegt und muss im kroatischen 
Handelsregister eingetragen werden. Die Gesellschaften dürfen nur 
jene Tätigkeiten ausüben, die im Handelsregister eingetragen sind. 
Deshalb ist es erforderlich, bereits im Gründungsvertrag 
Gewerbetreibender gemäß dem GewG 1993 (und der Gesetzesnovelle 
des GewG 2003) ist eine natürliche Person, die im eigenen Namen und 
                                                                    
307 dBGBl I 1997/20, 594. 
308 dBGBl I 1997/84, 2970. 
309 Vgl Quiring in Sattelberger (Hrsg), Das AFRAG asl gesetzliche Grundlage (1999) 59. 
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auf eigene Rechnung wirtschaftliche Tätigkeiten ausübt. Es wird jede 
wirtschaftliche Tätigkeit erlaubt, die nicht durch ein Gesetz untersagt 
ist. Personalberatung ist eine wirtschaftliche Tätigkeit, die nicht 
verboten ist.  
 
Polen 
 
Personalberatung in Polen existiert in etwa seit Anfang der Neunziger 
Jahre. Die Voraussetzung für die Aufnahme der Tätigkeit als 
Personalberatungsfirma ist die Eintragung dieser Firma in ein Register, 
in dem alle Beschäftigungsagenturen (Rejestr Agencji Zatrudnienia) 
erfasst sind. Unter Beschäftigungsagenturen sind Arbeitsvermittlungs-, 
Personalberatungs- und Zeitarbeitsagenturen zu verstehen310. Für die 
Registrierung sind die wojewodschaftlichen Marschallämter 
zuständig. Manchmal wird diese Aufgabe durch das 
wojewodschaftliche Arbeitsamt übernommen. Die Zuständigkeit 
richtet sich dabei nach dem Sitz der Beschäftigungsagentur. Das 
Verfahren der Eintragung ins Register des Marschallamtes ist durch 
Gesetz über Beschäftigungspromotion und Institutionen des 
Arbeitsmarktes sowie durch die Verordnung des Arbeitsministers über 
Beschäftigungsagenturen vom 26. Jänner 2009 geregelt311. Die 
Registrierung wird durch den Marschall durch die Aushändigung eines 
Zertifikates bestätigt. Das Zertifikat wird zuerst für 1 Jahr, und nach 
dieser Zeit als unbefristet ausgestellt. 
 
                                                                    
310 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg) , Arbeitsrecht in CEE, 59f. 
311 Den Gesetzes- und den Verordnungstext kann man (in polnischer Sprache) auf der 
nachfolgenden Webseite abrufen: http://www.kraz.praca.gov.pl . 
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Das Gesetz betreffend wirtschaftliche Tätigkeiten legt die Grundregeln 
für die Aufnahme und die Ausübung wirtschaftlicher Aktivitäten in 
Polen fest. 
 
Rumänien 
 
Die rumänische Personalvermittlung ist im Beschluss Nr. 938 vom 
10.06.2004312  geregelt. Somit erhielt die Personalvermittlung und –
beratung im Jahr 2004 den entsprechenden gesetzlichen Rahmen313. 
 
Zur Personalvermittlung lässt sich keine Regelung finden, die 
Einrichtung einer Personalberatungsfirma richtet sich nach den 
allgemeinen gesellschaftsrechtlichen Vorschriften über die 
Einrichtungen von Gesellschaften, deren Vielfalt mit unserer 
vergleichbar ist und hier nicht Thema sein soll. Genauer geregelt sind 
lediglich die Zeitarbeitvermittlungsfirmen, die die dreipersonalen 
Verhältnisse per se besondere Herausforderungen darstellen können, 
aber auch diese sind nicht Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit. 
 
Russland 
 
Der Headhunting-Sektor ist in Russland bestens entwickelt und hat 
sich, nicht zuletzt durch den Zustrom westlicher Headhunting-Firmen, 
bereits früh nach der Wende im Jahr 1989 herausgebildet. Das 
österreichische HR-Beratungsunternehmen Hill International war einer 
der ersten westlichen HR-Dienstleister am Markt314.  
                                                                    
312 Amtsblatt Nr. 589 vom 1.07.2004. 
313 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 84f. 
314 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 92f. 
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Grundsätzlich muss die Personalberatungsfirma, den allgemeinen 
Regeln des russischen Gesellschaftsrechts folgend, beim Finanzamt 
und der örtlich zuständigen Steuerbehörde registriert sein. Dort erhält 
sie eine Steuernummer sowie eine Registrierungsurkunde (ähnlich dem 
Firmenbuchauszug in Österreich). Danach erfolgt die Anmeldung bei 
sämtlichen anderen Behörden (die wichtigsten sind das Statistische 
Zentralamt, der staatliche Rentenfonds sowie die Sozialversicherung). 
Dies ist allerdings nicht mehr vom Unternehmer selbst vorzunehmen, 
sondern wird von den Steuerbehörden veranlasst. Mit dem Tag der 
Registrierung bei der Steuerbehörde wird das Unternehmen als 
gegründet angesehen und erhält dadurch seinen rechtlichen Status315.  
 
Generell ist festzuhalten, dass Unternehmen das Recht haben, alle 
Arten von Tätigkeiten auszuüben, sofern diese nicht gesetzlich 
verboten sind. Für bestimmte Arten von Tätigkeiten (wie im Gesetz 
aufgelistet) ist jedoch die Erlangung einer Konzession notwendig.  
 
Serbien 
 
Die Personalberatung gibt es in Serbien seit dem Jahr 2000 und eines 
der ersten Unternehmen in diesem Bereich war die Firma Neumann 
International AG. Die rechtlichen Grundlagen für die Registrierung 
eines Unternehmens in Serbien welches sich mit der Tätigkeit 
Personalberatung/ Headhunting befasst sind gleich wie die 
Voraussetzungen einer Firmengründung in Serbien, bzw. es muss bei 
                                                                    
315 Gesetz ‘Über die staatliche Registrierung juristischer Personen und Einzelunternehmen’. 
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der Agentur für Wirtschaftsregister316 registriert werden. Darüber 
hinaus muss ein Bankkontos eröffnet werden, wonach eine 
Steuernummer zugeteilt wird. Das Mindestkapital für die Eröffnung 
einer d.o.o., welche einer GmbH gleichzustellen ist, beträgt EUR 500,-
. Bei der Registrierung eines Personalberatungsunternehmens ist zu 
beachten, dass, wenn das Personalberatungsunternehmen als Agentur 
registriert werden soll, so muss es davor eine Lizenz vom Ministerium 
für Wirtschaft und regionale Entwicklung317erhalten, wobei 
entsprechende Voraussetzungen, wie geeignete Räumlichkeiten, 
Personal etc. vorgesehen sind. Diese Agentur ist befugt die gleichen 
Tätigkeiten wie das nationale Arbeitsamt durchzuführen318. Für 
Unternehmen die für Consulting- und Management Dienstleistungen 
registriert sind ist keine Lizenz erforderlich und ihre Tätigkeit bezieht 
sich ausschließlich auf Vermittlung und Vertretersuche. 
 
Slowakei 
 
Im Sinne der Stellungnahme des slowakischen Innenministeriums319 
handelt es sich bei der Personalberatung um ein freies Gewerbe, das 
als Tätigkeit der Unternehmensberater, organisatorischer und 
ökonomischer Berater’ (Činnosť podnikateľských, organizačných 
a ekonomických  poradcov) bezeichnet wird. Diese umfasst auch die 
Beratungstätigkeit im Bereich Personalmanagement und/oder 
Vermittlung im Bereich Dienstleistungen bzw. Vermittlung von 
Dienstleistungen im Bereich Personalwesens (sprostredkovateľská 
                                                                    
316 www.apr.gov.rs  [29-01-2010]. 
317 www.merr.sr.gov.yu  [04-02-2010]. 
318 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 107f. 
319 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 122f. 
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činnosť v oblasti obchodu; sprostredkovanie služieb v oblasti 
personalistiky) – die Bezeichnung wurde bereits mehrmals geändert 
und es gibt daher Unterschiede, was die Bezeichnung und den Umfang 
betrifft, zwischen einzelnen Gewerbeämtern einzelner Distrikte. Für 
die Ausübung dieser Gewerbetätigkeiten müssen die gesetzlich 
vorgeschriebenen allgemeinen Voraussetzungen erfüllt werden320.  
 
Die maximale Dauer für die Gewährung von Konzessionen beträgt 30 
Jahre. Eine Konzession wird durch öffentliche Ausschreibung gewährt, 
das Verfahren wird durch eine Vergabekommission durchgeführt. Die 
Vergabekommission bereitet einen Bericht vor, welcher der Regierung 
vorgelegt wird. Die Regierung hat die Entscheidung über die Zuteilung 
der Konzession innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Berichts zu 
fällen. In der Folge wird ein Konzessionsvertrag zwischen der 
Regierung Serbiens und dem Konzessionsnehmer geschlossen. Für die 
gewährte Konzession ist eine Konzessionsgebühr zu entrichten, die im 
Einklang mit dem Konzessionsvergabegesetz und dem 
Konzessionsvertrag stehen muss. 
 
Slowenien 
 
Für die Aufnahme der Tätigkeit als Personalberater in Slowenien, wozu 
sowohl die Suche, Auswahl und Vermittlung von Personen als auch die 
die entgeltliche Beratung von zukünftigen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern in allen Angelegenheiten des Rekruiting zählt, ist ein 
                                                                    
320 Alter mindestens 18 Jahre, strafrechtliche Unbescholtenheit – nachgewiesen durch 
einen Strafregisterauszug, Handlungsfähigkeit. 
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Vertrag für Arbeit und Anstellung mit dem Ministerium für Arbeit, 
Familie und soziale Angelegenheiten notwendig321.  
 
Tschechien 
 
Gem tschechisches Gewerbegesetz322 ist die ‘Vermittlung von 
Beschäftigung’ (zprostredkovani zamestnani) kein Gewerbe, sondern 
wird durch das Gesetz über die Beschäftigung323 geregelt. Der Begriff 
‘Vermittlung von Beschäftigung’ wird in den §§ 14ff definiert. 
Demgemäß fällt unter diesen Begriff einerseits die Suche nach 
Beschäftigung für eine physische Person, die sich um eine Arbeit 
bewirbt und die Suche von Beschäftigten für einen Arbeitgeber, der 
neue Arbeitskräfte sucht324, andererseits die Beschäftigung von 
physischen Personen zum Zwecke der Durchführung ihrer Arbeit für 
einen Verwender, unter dem man eine andere juristische oder 
physische Person versteht, welche die Arbeit zuteilt und ihre 
Durchführung überwacht325, und darüber hinaus die  Beratungs- und 
Informationstätigkeit im Bereich von Arbeitsmöglichkeiten. Außerdem 
fällt im weitesten Sinne die Vermittlung von Arbeitskräften darunter326. 
Personalberater, die hier unter den Begriff ‚Arbeitsagentur’ fallen, 
dürfen neben der Vermittlung auch die Arbeitskräfteüberlassung 
betreiben, hingegen dürfen Arbeitsämter lediglich Arbeitsvermittlung 
durchführen327. Die Bewilligung zur Vermittlung von Beschäftigung 
gemäß § 14, Absatz 3 Z b) erteilt das Arbeits- und Sozialministerium auf 
                                                                    
321 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 136f. 
322 Nr. 455/1999 i.a.F. ist im § 3, Absatz 3, Buchstabe r). 
323 Gesetz Nr. 435/2004   i.a.F über die Beschäftigung (zakon o zamestnanosti). 
324 § 14 Z1 lit a Gesetz Nr. 435/2004   i.a.F über die Beschäftigung. 
325 § 14 Z1 lit b Gesetz Nr. 435/2004   i.a.F über die Beschäftigung. 
326 § 14 Z 2 lit b Gesetz Nr. 435/2004   i.a.F über die Beschäftigung. 
327 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 147f. 
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Grund eines Ansuchens einer juristischen oder physischen Person. Die 
Bewilligung zur Vermittlung von Beschäftigung wird maximal für die 
Dauer von drei Jahre erteilt, die Bewilligung kann wiederholt erteilt 
werden.        
 
Personalberatung, dh die ersten –meist ausländischen- Firmen -mit 
tschechischen Töchtern- gibt es seit der Wende 1989. 
 
Exkurs: Türkei 
 
Personalberatung gibt es in der Türkei seit Mitte der 1980-er Jahre. 
Neben den üblichen Formalitäten zur Firmengründung ist eine 
Genehmigung seitens ‘Is Kur Genel Mürdürlügü’328, einer 
Unterabteilung des Arbeits- und Sozialministeriums, sowie eine 
Registrierung des Unternehmens im Firmenbuch, das in der Kammer 
für Handel und Industrie angesiedelt ist, notwendig329. 
 
Inhaltlich wird die Tätigkeit von Personalvermittlungsagenturen in der 
Verordnung für private Vermittlungsagenturen, erlassen vom 
türkischen Arbeitsamt330 , geregelt. Gem Teil 1 Art 3 Abs 1 dieser am 
25.06.2003 erlassenen Verordnung beruht ebendiese auf  Art 3 des 
türkischen Arbeitsgerichtsgesetzes Nr. 4904331. 
 
                                                                    
328 http://www.iskur.gov.tr/ [10-02-2010]. 
329 Vgl Köksal, Europarecht4 (2006), 11f. 
330 Gesetzes Nr. und Datum: 4904 – 25.06.2003 Veröffentlichung im Amtsblatt: 1. August 
2008 – Nr. 26954. 
331 Vgl Stagl, Arbeitsrecht in der Türkei, ZEuP  1 (2007) 37. 
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Ukraine 
 
Personalberatung/Headhunting gibt es in der Ukraine seit 1988-1990332. 
Um als Personalberater in der Ukraine tätig werden zu können, braucht 
man nach der Firmengründung keine weiteren Zulassungen, es sei 
denn, wenn Dienstleistungen für Personalvermittlung ins Ausland 
angeboten werden333. In diesem Fall ist eine Lizenz des 
Arbeitsministeriums erforderlich.  
 
Ungarn 
 
Rechtsgrundlage für die Personalberatung in Ungarn ist ein 
Arbeitsgesetzbuch aus dem Jahr 1991 sowie die Regierungsverordnung 
Nr 118/2001 über die Registrierung und Ausübung von 
Arbeitskräfteverleihungs- und private Arbeitsvermittlungstätigkeit. Der 
Personalvermittler kann seine Tätigkeit nach der Registrierung beim 
entsprechenden Organ des Arbeitsamtes (Regionális Munkaügyi 
Központ)334, Hinterlegung einer Kaution, Nachweis über Qualifikation 
und Büro, aufnehmen. Arbeitsvermittlern dürfen ihre Tätigkeit nur 
ausüben, wenn sie an den Arbeitssuchenden keine Kosten und 
Gebühren verrechnen335. 
 
Personalberatung und –Vermittlung gibt es in Ungarn seit das erste 
Joint-Venture-Gesetz in Kraft getreten ist (1988), wobei viele 
österreichische Personalberater die Pioniere in Ungarn waren. 
                                                                    
332 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 152f. 
333 Neues Bürgerliches Gesetzbuch (2004), Handelsgesetzbuch (2004). 
334 dies wird sinnvollerweise über einen ungarischen Anwalt abgewickelt. 
335 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 164f. 
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2 EINFACHGESETZLICHE BETRACHTUNG DER ABWERBUNG 
IN CEE 
 
In der Praxis geht das Recruiting für viele große österreichische 
Konzerne, die Niederlassungen in zahlreichen CEE-Staaten betreiben, 
über Fach- und Methodenwissen hinaus. Essentiell für das Profil 
künftiger Mitarbeiter im Osten seien soziale Fähigkeiten, Belastbarkeit, 
Konfliktmanagement und interkulturelle Management-Kompetenzen. 
Im Vergleich konnten die osteuropäischen Kollegen mit 
österreichischen Arbeitskräften mithalten: Ein Studie der ‚Plattform 
Wissensmanagement‘ zeigt sich vom Fachwissen der osteuropäischen 
Manager positiv überrascht und relativiert den vermeintlichen 
Wissensvorsprung des Westens336. Nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs sei bei den Arbeitskräften zuerst fehlendes 
betriebswirtschaftliches Knowhow aufgebaut worden. Mittlerweile 
seien Leistungsbereitschaft und Karrierebewusstsein groß. Nach dem 
Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien wurde von internationalem 
tätigen Personaldienstleistern337 einen Generationensprung 
festgestellt. Im Unterschied zu obrigkeitshörigen Älteren ohne 
Eigeninitiative, hätten viele Junge mit unternehmerischem Denken 
Kleinunternehmen gegründet. So entstand ein Pool an dynamischen, 
jungen Fachkräften. „Die Jungen sind aber oft weniger loyal zu ihren 
Unternehmen und lassen sich bei besseren Gehaltsaussichten viel 
schneller abwerben,“ analysiert die Studie und behauptet einen 
Unterschied zu oft Jahrzehnte langen Dienstverträgen in Österreich, 
                                                                    
336 http://www.pwm.at/file_upload/7_tmpphp7gRP3p.pdf?content=4748 [10-10-20]. 
337 www.kienbaum.com [10-02-24]. 
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wobei mE dabei keine Rücksicht auf die Entwicklung (auch in 
Österreich) der letzten 10 Jahre Rücksicht genommen wurde, in der 
das Job-Hopping durchaus üblich geworden ist.  
 
2.1 Allgemein 
 
Im Folgenden wird in einem kurzen Überblick dargestellt, wie die 
Abwerbung von Arbeitnehmern in den CEE-Staaten geregelt ist, bzw ob 
sie überhaupt explizit geregelt ist. Wie schon oben erwähnt (Kap 8), ist 
das Abwerben von Arbeitnehmern in den meisten CEE-Staaten noch 
nicht das Hauptproblem, insbesondere scheint die Krise in der 
Entwicklung von Marktwirtschaft und EU-Konformität wiederum zu 
Rückschlägen geführt zu haben. Headhunting ist nicht besonders 
etabliert und wird in der Praxis auch kaum genützt, da es noch wenig 
gut ausgebildete Leute gibt, die abzuwerben interessant wären. Daher 
gibt es in dem meisten Ländern keine explizite Regelung und auch 
weder Literatur noch Judikatur dazu, da das Problem einfach nicht 
bekannt ist. Betreffend die deutsche Rechtslage sind die Unterschiede 
zur österreichischen Regelung im Überblick dargestellt. In der 
vorliegenden Arbeit wurde versucht, thematisch zu unterteilen, wobei 
die einzelnen Länder innerhalb der Kategorie alphabetisch geordnet 
angeführt sind.  
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2.2 Konkurrenzklausel 
 
In Bosnien-Herzegowina gibt es keine gesetzliche Regelung, die das 
Abwerben von Arbeitnehmern explizit verbietet338. Lediglich das 
Rechtsinstitut der Konkurrenzklausel ist bekannt, also die (Arbeits-) 
vertragliche Vereinbarung, zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, 
die es dem Arbeitnehmer verbietet, mit einem anderen Arbeitgeber 
nach dem aktuellen Dienstverhältnis in ein Dienstverhältnis zu 
treten339. Möglicherweise hindert die vereinbarte Konkurrenzklausel 
den Arbeitnehmer, sich abwerben zu lassen, da die aus einem Bruch 
der Konkurrenzklausel resultierende Strafe doch lieber vermieden 
wird. Diese Vereinbarung darf sich lediglich auf den Geschäftszweig 
des Arbeitgebers beziehen, maximal zwei Jahre dauern und muss 
ausdrücklich im Arbeitsvertrag vereinbart sein340. Darüber hinaus muss 
sich der Arbeitnehmer nur dann gebunden fühlen, wenn der 
Arbeitgeber eingewilligt hat, dem Arbeitnehmer eine 
Gehaltsfortzahlung zu gewähren idHv mindestens der Hälfte des 
Durchschnittsgehalts der letzten drei Monate vor Vertragsbeendigung. 
In der Praxis werden üblicherweise Zeiträume zwischen drei Monaten 
und einem Jahr vereinbart341.  
 
In Kroatien gibt es ebenso keine gesetzliche Regelung, die das 
Abwerben von Arbeitnehmern explizit verbietet. Auch hier ist das 
Rechtsinstitut der Konkurrenzklausel, die dem Arbeitnehmer verbietet, 
mit einem anderen Arbeitgeber in ein Dienstverhältnis zu treten 
                                                                    
338 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 12f. 
339 The Bosnia Herzegovina Labour Code Босна и Херцеговина рада код 1999, idgF 2003. 
340 Kapitel IX Art 77 ff, The Labour Law (1999). 
341 Vgl Erak, Pendl & Piswanger Bosnia Newsletter 12/2008, 2. 
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unmittelbar nach Beendigung des Dienstverhältnisses, bekannt342. 
Diese Vereinbarung darf sich lediglich auf den Geschäftszweig des 
Arbeitgebers beziehen, maximal zwei Jahre dauern und muss 
ausdrücklich schriftlich im Arbeitsvertrag vereinbart sein343, und 
hindern den Arbeitnehmer möglicherweise daran, sich von einem 
Headhunter abwerben zu lassen. Ausnahmen bestehen wenn der die 
Existenz des Arbeitnehmers durch das Arbeitsverbot gefährdet wäre 
oder wenn es sich um einen Arbeitnehmer handelt, der weniger als das 
Durchschnittsgehalt eines Arbeitnehmers der Republik Kroatien 
verdient344. Der Arbeitgeber kann sich zu Sicherung seiner Ansprüche 
zu einer Ersatzzahlung für die Dauer des Arbeitsverbotes verpflichten, 
die mindestens die Hälfte der letzten drei Monatsgehälter des 
Arbeitnehmers betragen muss345. Bei Nichteinhalten der 
Konkurrenzklausel kann der Arbeitgeber vom Arbeitnehmer 
Schadenersatz für den erlittenen Schaden verlangen. Wurde aber eine 
Pönale vereinbart, so kann er lediglich diese verlangen346.  
 
In Polen unterliegt der Arbeitnehmer nach der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses grundsätzlich keinem Wettbewerbsverbot347. Eine 
Ausnahme stellt eine entsprechende zusätzliche Vereinbarung 
zwischen Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer dar, der Zugang zu 
besonders wichtigen Informationen hat, deren Offenlegung dem 
Arbeitgeber Schaden zufügen könnte. In einem solchen Vertrag sind 
die Dauer des Wettbewerbsverbotes sowie die Höhe der Abfindung, 
                                                                    
342 Art 99 ff Labour Act 2004. 
343 Art 100  Z 2 Labour Act 2004. 
344 Art 100 Z 5 ff Labour Act 2004. 
345 Art 101 Labour Act (2004). 
346 Art 104 Labour Act (2004). 
347 Arbeitsgesetzbuch vom 26.6.1974 (polnisch: ‘Kodeks pracy”). 
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die der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zu zahlen hat, festzulegen. Die 
bezeichnete Abfindung darf nicht niedriger sein als 25% der Vergütung, 
die der Arbeitnehmer während des Bestehens des Arbeitsverhältnisses 
innerhalb des Zeitraumes erhalten hat, der der Geltungsdauer des 
nachvertraglichen Wettbewerbsverbotes entspricht. Die zusätzlichen 
Verträge zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber über die 
Vereinbarung eines Wettbewerbsverbotes bedürfen zu ihrer 
Wirksamkeit immer der Schriftform348. Inhaltlich entspricht diese 
Regelung der uns bekannten Konkurrenzklausel, die den Arbeitnehmer 
möglicherweise daran hindert, sich abwerben zu lassen.  
 
In Rumänien ist das Abwerben von Arbeitnehmern gesetzlich nicht 
geregelt. Auch gibt es dazu keinerlei Judikatur349, offenbar ist auch in 
Rumänien das Problem der Abwerbung nicht wirklich akut. Wie in 
anderen CEE Staaten ist das Rechtsinstitut der Konkurrenzklausel, die 
dem Arbeitnehmer verbietet, mit einem anderen Arbeitgeber in ein 
Dienstverhältnis zu treten unmittelbar nach Beendigung des 
Dienstverhältnisses, bekannt350. Im Vergleich zu den oben genannten 
Ländern ist die Regelung über die Konkurrenzklausel etwas 
detaillierter und umfassender. Demnach darf der Arbeitnehmer nicht in 
eigenem Interesse oder dem Interesse eines Dritten, der in Konkurrenz 
zum Arbeitgeber steht, tätig werden, außer dies wurde ausdrücklich 
vom Arbeitgeber genehmigt351. Diese Vereinbarung darf sich lediglich 
auf den Geschäftszweig des Arbeitgebers beziehen, maximal zwei 
                                                                    
348 Vgl Braun, Polnisches Arbeitsrecht – Ein Überblick (2008), S 16. 
349 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg),, Arbeitsrecht in CEE, 84f. 
350 Law - Labour Code, Law no. 53/2003 was published in the Official Gazette of Romania, 
Part I, no. 72 of 5 February 2003. The Constitutional Court gave Decision no. 24/2003, 
published in the Official Gazette of Romania, Part I, no. 72 of 5 February 2003 on the 
constitutionality of the law. 
351 Art 21 ff Law-Labour Code. 
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Jahre dauern für Management-Positionen und maximal 6 Monate für 
andere Positionen352, gilt nicht während der Probezeit und muss 
ausdrücklich schriftlich im Arbeitsvertrag vereinbart sein. Der 
Arbeitgeber kann sich zur Sicherung zu einer Ersatzzahlung an den 
Arbeitnehmer verpflichten, die mindestens fünfundzwanzig Prozent 
des letzten Gehaltes betragen muss. Die Konkurrenzklausel gilt weiters 
nicht, wenn der Arbeitsvertrag vom Arbeitgeber beendet wurde, aus 
Gründen, die nicht in der Sphäre des Arbeitnehmers liegen oder bei 
Zeitablauf. Die Konkurrenzklausel darf nicht auf ein Arbeitsverbot des 
Arbeitnehmers hinauslaufen353. Das Arbeitsinspektorat kann die Klausel 
aufheben. Im Falle des Verstoßes des Arbeitnehmers gegen die 
Konkurrenzklausel kann der Arbeitnehmer zu Schadenersatz und zur 
Rückzahlung der erhaltenen Konventionalstrafe verpflichtet werden354.  
 
In Slowenien ist die Vereinbarung einer Konkurrenzklausel zulässig, 
allerdings muss diese schriftlich vereinbart sein, darf maximal auf zwei 
Jahre Geltung erlangen und darf den Arbeitnehmer nicht von der 
Erwerbstätigkeit ausschließen355. Um die Konkurrenzklausel mit 
Wirksamkeit zu versehen, muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer 
eine Konventionalstrafe entrichten, die wenigstens ein Drittel des 
Durchschnittsgehalts des Arbeitnehmers der letzten drei Monate vor 
der Vertragsbeendigung beträgt356. Wird der Arbeitsvertrag aus 
Gründen, die dem Arbeitgeber zuzurechnen sind, beendet, so ist die 
Konkurrenzklausel hinfällig, wenn der Arbeitnehmer binnen einem 
                                                                    
352 Art 22 Abs 2 LLC. 
353 Art 23 LLC. 
354 Art 24 LLC. 
355 Art 38 ERA. 
356 Art 39 ERA. 
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Monat nach Vertragsbeendigung dem Arbeitgeber schriftlich mitteilt, 
dass er sich nicht als an die Klausel gebunden erachte357. 
 
Die Abwerbung eines Mitarbeiters widerspricht grundsätzlich nicht den 
rechtlichen Vorschriften358. Das tschechische Arbeitsgesetz Nr. 
262/2006 igF359 kennt aber die Konkurrenzklausel: Der Arbeitgeber 
kann mit einem Arbeitnehmer eine schriftliche Vereinbarung schließen, 
durch die sich der Arbeitnehmer verpflichtet, über einen bestimmten 
Zeitraum nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses, maximal jedoch 
über die Dauer eines Jahres, die Ausübung einer Erwerbstätigkeit zu 
unterlassen, die den Tätigkeitsbereich des Arbeitgebers betrifft oder 
die ihm gegenüber Wettbewerbscharakter besitzen würde. 
Voraussetzung dafür ist, dass dies angesichts des Charakters der 
Informationen, Erkenntnisse usw., die der Arbeitnehmer im 
Anstellungsverhältnis gewonnen hat, von ihm rechtmäßig verlangt 
werden kann. Der Arbeitgeber muss sich in dieser Vereinbarung 
verpflichten, dem Arbeitnehmer einen angemessenen finanziellen 
Ausgleich (mindestens in Höhe des monatlichen 
Durchschnittverdienstes) für jeden Monat der Einhaltung zu zahlen. In 
der Vereinbarung kann ein Geldbetrag festgeschrieben werden, den 
der Arbeitnehmer bei Nichterfüllung seiner Pflicht an den Arbeitgeber 
zu bezahlen hat. Möglicherweise ist das ein Grund, einem 
Abwerbungsversuch eines Headhunters zu widerstehen.  
 
                                                                    
357 Art 40 ERA. 
358 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 147f. 
359 Labour Code Zákonik Práce No. 262/2006 Coll., in Kraft getreten per 01-01-2007, Chap 
VI, Sec 310 ff. 
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2.3 Verstoß gegen Wettbewerbsvorschriften 
 
Das bosnische Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb360 übernimmt 
noch nicht die strenge Systematik der EU-Richtlinie. Ob ein 
Wettbewerbsverstoß der Abwerbung von Mitarbeitern erfasst ist, ist 
mE nicht explizit festgelegt, möglicherweise aber aus Analogien aus 
anderen Gesetzen ableitbar. Dies wird hier nicht weiterverfolgt, da das 
den Rahmen der vorliegenden Arbeit sprengen würde. 
 
Wie in allen CEE-Staaten gestaltet sich die Umsetzung der EU Vorgaben 
bezüglich des Wettbewerbsrechts sehr schwierig. Aus Zeiten der 
Planwirtschaft (vor 1989) existieren noch ineffiziente, übergroße 
Unternehmensstrukturen. Die Liberalisierung der Preise und des 
Handelsverkehrs sowie die Zulassung ausländischer Investoren hatte 
einen wesentlichen Einfluss auf die Zunahme der Konkurrenz auf den 
Märkten im Sinne einer freien Marktwirtschaft. Jedoch sind die 
ergriffenen Maßnahmen nicht ausreichend, um einen funktionsfähigen 
Wettbewerb dauerhaft zu sichern361. Die Gründe liegen auf der Hand: 
Ausländische Investoren sind in erster Linie an der Privatisierung von 
bestehenden großen staatlichen Unternehmen interessiert. Die 
Regierung neigt dazu, Unternehmen ungeteilt an den Meistbietenden 
zu verkaufen. Das führt oft dazu, dass eine neue Monopol Stellung des 
nunmehr privaten Unternehmens vorhanden ist, was sowohl den 
Prinzipien der freien Marktwirtschaft, als auch den Bedürfnissen der 
Verbraucher und den Interessen der Konkurrenten wie auch den 
Vorschriften der europäischen Wettbewerbsbehörde widerspricht. 
                                                                    
360 Act on Competition ‘ Official Gazette BIH”, No 30/01 (2005). 
361 Vgl Twardoch, Wettbewerbspolitik und die MOEL, Seminararbeit Europa-Universität 
Frankfurt/ Oder (1999) S 8. 
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Dadurch entstehen viele Barrieren für den freien Zugang zum 
europäischen Markt, die sich nicht in nächster Zeit abbauen lassen 
werden.  
 
Die deutsche Arbeitsrechtgesetzgebung ist im Gegensatz zu denen der 
CEE-Staaten ein sehr moderne sehr weit entwickelte mit unzähliger 
Judikatur und Literatur. Der deutsche wechselwillige Arbeitnehmer 
gibt seinen sozialen Besitzstand auf. Beim neuen Arbeitgeber hat er im 
ersten halben Jahr überhaupt keinen Kündigungsschutz nach dem 
Kündigungsschutzgesetz. Daher wird das Arbeitsverhältnis erst einmal 
auf bis zu drei Jahre zur Probe befristet und es dauert bis zu vier 
Jahren, bevor der Arbeitsplatz einen gewissen Bestandsschutz hat. 
Folglich wird der Arbeitnehmer sehr vorsichtig sein, sich abwerben zu 
lassen, dh umgekehrt betrachtet, wird der Abwerber wahrscheinlich 
nicht viele Chancen auf eine erfolgreiche Abwerbung haben, außer das 
Angebot, das er vorzuschlagen hat, bringt eine deutliche 
Verbesserung. In Deutschland löste das 2004 in Kraft getretene neue 
dUWG362 das dUWG von 1909 ab um den Europäisierungs-Tendenzen 
Rechnung zu tragen. Der § 1 enthält eine Normierung des 
Schutzzweckes des UWG. Geschützt sind demnach die Interessen des 
Mitbewerbers, des Verbrauchers und sonstiger Marktteilnehmer363. Der 
§ 3 dUWG normiert die Generalklausel364, nach der ‘alle unlauteren 
Wettbewerbshandlungen, die geeignet sind, den Wettbewerb zum 
Nachteil der Mitbewerber, der Verbraucher oder sonstiger 
Marktteilnehmer nicht nur unerheblich zu beeinträchtigen, unzulässig’ 
sind. Die Legaldefinition der Wettbewerbshandlung, deren Vorliegen 
                                                                    
362 BGBl I, 1414. 
363 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg.), Wettbewerbsrecht26 Rn 41. 
364 Vgl das österr. UWG. 
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Voraussetzung des Greifens der Generalklausel ist, entspricht den 
Vorgaben der EU (siehe Kapitel 5.2 ff). Die Abwerbung von 
Arbeitnehmern unterfällt dem gesetzlichen Handlungsbegriff365, da die 
Bewerbungsmethoden zielgerechte und bewusste Handlungen des 
Headhunters oder Arbeitgebers darstellen. Daraus folgt, wirbt der 
potenzielle Arbeitgeber den Kandidaten direkt beim derzeitigen 
Arbeitgeber ab, so liegt einen wettbewerbswidrige Handlung vor. 
Wirbt aber der Headhunter (mit oder ohne konkreten Auftrag des 
Arbeitgebers) ab, so stellt sich die Frage, ob dieses Handeln dem 
potenziellen Arbeitgeber zurechenbar ist. Allein das Tätigwerden des 
Headhunters kann alleine noch nicht wettbewerbswidriges Handeln 
darstellen, da die Tätigkeit eine gesetzlich zulässige Berufsausübung 
darstellt und dem Wesen des Berufs entspricht. § 8 Abs 2 dUWG stellt 
eine Sonderregelung dar, die die Haftung des Betriebsinhabers für 
seinen Angestellten oder Beauftragten normiert, sofern dieser im 
geschäftlichen Betrieb Handlungen vorgenommen hat, die gegen 
bestimmte Vorschriften des UWG verstoßen. Im geschäftlichen Betrieb 
Handlungen vorgenommen hat der Angestellte oder Beauftragte, wenn 
die übernommene Aufgabe des Headhunters im Rahmen der vom 
Unternehmer ausgeübten gewerblichen Tätigkeit liegt und deshalb 
diesem zugutekommt366. Angestellter ist, wer aufgrund eines Vertrages 
in einem aufrechten Dienstverhältnis steht. Beauftragter ist, wer, ohne 
angestellt zu sein, zumindest gelegentlich und zumindest unentgeltlich 
aufgrund irgendeines Vertragsverhältnisses in dem Geschäftsbetrieb 
tätig ist367. Den Betriebsinhaber trifft eine gesteigerte Sorgfalt, dh dass 
er für alle Handlungen seiner Angestellten einzustehen hat, auch wenn 
                                                                    
365 Vgl Rengshausen, Headhunting, S 51. 
366 Vgl Rengshausen, Headhunting , S 52. 
367 Vgl Rengshausen, Headhunting , S 53. 
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diese ohne sein Wissen und/ oder gegen seinen Willen vorgenommen 
wurden368. Gegensätzliche Judikatur hat die deutsche Rechtsordnung 
entwickelt: Das dUWG verlangt ein subjektives Tatbestandsmerkmal, 
um das Ausnützen eines fremden Vertragsbruchs als 
wettbewerbswidrig zu werten. Der Ausnützer muss sich des 
Vertragsbruchs bewusst sein (Wissentlichkeit), oder aber zumindest 
diesen in Kauf nehmen (Eventualvorsatz). 
 
Polen war das erste Land in CEE, das bereits 1990 ein ‘Gesetz zur 
Entgegenwirkung gegen wettbewerbsbeschränkende Maßnahmen’ 
erlassen hat. Die erste Fassung hat sämtliche Bindungs- und 
Behinderungspraktiken verboten, seither wurde das Gesetz achtzehn 
Mal novelliert369. Inhaltlich gibt das Gesetz in erster Linie Pläne und 
Prozesse, Strategien und Strukturen zur Verringerung der 
Nebenwirkungen der plötzlichen Umwandlung von der Planwirtschaft 
zur Marktwirtschaft vor und diesbezügliche Verfahren sowie Strafen 
bei Nichteinhaltung. Das Problem der Abwerbung von Mitarbeitern 
erscheint in diesem Zusammenhang verschwindend gering, was wohl 
auch der Grund sein mag, warum sich damit weder Literatur noch 
Justiz bislang je beschäftigt hat. Die Unternehmen haben zumeist 
derzeit andere Probleme. 
 
Slowenien widmet dem Wettbewerb in Arbeitsverhältnissen in seinem 
Arbeitsgesetzbuch gar 3 Seiten und 4 Artikel. Gem Art 37 des 
Arbeitsgesetzbuches370 ist es dem Arbeitnehmer ausdrücklich 
                                                                    
368 Vgl Hefermehl/Köhler/Bornkamm (Hrsg), Wettbewerbsrecht26§ 13 Rn 67. 
369 Vgl Twardoch, Wettbewerbspolitik und die MOEL, Seminararbeit Europa-Universität 
Frankfurt/ Oder (1999) S 10. 
370 Employment Relationships Act, containing: •The Employment Relationships Act 
(Official Gazette of the Republic of Slovenia No 42/02) • The Act Amending the 
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untersagt, ohne schriftliche Zustimmung des Arbeitgebers in einem 
Wettbewerbsverhältnis zum Arbeitgeber tätig zu sein. Für den Fall, 
dass der Arbeitnehmer doch in einem Wettbewerbsverhältnis tätig ist, 
so kann der Arbeitgeber Schadenersatz für den erlittenen Schaden 
verlangen binnen drei Monaten ab Kenntnis der 
wettbewerbsstörenden Handlung und/ oder binnen 3 Jahre nach 
Abschluss der wettbewerbsstörenden Tätigkeit371.  
 
Das ungarische Gesetz Nr. LVII über unlauteres Marktverhalten und 
Wettbewerbsbeschränkungen aus dem Jahr 1996372 ist mit Wirkung 
zum 1.6.2009 novelliert worden. Die Gerichtspraxis geht dazu über, die 
Schäden, die durch die Rechtsverletzung des uUWG entstanden sind, 
im Sinne des Wettbewerbsrechts zu regeln. Das Kap. II des uUWG 
beinhaltet das ‚unlautere Marktverhalten‘, wonach bei Rufschädigung, 
Geheimnisverrat, sowie Einflussnahme auf fremde 
Geschäftsbeziehungen der Geschädigte als Wiedergutmachung die 
Rückerstattung der Bereicherung, sowie die Veröffentlichung des 
Beschlusses auf Kosten des Schädigers verlangen kann. Darüber hinaus 
kann der Geschädigte eine ‚vorläufige Sicherungsverfügung‘ 
beantragten, unter der Voraussetzung, dass er glaubhaft machen kann, 
dass die spätere Erstattung des Schadens in Gefahr wäre373. Diese 
Regelungen, die den Vorgaben der Wettbewerbsrichtlinie sehr gut 
entsprechen, sind eigentlich für Werbeproblematiken angewandt 
worden. Sie lassen sich jedoch mE analog auf die Abwerbung von 
Arbeitnehmern anwenden, dahin gehend, dass bei Verrat von 
                                                                                                                                                                                                      
Employment Relationships Act (Official Gazette of the Republic of Slovenia No 103/07), 
in Kraft getreten 01-01-2009. 
371 Art 37 Abs 2 ERA. 
372 törveny a tisztessegtelen piaci magatartas es a versenykorlatozas tilalmarol. 
373 Vgl PWC, Newsletter Wettbewerbsrecht Ungarn, Sonderausgabe (2008) 3f. 
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Geschäftsgeheimnissen der Arbeitnehmer schadensersatzpflichtig 
werden könnte. Interessant ist auch der § 5 uUWG, wonach der 
Headhunter schadenersatzpflichtig werden kann, wenn er den 
Arbeitnehmer unlauter anstiftet, die bestehende Wirtschaftsbeziehung 
aufzulösen. Unter der Voraussetzung, dass die unlauterer Anstiftung 
analog zum öUWG und der öRspr die Verleitung zum Vertragsbruch mit 
verpönten Motiven und unlauteren Mittel widerspiegelt, und der 
Arbeitsvertrag eine Wirtschaftsbeziehung darstellt, lässt sich das 
Verschulden des Headhunters und damit die Pflicht zur Leistung von 
Wiedergutmachung ableiten.  
 
2.4 Ausnützen fremden Vertragsbruchs 
 
Das Ausnützen des fremden Vertragsbruchs ist nach deutscher Rspr 
danach zu differenzieren, ob der Abwerbende aktiv in den 
Vertragsbruch eingreift oder lediglich den ‚fertigen’ Vertragsbruch zu 
seinen Gunsten ausnützt. Der dBGH unterscheidet zwischen ‚Verleiten’ 
und ‚Ausnützen’ insofern, als das Ersteres aktives Hinarbeiten darstellt, 
während Zweiteres das Nutzen der Möglichkeit zu einem 
Geschäftsabschluss, die durch einen Anderen aktiv betrieben wurde, 
erfasst.  
 
2.5 Betrachtung der Abwerbung nach Gewerberecht 
 
Im § 125 dGewO fand sich ursprünglich explizit die Regelung, dass der 
‚alte’ Arbeitgeber einen Schadenersatzanspruch gegen den 
abwerbenden Arbeitgeber durchsetzten kann. Es handelte sich um eine 
Sonderregelung und war lange Zeit die einzige der in der vorliegenden 
Arbeit beleuchteten Rechtsordnungen, die einen solchen 
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Schadenersatzanspruch ex lege normierte. 2003 wurde diese Norm 
allerdings aufgehoben, eine Begründung für die Aufhebung lässt sich 
nicht finden374. Im Jahre 2003 wurde eine inhaltlich entsprechende 
Norm, die den Schadenersatzanspruch gegen den abwerbenden 
Arbeitgeber festgelegt, im türkischen Arbeitsgesetzbuch festgelegt 
(siehe Kap.10.12).  
 
2.6 Verstoß gegen arbeitsgesetzliche Vorschriften 
 
Das ungarische Parlament hat am 31.3.2003 Änderungen des 
ungarischen Arbeitsrechts375 beschlossen, um es mit fünf Richtlinien 
der Europäischen Union in Einklang zu bringen. Bezüglich der 
Abwerbung von Arbeitnehmern gibt es keinerlei gesetzliche 
Regelung376, auch keine explizite Möglichkeit der Vereinbarung einer 
Konkurrenzklausel oder Konventionalstrafe. Allein aus den 
Sorgfaltspflichten des Arbeitsgesetzbuches377, ergibt sich, dass eine 
Abwerbung problematisch sein kann, besonders dann, wenn der 
Arbeitnehmer Geschäftsgeheimnisse oder Kundenkontakte mitnimmt. 
Der Arbeitnehmer muss die ihm bei seiner Arbeit zur Kenntnis 
gelangten Geschäftsgeheimnisse sowie die auf den Arbeitgeber bzw 
seine Tätigkeit bezogenen Informationen von grundlegender 
Bedeutung wahren. Auch darüber hinaus darf er keiner unbefugten 
Person Daten mitteilen, die ihm im Zusammenhang mit der Ausübung 
seines Arbeitsbereiches bekannt geworden sind und deren 
                                                                    
374 Vgl Rengshausen, Headhunting (2006), 40. 
375 Gesetz Nr. XXII/1992. 
376 Nr. 2003/88/EG vom 4.11.2003. 
377 § 103 Abs 3 ArbGB 191 idgF (‘Gesetz Nr. XXII von 1992 über das Arbeitsgesetzbuch’). 
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Bekanntgabe für den Arbeitgeber oder eine andere Person mit 
nachteiligen Folgen verbunden wäre. 
 
2.7 Schadenersatzpflicht 
 
Auch in Bulgarien gibt es keinerlei gesetzliche Vorschrift, nach der das 
Abwerben eines in einem aufrechten Dienstverhältnis stehenden 
Arbeitnehmers explizit untersagt ist. Üblicherweise wird in 
Dienstverträgen oder im Annex zu demselben allerdings geregelt, dass 
der Arbeitnehmer auf Grund seiner Loyalitätsverpflichtung378 
Schadenersatzpflichtig werden kann, wenn er das Vertrauen des 
Dienstgebers missbraucht oder vertrauliche Informationen an Dritte 
weitergibt. Folglich lässt sich in Analogie dazu die Abwerbung als 
problematisch einstufen, wenn sich der Arbeitnehmer entschließt 
vorzeitig den Vertrag zu lösen oder zum Vertragsbruch angestiftet 
wird, oder auch während aufrechter Kündigungsfrist schon für den 
neuen Arbeitgeber tätig wird. 
 
In Serbien ist die Abwerbung eines Mitarbeiters in einem aufrechten 
Dienstverhältnis gesetzlich nicht verboten, es sei denn es ist im 
Arbeitsvertrag anders definiert379.Das serbische Arbeitsrecht normiert 
dazu in seinem Kapitel XII380, der Arbeitsvertrag möge festlegen, 
welche Tätigkeiten ein Arbeitnehmer weder in seinem Namen noch für 
jemanden anderen ohne Erlaubnis seines Arbeitgebers ausüben darf. 
Davon erfasst sind nur solche Tätigkeiten, bei denen der Arbeitnehmer 
                                                                    
378 Vgl Art 126 Pkt 9 Bulgarisches Arbeitsgesetzbuch GBl Nr. 103 idFv 29-12-2009. 
379 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 98f. 
380 Zakon O Radu – Labour Law of Serbia and Montenegro Republic of Serbia, Official 
Gazette of the RS, Nos. 70/01 and 73/01 (2005) Übersetzung ins Englische 2005, 
Jugoslovenski pregled (Yugoslav Survey). 
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Zugang zu wichtigem technologischen Wissen, zu einen großen Kreis 
von Geschäftspartnern oder Zugang zu wichtigen 
Betriebsinformationen und Geheimnissen hat. Darüber hinaus muss der 
Arbeitsvertrag eine territoriale Gültigkeit, abhängig von der beim 
Arbeitgeber ausgeübten Tätigkeit, enthalten. Wenn ein Arbeitnehmer 
gegen diese Bestimmungen verstößt, so kann der Arbeitgeber 
Schadenersatz fordern381, was wiederum für einen Abwerber eine 
Barriere darstellen kann. Die zeitliche Beschränkung, in der der 
Arbeitnehmer nach Beendigung seines Dienstverhältnisses an die 
Konkurrenzklausel gebunden bleiben darf, beträgt zwei Jahre382. Die 
Vereinbarung einer Konventionalstrafe ist möglich. 
 
2.8 Verletzung der Loyalitätspflicht 
 
Nach slowakischem Arbeitsrecht widerspricht die Abwerbung eines 
Mitarbeiters durch Headhunter für ein anderes Unternehmen nicht den 
Vorschriften. In der Arbeitsrechtssammlung383 gibt es nicht einmal eine 
Erwähnung der Konkurrenzklausel oder irgendeines Tatbestandes, der 
darunter subsumiert werden könnte. Lediglich in § 81 des Labour Code 
of Slovak Republic (‘Fundamental obligations of employee’) sind aus 
den allgemeinen Pflichten des Arbeitnehmers auch die Loyalität und im 
Zuge dessen möglicherweise auch das Verbot des Sich-Abwerben –
Lassens herauszulesen. Demnach besteht die Pflicht, die gesetzlichen 
und andere Vorschriften zu befolgen384, das Eigentum des Arbeitgebers 
gegen Beschädigung, Verlust, Zerstörung und Missbrauch zu schützen 
                                                                    
381 Art 161 LL of RS. 
382 Art 162 LL of RS. 
383 Labour Code Slovak Republic – Slovakia, Collection of Laws, Years 2001 – 2009, Act No. 
165/2002,  Act No. 313/2001 und andere, in Kraft getreten tw ab 1. April 2002. 
384 § 81 lit c LC of SR. 
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sowie die gerechtfertigten Interessen des Arbeitgebers nicht zu wider 
zu handeln385. Darüber hinaus besteht die Verpflichtung des 
Arbeitnehmers über die Angelegenheiten, mit denen der Arbeitnehmer 
im Zuge seiner Beschäftigung in Berührung kommt, Stillschweigen zu 
bewahren, wenn sie im Interesse des Arbeitgebers nicht Dritten 
eröffnet werden sollen386. Aus diesen drei Sätzen lässt sich ableiten, 
dass das Sich-Abwerben-Lassen zu einem Konkurrenten gesetzwidrig 
ist, zumal ein Stillschweigen über Geschäftsgeheimnisse weder 
garantiert noch vermutet werden kann, im Gegenteil, oftmals Sinn und 
Zweck der Abwerbung darstellt. In Folge dessen kann auch das 
Verleiten zum Vertragsbruch durch den Headhunter, wie schon im 
Kapitel über die österreichische Betrachtung ausgeführt, gesetzwidrig 
sein. Über Schadenersatzansprüche des Arbeitgebers bei Verstößen 
gegen § 81 ist nichts ausdrücklich festgelegt.  
 
Judikatur gibt es zur Abwerbung keine, das Problem der Abwerbung ist 
bis dato nicht akut gewesen. Ob es sich um einen Verstoß gegen die 
Wettbewerbsvorschriften handelt ist eine sehr komplexe juristische 
Frage, wie auch im österreichischen Recht. 
 
2.9 Regelungen vor der ‚freien Marktwirtschaft‘ 
 
Das zurzeit geltende ukrainische Arbeitsgesetzbuch stammt aus dem 
Jahre 1971 und damit aus der Ära der Sowjetunion mit ihrer 
arbeitsrechtlichen Privilegierung der Werktätigen - jedenfalls 
gemessen an westlichen Standards. Zwar ist es nach der Erlangung der 
                                                                    
385 § 81 lit e LC of SR. 
386 § 81 lit f LC of SR. 
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staatlichen Unabhängigkeit der Ukraine zur Verabschiedung vieler 
neuer Fachgesetze gekommen, darunter zum Beispiel des Gesetzes 
über die Vergütung der Arbeitsleistung, des Tarifvertragsgesetzes, des 
Urlaubsgesetzes und des Gewerkschaftsgesetzes387. Ein neues 
Arbeitsgesetzbuch ist von der Verkhovna Rada - dem ukrainischen 
Einkammer-Parlament - in erster Lesung angenommen worden. Da die 
Aussichten auf Verabschiedung des Regelwerks in seiner derzeitigen 
Fassung gering sind, wird es gegenwärtig überarbeitet. Es ist 
ungewiss, wann sich das Parlament erneut mit dem Legislativakt 
befassen und wann es in der Ukraine ein neues Arbeitsgesetzbuch 
geben wird. Das derzeit geltende Arbeitsrecht schränkt die 
Willensautonomie der Parteien stark ein, jedoch auf asymmetrische 
Weise. Zu Ungunsten des Arbeitnehmers sind keine Abweichungen von 
den Arbeitsgesetzen möglich. Zulässig ist dagegen eine Besserstellung 
des Arbeitnehmers388. 
 
Die Abwerbung eines Mitarbeiters in einem aufrechten 
Dienstverhältnis widerspricht den arbeitsrechtlichen oder anderen 
Vorschriften nicht. Dazu gibt es keinerlei Regelung389, Judikatur 
und/oder Literatur. 
 
2.10 Sonderregelungen 
 
Das Abwerben von Mitarbeitern anderer Unternehmen (‘Poaching’) ist 
in der Russischen Föderation nicht gesetzlich beschränkt390. Das 
                                                                    
387 Vgl Blank, Niederlassungsratgeber, ZEuP 2/2007, 45f. 
388 Vgl Pogrebna in Arzinger (Hrsg) WiRO 1/2010, 2.  
389 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 150f. 
390 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 87f. 
HEADHUNTING – Rechtliche Betrachtung der Personalabwerbung in 
Österreich und CEE 
231 
 
russische Recht erlaubt es nicht, dem Arbeitnehmer vertraglich für die 
Zeit des Arbeitsverhältnisses eine unternehmerische Tätigkeit im 
Wettbewerb zum Arbeitgeber zu untersagen, und ist damit einzigartig 
unter den in der vorliegenden Arbeit beleuchteten Rechtsordnungen. 
Auch ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot ist unzulässig. Zur 
Begründung wird das in der Verfassung der RF verankerte Grundrecht 
auf freie unternehmerische Entfaltung angeführt391. Es gibt daher kein 
direktes Mittel, dem Arbeitnehmer die Tätigkeit bei einem 
Konkurrenten in Nebenbeschäftigung oder als Selbstständiger zu 
untersagen. Daher sind sog. ‘non-compete’ und ‘non-solicitation’ 
Klauseln in Russland nicht durchsetzbar392.  
 
In der Türkei ist am 10.06.03 ein neues Arbeitsgesetz Nr. 4857 in Kraft 
getreten. Es wurde gemäß den Normen der EU und der ILO erarbeitet 
und soll der bestehenden Gesetzgebung zum Arbeitsrecht einen 
Rahmen und eine flexible, zeitgenössische Struktur verleihen, um den 
Entwicklungen im In- und Ausland nachzukommen. Fortan sollen 
Arbeitnehmer, Arbeitgeber und dritte Parteien gleichberechtigt 
behandelt werden. Dazu wurden verschiedene Grundsätze und Verbote 
eingeführt, unter anderem das Gleichbehandlungsprinzip (Art. 5 ArbG). 
Es soll das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie 
die Kündigungsmodalitäten neu regeln. Doch stehen die neuen 
Bestimmungen im Widerspruch zur türkischen Verfassung und lassen 
Fragen nach der Wirksamkeit des beabsichtigten Arbeitsschutzes 
aufkommen. Die innerstaatlichen Umsetzungen des Vertrages sind erst 
neun Jahre später nach langen Verhandlungen erfolgt. Widerstände 
                                                                    
391Vgl BBLaw - Beiten Burkhardt Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (Hrsg), Arbeitsrecht in 
Russland (2006/07) 14.  
392 Vgl Binetzky Brand und Partner, Russisches Arbeitsrecht (2010) 7. 
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der Arbeitgeber und ihr Druck auf die Regierung mussten angesichts 
der EU-Harmonisierungspolitik nachlassen. Es fragt sich, inwieweit das 
neue Gesetz tatsächlich einen besseren Schutz für den Arbeitnehmer 
bietet. Denn der Arbeitsschutz, wie er mit dem neuen Arbeitsgesetz Nr 
857 geregelt worden ist, gilt nur unter den Voraussetzungen der 
unbefristete Arbeitstätigkeit, gilt für Betriebe und Unternehmen mit 
über 30 Arbeitnehmern und setzt eine Tätigkeit des Arbeitnehmers von 
mindestens sechs Monaten im gleichen Unternehmen voraus. 
Insbesondere bei befristeten Arbeitsverträgen, bei kleinen 
Unternehmen mit weniger als 30 Arbeitnehmern und bei einer Tätigkeit 
von weniger als sechs Monaten im gleichen Unternehmen finden die 
gesetzlichen Bestimmungen zur Arbeitssicherung keine Anwendung. 
Dies steht im Widerspruch zu Art. 10 der Verfassung393. Das neue 
Arbeitsgesetz verwehrt es den Arbeitgebern damit nicht, die zum 
Arbeitsschutz gedachten Regelungen zu umgehen, indem sie 
ausschließlich befristete Arbeitsverträge abschließen und damit durch 
fortlaufende Einstellung und Entlassung der Arbeitnehmer die 
Begründung einer Vertragskündigung vermeiden. In der Praxis dürfte 
dies zu ‘Ketten-Verträgen’ führen, bei dem die Arbeitnehmer zwar 
lange Jahre bei einem Unternehmen arbeiten, was aber nach außen 
nicht zu Tage tritt, da stets mehrere Arbeitsverträge abgeschlossen 
werden. Im Einzelfall sieht es dann stets so aus, als ob der 
Arbeitnehmer nicht über 6 Monate bei einem Unternehmen 
beschäftigt gewesen sei. Die Rechtsprechung des türkischen Obersten 
Gerichtshofes aber besagt, dass in solchen Fällen, die ‘Ketten-Verträge’ 
als ein einziger Arbeitsvertrag zu akzeptieren sind. Da es an der 
                                                                    
393 Vgl CMS Reich-Rohrwig Hainz (Hrsg), Arbeitsrecht in CEE, 172f. 
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Umsetzung und Durchsetzung mangelt wird dieses Thema im Rahmen 
des Arbeitsschutzes noch Diskussionen hervorrufen394.  
 
Auch ist anzunehmen, dass es vermehrt zu Rechtsstreitigkeiten 
kommen wird, in denen es um die Auslegung des Begriffs ‘gültige 
Gründe’ bei Vertragskündigung geht. Wendungen wie ‘Gründe, die 
durch das Verhalten und der Unergiebigkeit des Arbeitnehmers 
hervortreten’, ‘Gründe, die aus den Erfordernissen des Arbeitsplatzes 
und der Eigenschaft der Arbeitstätigkeit resultieren’ sind sehr vage 
und können nicht eindeutig ausgelegt werden. Auch hier mangelt es an 
Judikatur und der türkische Oberste Gerichtshof wird diese abstrakt 
gefassten Bezeichnungen zu konkretisieren haben.  
 
Der Arbeitnehmer kann bei Kündigung ohne Angabe eines ‘wichtigen 
Grundes’ innerhalb eines Monats ab Kündigungszustellung beim 
Arbeitsgericht auf Feststellung der Ungültigkeit der Kündigung klagen. 
Das Gericht wiederum hat zwei Monate Zeit, zu einer Entscheidung zu 
gelangen. Innerhalb eines weiteren Monats muss dann der Oberste 
Gerichtshof endgültig zu entscheiden. Die Einhaltung dieser Fristen 
scheint unrealistisch und dürfte in vielen Fällen überschritten 
werden395.  
 
Das türkische Arbeitsrecht396 kennt eine besondere Bestimmung über 
die Abwerbung von Mitarbeitern, in der die Haftung von etwaigem 
Schaden des ehemaligen Arbeitgebers ausdrücklich neben dem 
Arbeitnehmer auch der neue Arbeitgeber normiert wird. Für die 
                                                                    
394 Vgl Köksal, Türkisches Arbeitsrecht (2010) 45. 
395 Vgl Selcuk, Türkisches Arbeitsrecht, EuAR 2 (2004). 
396 Turkish Laborlaw No. 4857 ‚Türk iș hukuku kanun’, in Kraft getreten am 10-06-2003. 
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arbeitsrechtliche Betrachtung wird der Art 23 ArbG herangezogen 
werden, in dem festgelegt wird, dass ein Arbeitnehmer, der bei einem 
Arbeitgeber mit befristetem oder unbefristeten dauerhaften 
Arbeitsvertrag beschäftigt ist, die Arbeit vor Ablauf der Vertragsdauer 
oder unter Nichteinhaltung der Kündigungsfrist niederlegt und für 
einen anderen Arbeitgeber zu arbeiten beginnt, dieser haftet  für die 
vertraglichen Folgen der Kündigung.  Daneben haftet auch der neue 
Arbeitgeber, wenn der der neue Arbeitgeber Grund für das Verhalten 
des Arbeitnehmers war,  wenn der neue Arbeitgeber den Arbeitnehmer 
in Kenntnis der Umstände eingestellt hat, und/oder wenn der neue 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer weiterbeschäftigt, obwohl er von 
seinem Verhalten erfahren hat. 
 
Diese Ausdrücklichkeit der Haftung bei Austritt ist in den in dieser 
Arbeit betrachteten Rechtsordnungen einzigartig. Dh wenn der 
Arbeitnehmer vorzeitig unbegründet austritt, zB weil er von einem 
Headhunter abgeworben wurde, so haftet neben dem Arbeitnehmer 
für den entstehenden Schaden unter bestimmten Umständen auch der 
Arbeitgeber.  
 
2.11 Ergebnis 
 
Zusammenfassend kann man sagen, dass die meisten CEE Staaten 
keine explizite Regelung über den Wettbewerb im Arbeitsrecht haben, 
bis auf die Türkei. In Russland ist es sogar ausdrücklich verboten, den 
Arbeitnehmer durch eine Konkurrenzklausel einzuschränken. Die 
wettbewerbsrechtliche Betrachtung ist eines Tages möglicherweise 
spannend, aber viele der Staaten haben noch kein EU-konformes 
Wettbewerbsrecht.  
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ME ergibt sich die Schlussfolgerung, dass die Staaten der CEE Region 
mit dem Problem der Abwerbung offenbar nicht befasst sind, da sie 
noch ganz andere Probleme haben. Das kann sich aber täglich ändern, 
da die westlichen Investoren, die jetzt zT noch Führungskräfte aus den 
eigenen Reihen mitbringen, die an die Stillschweigeklauseln, 
Konkurrenzklauseln und Geheimhaltegebote gewöhnt sind und 
darüber hinaus meist noch gut bezahlt, eines Tages gut ausgebildete 
und billigere einheimische Fach- und Führungskräfte vorfinden werden. 
Dann wird sich, als Ergebnis des Wandels der Gesellschaft und des 
Verlusts von Werten, das Problem des Abwerbens von Schlüsselkräften 
und damit des Geheimnisverlusts ergeben. In Folge wird es zu 
Verfahren kommen und danach zu Gesetzesänderungen oder 
Praxiswandel. Dann wird die Judikatur und Praxis, wie sie in Österreich 
und Deutschland schon seit Jahren und Jahrzehnten gehandhabt wird, 
auch in CEE täglicher Alltag sein. 
 

  
 
 
 
 
 
Teil 7 | Zusammenfassung 
und Ausblick 
 

 Im Zeitalter des Schnelllebigkeit und Kurzfristigkeit, der spezialisierten 
Ausbildungen und der schnellen Kommunikation gibt es für suchenden 
Unternehmen und mit dem Suchauftrag betrauten Berater zahlreiche 
Möglichkeiten um potenziellen Kandidaten, die dem meist hoch 
spezialisierten, erstklassigen Profil entsprechen, zu identifizieren. Die 
Suche nach qualifizierten Mitarbeitern erfolgt in der Praxis häufig 
durch Personalberatungsunternehmen. Personalberater werden von 
Unternehmen beauftragt, die Unterstützung bei der Suche und 
Auswahl von Kandidaten für wichtige Führungspositionen benötigen. 
Die teuerste und aufwendigste Variante, die am meisten Ressourcen 
bindet und das geringste Output verzeichnet, aber qualitativ am 
ertragreichsten ist, ist die Direktansprache im eigentlichen Sinne der 
Abwerbung des Kandidaten am bestehenden Arbeitsplatz. Die an 
Quantität erfolgreichste, mit der das breiteste Spektrum an möglichen 
Kandidaten angesprochen werden kenn, ist die Anzeige in Print- oder 
Onlinemedien. Im der vorliegenden Arbeit wurde in erster Linie die 
Methode der Direktansprache arbeits- und wettbewerbsrechtlich 
analysiert, unter Bedachtnahme auf Zeiterscheinungen und 
Praxisrelevanz, nicht nur in Österreich sondern darüber hinaus wir eine 
kurzer Überblick über die entsprechende Situation in verschiedenen 
CEE-Staaten gegeben. Unter der Direktansprache, dem sog 
„Headhunting“ ist die aktive Kontaktaufnahme eines Beraters 
(Headhunters) mit potentiellen Kandidaten zu verstehen, deren 
Wechselwilligkeit des Arbeitsplatzes bis zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht bekannt ist. Angesprochen werden überwiegend Führungskräfte, 
die dem Anforderungsprofil einer vakanten Position entsprechen und 
die sich zum Zeitpunkt der Kontaktaufnahme noch in einem 
Arbeitsverhältnis befinden. 
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Der Arbeitnehmer, der ehemalige Arbeitgeber, der zukünftige 
Arbeitgeber und der Abwerber, sei er nun selbstständiger 
Unternehmensberater, Angestellter beim Unternehmensberater, 
Kollege oder Personalleiter bei einem Auftraggeber haben in diesem 
Problemkreis unterschiedliche Motive und Interessen an der 
Abwerbung. Die Gesellschaft tritt mit allgemein gehaltenen bipolaren 
Interessen ein wenig hinter die individuellen subjektiven Interessen der 
anderen Beteiligten zurück.  
 
Wie im Verlauf der Arbeit gezeigt wurde, fällt die Thematik der 
Abwerbung von Arbeitnehmern rechtlich in einen Grenzbereich 
zwischen Arbeitsrecht und Wettbewerbsrecht; dies insbesondere, 
wenn zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine arbeitsrechtliche 
Konkurrenzklausel vereinbart ist.  
 
Das Abwerben von Arbeitnehmern ist im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften, zB  mittels Verleitung zur ordnungsgemäßen 
Vertragsauflösung, also unter Einhaltung gesetzlicher 
Kündigungsfristen, ist  grundsätzlich zulässig, da es der Sache nach 
fast zwangsläufig dem Wettbewerb um Arbeitskräfte entspricht. Die 
zentrale Vorschrift zur Regelung von Abwerbungen von Arbeitskräften 
bildet der § 1 UWG. Eine Wettbewerbswidrigkeit kann sich nur aus 
besonderen Begleitumständen ergeben, die die Abwerbung im 
konkreten Fall als unlauter oder mit niedrigen Beweggründen 
erscheinen lassen. Dafür genügt es nicht, dass eine fremde Arbeitskraft 
durch das Versprechen eines höheren Lohns oder besserer 
Arbeitsbedingungen zur Kündigung veranlasst wird. In einer freien 
Marktwirtschaft, in der qualifizierte Mitarbeiter einen Erfolgs- und 
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Wettbewerbsfaktor darstellen, muss jeder Unternehmer damit 
rechnen, dass seine Beschäftigten kündigen, wenn ihnen bessere 
Bedingungen geboten werden. Insbesondere auch bei Schlüsselkräften 
(Spezialisten) ist eine auf ordnungsgemäße Lösung des 
Vertragsverhältnisses gerichtete Abwerbung nicht unlauter. Auch eine 
planmäßige Vorgehensweise, bei der das Vorhandensein von Vorsatz 
zu bejahen ist, ist für sich allein kein besonderer Umstand, der die 
Unlauterkeit einer Abwerbung iSd § 1 UWG begründet. Andernfalls 
wäre jede Abwerbung im Ergebnis unlauter, sobald bezüglich der 
Abwerbung der Vorsatz nachgewiesen ist. Dies würde aber auf Seiten 
des Konkurrenzunternehmens, für das der Headhunter tätig wird, dem 
Grundsatz der Wettbewerbsfreiheit widersprechen und seitens des 
Arbeitnehmers in abhängiger Stellung eine unzulässige 
Beeinträchtigung der beruflichen Freizügigkeit mit sich bringen. 
Die Beurteilung, ob ein zu beanstandendes Wettbewerbsverhalten 
vorliegend ist, erfordert daher regelmäßig eine – am Schutzzweck des 
§ 1 UWG auszurichtende – individuelle Betrachtung des 
Gesamtcharakters des Verhaltens nach seinem konkreten Anlass, 
seinem Zweck, den eingesetzten Mitteln, seinen Begleitumständen 
sowie den Auswirkungen. Weder in der Literatur noch in der 
Rechtsprechung ist eine einheitliche Antwort auf diese Frage zu 
erkennen. 
 
Verschiedene rechtliche Erscheinungsformen lassen sich 
kategorisieren. Dazu zählen die Verleitung zum Vertragsbruch, die gem 
§ 1 UWG prinzipiell wettbewerbswidrig. Das Ausnützen fremden 
Vertragsbruchs, ist auch nach der nunmehrigen Rechtsprechung nur 
bei Hinzutreten besonderer Umstände wettbewerbswidrig. Die genaue 
Beurteilung des Verhaltens nach den aus Literatur und Rechtsprechung 
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gewonnen Kriterien ist im Einzelfall unerlässlich. Darüber hinaus lässt 
sich die Verleitung zur ordnungsgemäßen Kündigung herausarbeiten, 
die zwar generell zulässig ist, jedoch wettbewerbswidrig iSd § 1 UWG 
sein kann, wenn dabei verwerfliche Ziele verfolgt oder verwerfliche 
Mittel angewendet werden. 
 
Es wurden die verfassungsrechtlichen Grundlagen des Wettbewerbs im 
Hinblick auf die Abwerbung von Arbeitnehmern dargestellt und 
einschlägige Grundrechtstatbestände, die mit dem Abwerben von 
Arbeitnehmern und vor allem der Konkurrenzklausel in Verbindung 
stehen können, beleuchtet. Dabei hat sich gezeigt, dass der 
Verfassungsgesetzgeber dem weitgehend unbeschränkten Zugang von 
Arbeitnehmern zum Arbeitsmarkt große Bedeutung zugemessen hat. 
Im weiteren Verlauf wurde Bezug genommen auf die relevanten §§ 1 
UWG, § 879 ABGB sowie bei der § 36 AngG. Das Abwerben von 
Arbeitnehmern und die Konkurrenzklausel weisen einen starken 
Konnex zur europarechtlichen Arbeitnehmerfreizügigkeit auf. Der 
EuGH hat die Bestimmung des Art 39 EGV in langjähriger 
Rechtsprechung zu einem allgemeinen Verbot, die Freizügigkeit zu 
beschränken, umgeformt.  
 
Weiters wurde die Nachwirkung der Treuepflicht beleuchtet ebenso 
wie nachvertragliche Erwerbsbeschränkungen, was im Hinblick auf das 
bestehende Spannungsverhältnis zwischen der Interessenlage von 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer natürlicherweise nicht einfach zu 
verallgemeinern ist und im Einzelfall genauer zu beleuchten wäre. 
 
Anschließend wird die Möglichkeit der Haftung der einzelnen 
Beteiligten erörtert, der Anspruch auf Erfüllung und der Schadenersatz 
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gegen die neuen Arbeitgeber, den Arbeitnehmer, den Headhunter und 
den Kollegen als Headhunter besprochen. Außer Schadenersatz 
wurden die Unterlassung, die Beseitigung, die Entlassung und der 
Widerruf als Anspruchsgrundlagen geprüft und deren Voraussetzungen 
dargestellt.  
 
Außerdem wurde die rechtliche Grundlage für die Gründung eines 
Headhunting-Unternehmens in einigen CEE-Staaten, sowie in 
Deutschland und der Türkei geprüft und im Ansatz auf deren 
Regelungen zur Abwerbung eingegangen. Einige der CEE Staaten 
haben schon sehr fortschrittliche, EU konforme Wettbewerbsgesetze, 
andere wiederum gar nicht, aber Judikatur gibt es noch gar nicht und 
bezüglich der Praxisrelevanz ist noch Optimierungspotenzial fest zu 
stellen. Vermutlich wird es noch einige Jahre dauern, bis diese 
Wohlstandsproblematik in die Judikatur Einzug halten wird. Derzeit ist 
die Situation am CEE-Arbeitsmarkt schwierig für Personalberater. 
Derzeit ist nicht nur ein Auftragsrückgang bei ihren Stammkunden zu 
verzeichnen. In Zeiten deutlich steigender Arbeitslosigkeit ist 
außerdem auch gut qualifizierten Arbeitskräften ein sicherer, wenn 
auch nicht so gut bezahlter Job lieber als ein jederzeit kündbarer 
Spitzenposten (übrigens nicht nur in CEE). Somit ist es teilweise 
schwierig geworden geeignete Fach- und Führungskräfte zu finden. 
Dies gilt zwar für alle Märkte, in Polen, Tschechien, der Slowakei und 
Ungarn zeigen sich jedoch verschiedene Charakteristika. Der weltweit 
führenden Personalberatung Heidrick & Struggles International397 
zufolge gehören Polen und Tschechien zu den „Umsatzträgern“, für 
                                                                    
397 http://www.heidrick.com/Pages/Default.aspx [12-10-10]. 
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Ungarn rechnet Kienbaum398 erst im kommenden Jahr wieder mit einer 
leicht steigenden Nachfrage nach qualifiziertem Personal. In der 
Slowakei hingegen stagniert das Geschäft. Dort werde es auch noch 
länger dauern, bis sich der Markt wieder erhole. 
 
Abschließend ist zur Praxisrelevanz zu sagen, dass Beweise meist sehr 
schwer zu erbringen sein werden. Die Schädigungssicht des 
Headhunters wird ebenso wenig zu beweisen sein, wie die des 
Kollegen, so sie sich nur auf einmalige Interaktion im jeweiligen 
Unternehmen bezieht, oder die andauernde immer wieder erfolgende 
Abwerbung durch objektive Kriterien wie die Branchendominanz 
erklärbar sein wird. Trotz bestehender Vorschriften, die dem Abwerben 
von Arbeitnehmern den nötigen gesetzlichen Rahmen verleihen, 
entstehen in der Praxis viel komplexere und diffizilere Problematiken, 
die es jedenfalls erfordern mit der notwendigen Sorgfalt und 
Genauigkeit den Einzelfall eingehend zu betrachten.  
 
 
                                                                    
398 http://kienbaum.at/desktopdefault.aspx/1077_read-2449/ [12-10-10]. 
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